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l. pRÜFÜNGSAUFTKAG

Bereits im Jahre 1983 hat der Landesrechnungshof die
technische und kostenmäßige Prüfung von Ausbau-, Instand-
setzungs- und Erhaltungsarbeiten an Amtsgebäuden im
Ressortbereich der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung
durchgeführt. Bei dieser Überprüfung mußte der Landes-
rechnungshof eine Reihe zum Teil auch schwerwiegender
Mängel aufzeigen, wie insbesondere:

* Die notwendigen Planungsarbeiten mit dazugehörigen
Massenermittlungen für die Ausschreibungen wurden
nicht im erforderlichen Ausmaß durchgeführt.

* Bestands- und Ausfuhrungspläne wurden teilweise

vom späteren Billigstbieter im vorhinein verfaßt
und im Rahmen der Bauausführung vergütet.

* Doppelverrechnungen und Überzahlungen wurden fest-
gestellt.

* Durch unzulässige Stückelung von Rechnungen wurden

Ermächtigungsgrenzen umgangen.

* Bei den Adaptierungsarbeiten in der Schönaugasse 10
wurden bei den Baumeisterarbeiten 49 % der ausge-

schriebenen Leistungen nicht ausgeführt, dafür
wurden 32 i der Schlußrechnungssumme aufgrund

von Nachtragsanboten abgerechnet.

* Bei den Anbotseroffnungen wurde eine Reihe wesent-

licher Formfehler festgestellt.

* Unrealistisch kurze Fristen mit entsprechenden

Vertragsstrafen wurden vereinbart; die Fristen
wurden wesentlich überschritten, Genehmigungen



hiefür lagen keine vor, Vertragsstrafen wurden
keine einbehalten.

Der Landesrechnungshof hat deshalb in seinem Bericht
eine Reihe von Empfehlungen und Vorschlägen ausgearbei-
tet, um zumindest in der Zukunft die Aufgabenabwick-
lung in der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung zu
verbessern wie Z. B.:

* Für die Ausschreibungen sind nachvollziehbare Massen-

ennittlungen durchzuführen.

* Bei größeren Baumaßnahmen sind entsprechende Planun-
gen durch hiezu Befugte erforderlich.

* Einheitliche rechtliche Vertragsbedingungen sind

anzuwenden.

* Für immer wiederkehrende gleichartige Arbeiten

sind Rahmenausschreibungen durchzuführen.

Die Abteilung für Liegenschaftsverwaltung hat in ihrer
Stellungnahme zu jenem Prüfbericht alle Vorschläge
des Landesrechnungshofes positiv aufgenommen und mitge-
teilt, daß diesen in Zukunft vollinhaltlich Rechnung

getragen wird.

Folgende Maßnahmen wurden aufgrund dieses Berichtes
nach Mitteilung der geprüften Abteilung sofort veran-
laßt:

* Allgemeine Vertragsbestinnnungen, wie sie im Bauamt
gehandhabt werden, werden verwendet.

* Bei größeren Vorhaben erfolgt eine Trennung zwischen
Planung und Ausführung.
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* Zur genauen Erfassung und Überprüfung der Klein-
rechnungen wurde ein entsprechendes Formblatt auf-

gelegt.

* Rahmenausschreibungen werden durchgeführt.

In der Kontrollausschußsitzung am 3. April 1984 wurde

jener Prüfbericht einer eingehenden Diskussion unter-
zogen. Vorerst sollte der Abteilung für Liegenschaftsver-
waltung die Chance zur Änderung gegeben werden. Der
Landesrechnungshof wurde ersucht, in angemessener Frist

einen neuerlichen Bericht zu verfassen, der die Aus-

Wirkungen dieser Prüfung dem Kontrollausschuß aufzeigen

sollte. Der vorliegende Prüfbericht unter dem gleichen

Titel beschäftigt sich daher ausschließlich mit der

Aufgabenabwicklung der Abteilung für Liegenschaftsverwal-
tung für die Zeit nach der seinerzeitigen Überprüfung

im Jahre 1983.

Mit der Durchführung der Prüfung war die Gruppe 3 des

Landesrechnungshofes (Bauwesen) beauftragt. Unter dem

Verantwortlichen Gruppenleiter Wirkl. Hofrat Dipl. --

Ing. Peter Pfeiler hat die Einzelprüfung im besonderen

BR Dipl. -Ing. Gerhard Rußheim unter Mitwirkung von Dipl. --

Ing. Dr. Michael Kollmann und AS Ing. Reinhard Just

durchgeführt.

Sowohl von der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung

als auch von der Landesbuchhaltung wurden sämtliche

Unterlagen für die Einsichtnahme zur Verfügung gestellt.

Die gegenständliche Überprüfung erstreckte sich auf

die Einsichtnahme in die Gebarung, die Einschau in die

Bauakte sowie die sonstigen mit den Baudurchführungen

zusammenhängenden schriftlichen und planlichen Aufzeich-

nungen sowie auf die örtlichen Erhebungen hinsichtlich

des Umfanges der einzelnen Bauvorhaben.



4 -

Im speziellen Fall konzentrierte sich die Überprüfung
nicht nur auf die formale Abwicklung der Bauvorhaben
und den Aktenlauf , sondern auch auf vermehrte stich-
probenweise Qualitäts- und Massenkontrollen an Ort und
Stelle. Diese örtlichen Erhebungen ermöglichen einen
wesentlich umfassenderen Einblick in das ehemalige Bau-

geschehen und gewährleisten somit ein abgerundetes Prü-
fungsergebnis.

Da es sich um die Wiederholung einer Überprüfung der

Abteilung für Liegenschaftsverwaltung handelt, wird
hinsichtlich aller allgemeinen Feststellungen, wie Z. B.:

* der Organisation der Abteilung für Liegenschafts-

Verwaltung sowie

* der Bereitstellung bzw. Ansätze der finanziel-

len Mittel,

auf den ursprünglichen Bericht verwiesen. Die gegen-

ständliche stichprobenweise Überprüfung legte ihr Haupt-

gewicht auf die Abwicklung von Bau- und Instandhaltungs-

maßnahmen.

Von den in den Jahren 1984 bis 1986 von der Abteilung

für Liegenschaftsverwaltung durchgeführten umfangrei-

chen Instandsetzungsarbeiten wurden

* die Jahressammelausschreibung der

ten in verschiedenen Amtsgebäuden,

Spenglerarbei-

* die Jahressammelausschreibung für

heiten in verschiedenen Amtsgebäuden,

Dachdeckerar-



* die Deckensanierung im Landtagssitzungssaal,

* die Fassadenrenovierung in der Burggasse l und

in der Hofgasse 15,

* die Fassadenrenovierung in der Burggasse 11 und

13,

* die Heizungsinstallationsarbeiten in verschie-

denen Amtsgebäuden incl. der Erneuerung von Wärme-

tauschern,

* die Neugestaltung der Wasserversorung im Burg-

areal,

* die Jahressammelausschreibung für Elektroinstal-

lationsarbeiten,

* die Elektromaterialeinkäufe sowie

* die Kleinrechnungen

einer stichprobenweisen Überprüfung unterzogen.



6 -

2. jAHRESSAWtELAUFTRAG FÜR SPENGLERARBEITEN IN VERSCHIE-
DENEN_AMTSGEBAUDEN

Am 24. Jänner 1986 wurden von der Abteilung für Liegen-
schaftsverwaltung "Spenglerarbeiten an verschiedenen
Amtsgebäuden in Graz" beschränkt ausgeschrieben. Dabei
handelte es sich - wie aus der Fristsetzung hervorgeht -
um einen Jahressammelauftrag zu Festpreisen.

Dazu wird festgestellt, daß der vom Landesrechnungshof
seinerzeit gemachte Vorschlag, für alljährlich weitgehend
gleichartige Arbeiten Jahresrahmenausschreibungen durch-
zuführen, realisiert wurde. Dadurch ist es möglich,
einen Großteil der laufend notwendig werdenden Klein-
arbeiten zu Preisen auszuführen, die unter Konkurrenz-
druck erstellt wurden.

Die Anbotseröffnung erfolgte am 14. Februar 1986. Zu
diesem Termin waren von allen 10 angeschriebenen Firmen

Anbote eingereicht worden. Nach Durchrechnung der ein-
gereichten Anbote ergab sich folgende Reibung:

Firma Bruttoangebotssumme Abweichung

100,

102,

104,

109,

117,'
121,:
123,

126,

129,

134,
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Fa. Kocher, Graz

Fa. Poglonik, Graz

Fa. Rath, Graz

Fa. Schnalzer, Graz

Fa. Eichinger, Graz
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Fa. Fladischer, Graz

Fa. Reiter, Graz

Fa. Schneeberger, Graz

Fa. Foller, Graz

s

s

s

s

s

s

s

s

s

s

l

l

l

l

l

l

l

943

967
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dies nicht geschehen ist, hat der Vorstand der Abtei-
für Liegenschaftsverwaltung auf Befragen zu diesem

Punkt erklärt, daß die Weisung aus dem Jahre 1980 bisher
zwar nicht widerrufen wurde, sich jedoch eine Änderung
ergeben habe, weil im Jahre 1983 die Wertgrenze in
den Vergebungsvorschriften für das Land Steiermark
von S 500. 000, - auf l Mio. S angehoben wurde. Damit
verlor nach Meinung der Abteilung für Liegenschafts-
Verwaltung auch die Weisung des Herrn Landesrates ihre

Gültigkeit.

Dieser Ansicht kann sich der Landesrechnungshof nicht

anschließen, da die Wertgrenzenerhohung in den Ver-

gebungsvorschriften in keinem direkten Zusammenhang
mit der obangeführten Weisung steht. Einer bestehenden

Weisung des zuständigen politischen Referenten wurde
somit von der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung

nicht entsprochen.

Für die Ausarbeitung der Ausschreibungsunterlagen,

die Erstellung der Einladungsliste, die Anbotseröffnung

und die endgültige Auftragsvergabe war Bauoberinspektor

Ing. Udo Matzhold als zuständiger Bearbeiter verantwort-

lich.

Auch hier muß vom Landesrechnungshof auf eine weitere

Weisung des Herrn Landesrates Dr. Christoph Klauser

vom 19. Juli 1983 (Beilage 2) hingewiesen werden. Darin

wurde damals "aufgrund aktueller Vorkommnisse" angeord-

net, Herrn Ing. Udo Matzhold mit

* der Erstellung von Ausschreibungen,

Anbotseröffnungen und

Auftrags vergaben
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mehr zu befassen. Da dieser Sachbearbeiter im
Überprüften Zeitraum jedoch bei einer größeren Anzahl

\uftragsvergaben, Anbotseröffnungen und Ausschrei-
bungserstellungen als alleiniger Bearbeiter im Schrift
Ve rkehr aufscheint, nahm der Landesrechnungshof in

das organisationshandbuch der Abteilung für Liegen-
schaftsverwaltung Einsicht.

in der Arbeitsplatzbeschreibung von Ing. Udo Matzhold
sind unter acht verschiedenen Punkten auch folgende
Tätigkeiten angeführt:

* Ausschreibung der Arbeiten,

* Abfassung von Regierungssitzungsantragen sowie

* schriftliche Auftragserteilung an die Firmen.

Unter "besondere Befugnisse" ist u. a. folgendes ange-

führt:

"In Abwesenheit des Abteilungsvorstandes bzw. des
Stellvertreters unterzeichnungsbefugt für alle
Auszahlungs- und Annahmeanordnungen. "

Diese Arbeitsplatzbeschreibung wurde am 12. Oktober
1984, also mehr als ein Jahr nach der vorhin angeführten
Weisung des Herrn Landesrates Dr. Christoph Klauser,
dem zuständigen Sachbearbeiter zur Kenntnis gebracht
und am gleichen Tage vom Abteilungsleiter überprüft
und abgezeichnet (Beilage 3).

Am 2. Feber 1987, also kurz nachdem der Landesrechnungs-
hof mit seiner Überprüfung begonnen hatte, wurde die
Arbeitsplatzbeschreibung für Ing. Matzhold durch eine
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neuere Einlage ersetzt, die keine der vorangeführten

Tätigkeiten bzw. Befugnisse mehr enthält.

Der Abteilungsvorstand hat auf Befragen zu diesem Sach-

verhalt mitgeteilt, daß er aus Kapazitätsgründen dieser

Weisung des Landesrates nicht entsprechen kann und

deshalb zum Ausgleich die Dienstaufsieht intensiviere

bzw. zum Teil auch auf seinen Stellvertreter übertragen

habe. Der Landesrechnungshof muß diese Vorgangsweise

kritisieren. Wenn einer Weisung des zuständigen politi-

sehen Referenten aus sachlichen Gründen nicht entsprochen

werden kann - die sachlichen Gründe werden vom Landes-

rechnungshof nicht bestätigt - ist dies dem politischen
Referenten mitzuteilen und um Änderung der Weisung

zu ersuchen.

In den Vorbemerkungen zu der Spenglerausschreibung

wurde u. a. auch folgendes vereinbart:

"Mit der Abgabe des Anbotes verpflichtet sich die Firma,
die Baustelle besichtigt zu haben und im Falle einer
Auftragserteilung mit der Arbeit sofort zu beginnen."

um diese Forderung erfüllen zu können, wäre es für
die anbietenden Firmen zumindest notwendig gewesen,

die Örtlichkeiten der geplanten Baumaßnahmen zu kennen.

Diese gehen jedoch weder aus den Vorbemerkungen noch

aus dem Text des Leistungsverzeichnisses oder dem bei-

liegenden Schreiben hervor, wie dies bei Sammelausschrei-

bungen für Jahresaufträge auch nicht anders zu erwarten
ist.

In den Vorbemerkungen zum Spengleranbot wurden u. a.

auch folgende Bedingungen aufgenommen:
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"Regiearbeiten werden nur dann vergütet, wenn sie vor
Beginn vom Auftraggeber angeordnet wurden."
Weiters:

es ist ein Bautagebuch und ein Aufmaßbuch
aufzulegen."

Diese Bedingungen erscheinen dem Landesrechnungshof
als sehr sinnvoll, zumal dies im Einklang mit den ein-
schlägigen ÖNORMEN steht, wie der ÖNORM B 2112 (Regie-
leistungen im Bauwesen), Abschnitt 2. 1. 1.:

"Art, Umfang und Beginn der Regieleistungen sind
vor Inangriffnahme zu vereinbaren"

und der ÖNORM B 2110 (Allgemeine Vertragsbestimmungen

für Bauleistungen), Abschnitt 1. 3. 10. 7.:

"Insbesondere sind Angaben zu machen über:
... die Führung eines Baubuches durch den Auftragge-
ber .... ".

Es konnte jedoch weder ein Baubuch noch ein Bautages-

bericht gefunden werden. Ebensowenig existieren Auf -
tragserteilungen für Regiearbeiten.

Nur nachträglich bestätigte Stundenzettel wurden dem

Landesrechnungshof vorgelegt. Gerade Bestätigungen

über durchgeführte Regiearbeiten setzen jedoch eine

intensive örtliche Bauüberwachung durch den Auftraggeber

voraus. Die ordnungsgemäße Abwicklung dieser Bauaufsieht
muß jedoch vom Landesrechnungshof nach einer genaueren

Durchsicht der Abrechnungsunterlagen, im speziellen

der einzelnen Abschlagsrechnungen, zumindest in Frage
gestellt werden. Hier wurden nämlich von der örtlichen

Bauaufsicht bei einem Großteil der Positionen Ausfüh-

rungsmassen anerkannt, die zum Teil, wie sich bei der

Gegenüberstellung mit der Schlußrechnung ergab, überhaupt
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nicht geliefert bzw. ausgeführt wurden.

Die folgende Tabelle zeigt beispielhaft einige dieser
Positionen:

Position

Pos.

Pos.

Pos.

Pos.

Pos.

Pos.

Pos.

3

4

7.5

9.1

9.2

9.3

9.4

l. Abschl. Rechn.

150

80

2

Stück

Il

tl

.

160

105

3

15

2

4

l

. Kecnn.

Stück

Il

Il

lfm

Stück

Stück

Stück

.

127 Stück

70

entfällt

12, 15 lfm

entfällt

3 Stück

entfällt

Es ist dem Landesrechnungshof bewußt, daß eine Abschlags-

rechnung zum Teil geschätzte Massen enthalten kann
und keineswegs eine exakte Abrechnung - wie etwa die

Schlußrechnung - darstellt. Trotzdem läßt die Tatsache,
daß bei der l. Abschlagsrechnung 2 Stück einer Position

anerkannt wurden - bei der 2. Abschlagsrechnung erhöhte

sich diese Position sogar auf 3 Stück - die, wie

sich dann bei der Schlußrechnung herausstellte, überhaupt

nicht ausgeführt wurde, auf eine mangelhafte Bauaufsieht
schließen (Beilage 4).

Diese Feststellung wurde auch durch die Überprüfung

der Regiestundenzettel erhärtet. Dabei stellte sich

nämlich heraus, daß der mit der örtlichen Bauaufsieht

betraute Bedienstete an mehreren Tagen Regiestunden

anerkannt und mit Unterschrift abgezeichnet hat, an

denen er sich jedoch lt. Aufzeichnungen der Urlaubsvor-
merkkartei auf Urlaub befunden hat. Wie aus der Beilage

Nr. 5 hervorgeht, handelte es sich dabei um die Regie-
stundenzettel
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l. Sept. 1986 mit 8, 5 Spengler- u. 8, 5 Helferstunden,

2. Sept. 1986 mit 9, 0 Spengler- u. 9, 0 Helferstunden und

3. Sept. 1986 mit 18, 0 Spengler- u. 9, 0 Helferstunden.

l
Das örtliche Bauaufsichtsorgan war vom l. September
^^g 5. September 1986 auf Urlaub, also an Tagen, an
denen Regiearbeiten über die gesamte Arbeitszeit durch-
geführt und bestätigt wurden, die vorher nicht schrift-
lich beauftragt wurden und auch eine intensive Uber-
wachung erfordert hätten.

In den Vorbemerkungen zum Leistungsverzeichnis wurde

auch folgende Bedingung aufgenommen:

"Von den Teilrechnungen wird ein 7%iger Haftrücklaß
(dieser Betrag wird immer auf ganze S 500, -- auf-
gerundet) einbehalten."

Dazu wird bemerkt, daß laut ÖNORM A 2050 der Haftrück-

laß als Sicherstellung für den Fall, daß der Auftrag-

nehmer die ihm aus der Gewährleistung obliegenden Pflich-

ten nicht erfüllt, vorgesehen ist und daher auch nur

von der Schlußrechnung in Abzug zu bringen ist. In

diesem Fall war wohl ein Deckungsrücklaß gemeint, der

verhindern soll, daß aufgrund von Massenungenauigkeiten

bei Abschlagsrechnungen Überzahlungen geleistet werden.
Dieser Deckungsrücklaß ist mit der Erstellung der Schluß-

rechnung abzurechnen.

Aus . den Vorbemerkungen zu der Spenglerausschreibung
geht weiters hervor, daß nach Fertigstellung der Arbeiten
und Vorlage der Endabrechnung ein 3%iger Haftrücklaß
auf drei Jahre einbehalten wird. Als Haftrücklaß kann

auch ein Bankhaftbrief, lautend auf die gleiche Höhe
r
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den gleichen Zeitraum, gelegt werden. Wie jedoch

Überprüfung der Schlußrechnung ergab, wurde weder
Haftrücklaß einbehalten noch ein Haftbrief gelegt.

Außerdem ist in der ÖNORM A 2060, Abschnit 2. 25. 6,
daß bargeldlose Sicherstellungen mindestens

dreißig Tage über das Ende der Sicherstellungsfrist
hinaus gültig sein müssen.

Auf Befragen des zuständigen Sachbearbeiters wurde

dem Landesrechnungshof mitgeteilt, daß es trotz der

vorhin zitierten Vorbemerkungen in der Abteilung für

Liegenschaftsverwaltung bisher nicht üblich war, einen
Haftrucklaß einzubehalten, da bei Reparaturleistungen

die Handhabung einer Gewährleistung schwierig erscheint.

Dieser Argumentation kann sich der Landesrechnungshof

nicht anschließen. Er empfiehlt in Zukunft eine vertrags-

gemäße Vorgangsweise.

Bei der Überprüfung der gesamten Spenglerarbeiten mußte

vom Landesrechnungshof festgestellt werden, daß in

der Schlußrechnung mehrere Positionen (15 c, 15 d,

17 b, 17 c) verrechnet worden sind, die im ursprünglichen

Anbot überhaupt nicht vorhanden waren. Trotzdem wurden

von der Bauaufsicht auch diese Positionen - sowohl

mit ihren Einheitspreisen als auch mit den gesamten

Positionspreisen - kommentarlos anerkannt und mit der

Gesamtrechnung an die ausführende Firma ausbezahlt.

Neben diesen im Anbot nicht vorhandenen Positionen

wurden auch sogenannte Zusatzarbeiten ohne Positionsan-

gaben mit Einheitspreisen verrechnet, deren Preisherlei-
tung aus dem gesamten Schriftverkehr nicht ersichtlich
lst. Auch für den gesamten in der Schlußrechnung in
Regie verrechneten Materialaufwand wurden im ursprüng-
lichen Anbot keine Preise angeboten. Weder aus dem

l
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noch aus der Schlußrechnung geht hervor,

vor Inangriffnahme dieser Regiearbeiten eine Preis-
für den beträchtlichen Materialaufwand

wurde oder ob die Preisangemessenheit überhaupt

überprüft wurde.

Anhand dieser vielen im Anbot nicht erfaßten Leistungen
und Kosten und der um fast 44 % erhöhten Regiearbeiten
ist es für den Landesrechnungshof erstaunlich, daß
der ursprünglich geschätzte und von der Steiermärkischen
Landesregierung genehmigte und gerundete Betrag von

S 950. 000, - so exakt für die Jahresabrechnung von

S 949. 035, 60 ausgereicht hat.

Wie auch bei anderen Ausschreibungen und Auftragsvergaben

aufgezeigt (z. B. Sammelausschreibung für E-Installations-
arbeiten), werden die ausgeschriebenen Leistungen,

die nicht erforderlich sind, durch andere in der Aus-

Schreibung nicht vorgesehene Leistungen und Regiearbei-

ten, für die die Preise in der Regel ohne Konkurrenzdruck

erst nach durchgeführter Leistungserbringung vom Auftrag-

nehmer festgelegt werden, in einem solchen Umfang abge-

rechnet, daß die genehmigte Auftragssumme gerade noch

ausgeschöpft wird. Dieser Vorgang muß vom

Landesrechnungshof kritisiert werden.
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FÜR DACHDECKERARBEITEN AN VERSCHIEDENEN

22. Jänner 1986 wurde von der Abteilung für Liegen-
schaftsverwaltung eine Ausschreibung über einen Jahres-
auftrag für einzelne Dachdeckerarbeiten an verschiedenen
Amtsgebäuden beschränkt durchgeführt. Die Preise des
Anbotes wurden als Festpreise über die ganze Bauzeit
ausgeschrieben. Auch hier muß - wie bei den Speng-
lerarbeiten - kritisiert werden, daß Leistungen mit
Gesamtkosten von ca. l Mio. S nicht öffentlich, sondern
beschränkt ausgeschrieben wurden.

Die Anbotseröffnung erfolgte am 10. Feber 1986 und
ergab nach Durchrechnung der eingereichten Anbote folgen-
de Reibung:

Firma Bruttoangebotssumme

l.

2.

3.

4.

5.

6.

7.

8.

Fa. Harald König, Graz

Fa. Rudolf Persch, Graz

Fa. Adolf Gamperl, Graz

Fa. Michael Balk, Graz

Fa. Kurt Rockenbauer,
Graz

Fa. Spitzer Ges. m. b. H.
Graz

Fa. Sajowiz Ges. m. b. H.
Graz

Fa. Erich Schnalzer,
Graz

s

s

s

s

s

s

s

s

912

936

947

956

957

986

1, 794

1, 033

. 234, --

. 432, 60

. 591, 40

. 226,-

. 288, --

. 748,-

. 000,-

. 878, --

Abweichung

100,

102,

103,

104,

104,

108,

109,

113,

0

6

9

8

9

2

7

3

%

%

%

»

%

%

%

%
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Zur Angebotseröffnungsniederschrift vom 10. Feber 1986
wird vom Landesrechnungshof bemerkt, daß zwei Anbote,
und zwar von der Fa. Sajowitz Ges. m. b. H. und der
Fa. Schnalzer, mitberücksichtigt wurden, obwohl sie
erst am 12. Feber 1986, also 2 Tage nach der Anbots-
eröffnung, bei der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung
eingelangt sind. Auch hier weist der Landesrechnungshof
auf den Text der Vorbemerkungen hin, in dem unter dem
Titel "Anbotsabgabe" folgender Wortlaut aufscheint:

"Die Anbote sind spätestens bis zum vorgesehenen Anbots-
termin abzugeben, " später einlangende Anbote können
nicht berücksichtigt werden, auch wenn diese zeitgerecht
per Post aufgegeben wurden. Das Anbot ist in einem
versiegelten 'Kuvert abzugeben, außerdem ist dieses
Kuvert'mit dem Wortlaut "Dachdeckerarbeiten an verschie-
denen Amtsgebäuden" zu versehen. Anbotstermin 10. Feber
1986".

In diesem Zusammenhang muß darauf hingewiesen werden,

daß auch diese Anbotseroffnung gegen die ausdrückliche

Weisung des Landesrates Dr. Klauser von Ing. Udo
Matzhold durchgeführt wurde.

Die allgemeinen Bedingungen der Vorbemerkungen für
die Dachdeckerarbeiten sind identisch mit dem Wortlaut

in der Jahresausschreibung für die Spenglerarbeiten.

Daher verzichtet der Landesrechnungshof auf die noch-

malige Aufzählung aller diesen Ausschreibungstext
betreffenden Kritikpunkte.

Die Auftragserteilung zur Durchführung von Dachdecker-
arbeiten an verschiedenen Amtsgebäuden in Graz erfolgte

am 5. März 1986 an die Fa. Harald König mit einer Gesamt-

auftragssumme von S 912. 234, -. Der Landesrechnungshof
muß auch in diesem Fall, genauso wie bei den Spengler-

arbeiten, aufzeigen, daß der Weisung von Landesrat
Dr. Klauser - beschränkte Ausschreibungen über
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S 300. 000, -- erst nach seiner Genehmigung durchzuführen -
keine Folge geleistet wurde (Beilage l).

Obwohl im Anbot vereinbart war, daß während der gesamten
Arbeiten ein Bautagebuch zu führen ist, konnte weder
ein Bautagebuch noch ein Aufmaßbuch gefunden werden.

Auch keine einzige Auftragserteilung für eine Regiearbeit
existiert im Schriftverkehr, obwohl im Anbot festgelegt
wurde, daß Regiearbeiten nur dann vergütet werden,
wenn sie vor Beginn der Arbeiten vom Auftraggeber ange-
ordnet worden sind. Es existieren nur nachträglich
ausgestellte Arbeitsbestätigungen, die pauschal und
korrekturlos von der örtlichen Bauaufsicht abgezeichnet
wurden.

Selbst unter Zugrundelegung dieser nicht nachvollzieh-
baren Arbeitsbestätigungen kam es bei den Abschlagsrech-
nungen zu gewaltigen Überzahlungen.

Die l. Abschlagsrechnung wurde am 12. März 1986 gelegt.
Vor diesem Datum wurden laut Stundenzettel insgesamt
27 Dachdecker- und 36 Helferstunden an Regiearbeiten
geleistet. Abgerechnet, anerkannt und ausbezahlt wurden
jedoch 300 Dachdecker- und 400 Helferstunden zu einem
Gesamtpreis von S 163. 600»-'

Dies bestärkte den Landesrechnungshof in der Annahme,
daß die Bauaufsicht mangelhaft und ungenflgend wahrgenom-
men wurde. Diese Feststellung wurde auch durch die
Überprüfung von Regiestundenzettel erhärtet. Dabei
stellte sich nämlich - genauso wie bei den Spengler-
arbeiten - heraus, daß das örtliche Bauaufsichtsorgan
an mehreren Tagen Regiestunden anerkannt und mit Unter-
schrift abgezeichnet hat, an denen es sich auf Urlaub
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befunden hat. Wie aus der Beilage Nr. 6 hervorgeht,
es sich dabei um die Regiestundenzettel vom

Juli 1986 und 3. September 1986 mit insgeamt 120 be-
stätigten Regiestunden.

Eine weitere Überzahlung mußte auch bei der Position 9
"Abräumen des entstandenen Schuttmaterials vom Dachboden"
festgestellt werden. Im Leistungsverzeichnis wurde
diese Position mit einer Pauschalsumme in der Höhe
von S 33. 500, - angeboten. In der l. Abschlagsrechnung
verrechnete die ausführende Firma unter dieser Position
einen Betrag von S 20. 500, -. Dies entspricht etwa
2/3 des Gesamtumfanges und wurde von der Bauaufsicht
anerkannt. In der 2. Abschlagsrechnung scheint jedoch
der Gesamtbetrag dieser Positon 9 in der Höhe von
S 33. 500, - auf, ohne daß die vorangegangene l. Ab-
schlagsrechnung abgezogen wurde. Auch dieser Betrag
wurde ohne Korrektur anerkannt und zur Anweisung ge-

bracht.

In diesem Zusammenhang wird auch festgestellt, daß

die Rechnungslegung grundsätzlich falsch durchgeführt
wurde, da sämtliche Abschlagsrechnungen nur die im
jeweiligen Zeitabschnitt ausgeführten Leistungen ent-
halten. Dem gegenüber ist in der ÖNORM A 2060 ausgeführt:

"Jede Abschlagsrechnung hat folgende Angaben zu ent-
halten:
Die gesamten seit Beginn der Ausführung erbrachten
Leistungen im zumindest annähernd ermittelten Umfang;
die Beträge der bereits erhaltenen Abschlagszahlungen
und der verlangten Abschlagszahlung."

Bei der l. Abschlagsrechnung mußten weitere Überzahlungen
bei den Materialbeistellungen festgestellt werden. Wie

aus den angeschlossenen Lieferscheinen hervorgeht,



20 -

wurden bis einschließlich 17. März 1986 1. 800 Stück

Bieberziegel sowie 40 Schaff Mörtel angeliefert. In

der am 12. März 1986 ausgestellten l. Abschlagsrechnung

wurden jedoch 10. 000 Stuck Bieberziegel und 200 Schaff

Mörtel verrechnet und von der Abteilung für Liegen-

schaftsverwaltung über die Landesbuchhaltung zur Anwei-

sung gebracht.

Aus den vorgenannten Fakten geht hervor, daß die Behand-

lung der Abschlagsrechnungen sehr sorglos durchgeführt
wurde. Dies bestätigt auch ein von der Abteilung für

Liegenschaftsverwaltung gemachter Rechenfehler in der
Höhe von S 100. 000, -- (Beilage 7), auf den die betrof-

fene Firma nicht einmal in einem Schreiben hinwies.

Es muß dcüier die Ordnungsmäßigkeit der gesamten Ab-

schlagsrechnungen vom Landesrechnungshof in Zweifel

gezogen werden.

Die gesamte Schlußrechnung betrug S 847. 606, --, das

sind 93 % der ursprünglichen Auftragssumme von

S 912. 234, --. Auch hier muß kritisiert werden, daß

der im Anbot vereinbarte Haftrücklaß in der Höhe von

3 % oder S 25. 428, -- nicht einbehalten wurde.
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4. DECKENSANIERÜNG IM LÄNDTAGSSITZUNGSSAA1

4. 1 Bauvorbereitunq und Planung

Die Anfänge des steirischen Landhauses in Graz reichen
in die Zeit von Kaiser Maximilian I. zurück, als 1494
von den steirischen Ständen die sogenannte "Kanzlei"
an der Ecke Herrengasse-Landhausgasse erworben wurde.
1519 wurde das "Prueschinkschen Freihaus" in der Schmied-
gasse angekauft, dessen umbau zum Rittersaaltrakt 1527
begann und 1531 fertiggestellt wurde.

Der Rittersaaltrakt gehört somit zu den ältesten Teilen
des Grazer Landhauses. Mitte des 16. Jahrhunderts folgte
die Errichtung des Haupttraktes in der Herrengasse

an der Stelle der gotischen "Kanzlei" und des 1534

hinzugekauften Nachbarhauses. Zwischen 1557 und 1561
wurde dann das Landhaus in seiner heutigen monumentalen

Form erbaut.

Die historische Landstube, deren ErbauungsZeitraum

nicht genau bekannt ist, liegt im Zentrum. Das Erdgeschoß
stammt aus spätgotischer Zeit, der darüberliegende
Sitzungssaal dürfte seine Renaissanceausstattung nach
Vollendung des Rittersaaltraktes um 1530/40 erhalten
haben. Aufgrund einiger Baumängel kam es 1741 zu einem
großzügigen Umbau, wobei unter anderem die hölzerne
Tramdecke durch eine zart getönte Stuckdekoration ver-

deckt wurde.

Im Jahr 1983 wurde bemerkt, daß an der westlichen Seite

des Landtagssitzungsaales die Decke sich leicht defor-
miert hatte. Aufgrund dieser Gegebenheiten wurde die
Deckenkonstruktion untersucht. Dabei wurde festgestellt,

daß vor Jahrzehnten bereits eine Reparatur der Auflager-
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infolge Vermorschung durchgeführt wurde.

Da dis Vermorschung jedoch im Laufe der Zeit weiter
fortgeschritten war, wurde der Zivilingenieur Dipl. -Ing.
Dr. techn. Eduard Wallner aufgefordert, über den Zustand
der Decke ein Gutachten zu erstellen. Dr. Wallner legte
einen Kostenvoranschlag für die Sanierungsarbeiten
inklusive Ausschreibung, Materialprüfungen und Bohrproben
in der Höhe von S 46. 980, -- inkl. USt. vor. Die Abteilung

für Liegenschaftsverwaltung erwirkte bei Herrn Landesrat

Dr. Klauser eine Verfügung für die Vergabe der Zivil-

ingenieurarbeiten mit dem vorgenannten Betrag. Daraufhin
wurde Dr. Wallner von der Abteilung für Liegenschaftsver-

waltung beauftragt, die Planung und die Ausschreibungs-

unterlagen für die erforderliche Sanierung durchzuführen.
Das Gutachten sowie das Leistungsverzeichnis für die

Zimmermanns- und Leimbauarbeiten bei der Sanierung

der Dippeltramdecken über dem Landtagssitzungssaal

legte Dr. Wallner am 28. Oktober 1983 vor.

Aus diesem Gutachten ging eindeutig hervor, daß die

Standfestigkeit der Deckenkonstruktion in diesem Bereich

nicht mehr gegeben ist und eine Sanierung dringendst

vorzunehmen wäre, um eine Beschädigung der reich verzier-

ten Landtagssitzungssaaldecke zu verhindern.
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Der Vorschlag von Dr. Wallner in seinem am 28. Oktober

1983 erstellten Gutachten ging aufgrund der großen

Spannweite der Deckenkonstruktion dahin, eine über

18 m freigespannte Fachwerk-Leimbinderkonstruktion

quer zur Balkenlage einzuziehen, die die gesamte Unter-

konstruktion erfaßt und deren Kräfte an die massiven

Wände abgibt. Dabei sei darauf zu achten, daß diese

Konstruktion keine Verbindung zur Dachkonstruktion

aufweist, um zusätzliche Lasten auf die Deckenkon-

struktion zu vermeiden.

Ein besonderes Problem bei diesem Bauvorhaben stellte

die Tatsache dar, daß nicht genagelt und geschlagen

werden durfte, da infolge der entstehenden Prellungen

die alte Landtagssitzungssaaldecke teilweise abbröckeln
hätte können. Die durch diesen Umstand erschwerte Bau-
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tätigkeit der Firmen veranlaßte Dr. Wallner, den Vor-
zu machen, dem Auftragnehmer eine Bauschadensver-

Sicherung in der später festgelegten Höhe von l Mio. S
vorzuschreiben, um die ausführende Firma trotzdem zu
einer sorgfältigen Arbeit anzuhalten, wurde ein Selbst-
behalt von S 50. 000, -- im Versicherungspaket festgehal-
ten.

Daraufhin wurde - wie im nächsten Abschnitt beschrieben -
die bauliche Sanierung der Decke in Angriff genommen.

Am 4. April 1984 informierte W. Hofrat Dr. Leopold
Heinisch das Büro Landesrat Dr. Christoph Klauser,

daß sich Schwierigkeiten bei der Sanierung der Decke

des Landtagssitzungssaales ergeben hatten. Es wurde
festgestellt, daß die Gefahr des Ablosens von Teilen
der Stuckdecke bestand.

Im Zuge der Beweissicherung durch die Wiener Städtische
Versicherung, bei der die Bauschadensversicherung abge-

schlössen wurde, wurden Stellen der Decke probeweise

geöffnet und dabei festgestellt, daß akute Gefahr des

Ablösens von Teilen der Stuckdecke bestand.

Am 5. April 1984 wurden auf Veranlassung der Abteilung

für Liegenschaftsverwaltung drei technische Experten

zur Begutachtiuig des Bauzustandes herangezogen. Dies
waren die Herren:

Präsident der Ingenieurkammer für Steiermark und
Kärnten Dipl. -Ing. Max Schummer,

Zivilingenieur Dipl. -Ing. Dr. Eduard Wallner und

Zivilingenieur Dipl. -Ing. Walter Habbe.

Die drei Sachverständigen gaben in einer Niederschrift
folgenden Sachverhalt zu Protokoll:
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"Bei der Besichtigung am Gerüst wurde festgestellt,
daß dis Stuckdecke Deformationen und Risse aufweist.
An den Stellen, an denen der Verputz geöffnet wurde,
ergaben sich Abstände von der tragenden Holzkonstruktion
von etwa 0 bis 6 cm. Ferner ist anzunehmen., daß die
Drähte, die ursprünglich die Stukkaturierung getragen
haben, beschädigt oder angerostet sind. Desgleichen
wird angenommen, daß sich der dünne Draht, der die
Verrohrung zusammenhalten sollte, ebenfalls gelöst
hat und dadurch kein Verbund zwischen der tragenden
Konstruktion und den Verputzträgern mehr besteht."

l

Nachdem das Ausmaß der Beschädigung nicht genau abge-

schätzt werden konnte, schlugen die Experten eine ge-

nauere Untersuchung durch die Herren üniv. Professoren

Dr. Fallosch und Dr. Gamerith und die Heranziehung

eines Stukkatursachverständigen vor. Weiters wurde

festgestellt, daß eine genauere Untersuchung nur von

einem Gerüst aus vorgenommen werden kann, und daß

- solange keine weitere Untersuchung der aus dem Jahre

1741 stammenden Stuckdecke vorliegt- eine Benutzung

des Saales nach ihrer Auffassung ohne Gefährdung von

Personen nicht möglich wäre. Damit erschien die Abhaltung

der Landtagssitzungen am 10. und 27. April 1984 nicht

mehr möglich. Noch am gleichen Tag wurden die Bauarbeiten

fflr dife Deckensanierung eingestellt.

Gleichzeitig wurde Hof rat Dr. Kodolitsch vom Bundesdenk-

malamt zu Rate gezogen und ersucht, geeignete Sachver-

ständige für die Schadensfeststellung und Beseitigung

desselben bekanntzugeben. Hof rat Dr. Kodolitsch sagte
zu, daß er sich mit den Werkstätten des Bundesdenk-

malamtes in Wien, die bei der Sanierung von Decken
große Erfahrungen haben, diesbezüglich sofort in Verbin-
düng setzen werde.
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l

1984 wurde von W. Hof rat Dr. Heinisch auch

Herr Landesbaudirektor W. Hofrat Dipl. -Ing. Andersson
:hriftlich informiert und gebeten, einen Stukkatursach-

verständigen namhaft zu machen, unter dem Hinweis,
daß dis Restaurierungsarbeiten selbstverständlich im

Zusammenwirken mit dem Bundesdenkmalamt erfolgen

werden.

Ebenfalls noch am 6. April 1984 erging ein Schreiben
an die Professoren Fallosch und Gamerith - unter Beilage
der Niederschrift über das Begutachtungsverfahren -
mit der Anfrage, ob sie grundsätzlich bereit wären,

gemeinsam mit einem Stukkatursachverständigen eine
genaue Untersuchung dieser Decke vor2unehmen, die Schäden
genau zu lokalisieren, Sanierungsvorschläge auszuarbeiten
und entsprechende Anbotsunterlagen der Abteilung für
Liegenschaftsverwaltung zur Verfügung zu stellen.

Die Brisanz der Ereignisse dokumentiert sich in zahl-

reichen Artikeln der Tageszeitungen vom 7. April 1984,

in denen von einer Einsturzgefahr und Sperre der Land-

stube gesprochen wurde.

Dazu kann vom Landesrechnungshof positiv festgestellt

werden, daß zu diesem Zeitpunkt durch das rasche Handeln

der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung die Einleitung

zu den Sanierungsinaßnahmen schon voll im Gange war.

Am 9. April 1984 wurde von Herrn Landesbaudirektor

W. Hofrat Dipl. -Ing. Andersson mitgeteilt, daß für die
Namhaftmachung eines Stukkaturfachmannes Herr ROBR
Dipl. -Ing. Rous beauftragt wurde und als erstes Ergebnis

4 Firmen genannt wurden.
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Weiters wurde an diesem Tage auch unter Anschluß der
aufgeschlüsselten Maßnahmen, die von der Abteilung

für Liegenschaftsverwaltung bis zu diesem Zeitpunkt
wurden, der Steiermärkischen Landesregierung

ein Bericht über den Zustand der Stukkaturdecke im
Landtagssitzungssaal und die dazu von der Abteilung
für Liegenschaftsverwaltung beabsichtigten Maßnahmen
zur Kenntnis gebracht.

Ebenfalls am 9. April 1984 fand bei Herrn Landtagspräsi-

dent Franz Feldgrill eine Sitzung der drei Klubobmänner
im Beisein von W. Hof rat Heinisch und Dr. Wallner statt.

Dabei ersuchte Präsident Feldgrill die Abteilung für

Liegenschaftsverwaltung, so rasch wie möglich die Decken-
konstruktion über dem Zuschauerraum und im Rittersaal

untersuchen zu lassen, und schlug für die Begutachtung

Dipl. -Ing. Dr. techn. Wallner vor, der bereits die Dippel-
tramdecke über dem Landtagssitzungssaal untersucht

hatte.

Die Decke über dem Rittersaal sollte deshalb raschest

untersucht werden, damit eventuelle künftige Landtags-

Sitzungen in diesem Raum abgehalten werden könnten.

Da es sich um eine Sofortmaßnahme handelte, wurde die

mit der Deckensanierung beauftragte Firma fernmünd-

lich beauftragt, die im Landtagssitzungssaal befindlichen
beiden Gerüste in Regie umzustellen, um eine Deckenunter-
suchung im Rittersaal vornehmen zu können. Weiters

wurde Dr. Wallner beauftragt, sowohl die Dippeltramdecke

als auch die darunter befindliche Stuckdecke unter

Miteinbeziehung der Decke des Zuschauerraumes auf ihre
Haltbarkeit zu überprüfen.
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Es war beabsichtigt, der Steiermärkischen Landesregierung
einen diesbezüglichen Regierungssitzungsantrag noch
am 16. April 1984 vorzulegen.

Da die Sitzung der Steiermärkischen Landesregierung

am 16. April 1984 entfiel, wurde im Einvernehmen mit

Herrn Landesrat Dr. Klauser festgelegt, daß der Vergabe-

antrag der vorgenannten Arbeiten der Steiermärkischen

Landesregierung nachträglich zur Genehmigung in der

Sitzung am 24. April 1984 vorgelegt werden sollte.

Am 11. April 1984 haben die beiden üniversitätsprofes-

soren Dr. Gamerith und Dr. Fallosch zusammen mit W. Hof rat

Dr. Heinisch die Decke des Landtagssitzungssaales besich-

tigt. Als weitere Vorgangsweise wurde vordringlich

die Errichtung eines Stützgerüstes empfohlen, um die

Arbeiten an der Dippeltramdecke fortsetzen und darüber-

hinaus genaue Untersuchungen der Stuckdecke durchführen

zu können.

Nach Rücksprache mit Herrn Landesrat Dr. Klauser wurden

die beiden Professoren beauftragt, Unterlagen für die

Ausschreibung des Stützgerüstes auszuarbeiten und er-

sucht, für die generelle Betreuung ein Kostenanbot

mit einem genauen Leistungsverzeichnis vorzulegen.

vom Landesrechnungshof kann dazu positiv festgestellt

werden, daß durch diese kompakte Vorgangsweise - unter

Einhaltung aller notwendigen Vorschriften - innerhalb
einer Woche die Basis für die Sanierungsarbeiten geschaf-
fen werden konnte.

Der Leiter der
Dr. Naimer, teilte

Landtagspräsidialkanzlei, Hof rat

am 26. April 1984 der Abteilung
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Liegenschaftsverwaltung mit, daß die Zwischenwand
Rittersaal abgetragen werden sollte, da die nächste

Sitzung des Landtages am 15. Mai 1984 im Rittersaal
stattfinden werde.

^n 18. April 1984 teilten die üniv. Professoren
Dr. Gaaerith und Dr. Pallasch Herrn W. Hof rat Dr. Heinisch
mit, daß sie bereit wären, die weiteren Arbeiten zu
betreuen. Als erste Stufe dazu schlugen sie eine foto-
grammetrische Aufnahme der gesamten Decke zur doku-
mentarischen Sicherstellung vor; als zweite Stufe die
Errichtung einer Einrüstung des gesamten Landtagssit-

zungssaales zur Schaffung einer Arbeitsebene, um einer-
seits das gesamte Schadensausmaß genau feststellen

und danach andererseits die Sanierung der Decke in

einem Planquadratverfahren durchführen zu können. Zur

Erarbeitung des Leistungsverzeichnisses für die Ein-
rustung sowie für die Überprüfung der eingegangenen
Kostenanbote und die Ausarbeitung des Vertrages legten

sie ein Anbot in der Höhe von S 20. 000, - (exkl. 10 %

USt. ). Zusätzlich wurde für die fotogrammetrischen

Aufnahmen Herr Dipl. -Ing. Dr. Reithofer vom Institut

für angewandte Geodäsie empfohlen. Diese Planungsarbeiten
wurden am 2. Mai 1984 durch den Herrn Landesrat mit

Verfügung genehmigt und am 3. Mai 1984 beauftragt.

Am 30. April 1984 wurde von den Architekten Gamerith/

Pallasch vereinbarungsgemäß das Leistungsverzeichnis

über die Herstellung eines Plateaugerüstes übergeben
und ein Vorschlag für die einzuladenden Firmen erstellt.

Univ. Prof. Dr. Gamerith richtete am 14. Mai 1984 an

den Stukkaturfachmann Dipl. -Ing. Kurt Silier aus Wien
ein Schreiben, in dem er zum Ausdruck brachte, daß

prof. Fallosch und er beabsichtigen, ihn als Gutachter
Er
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beizuziehen (Beilage 8). Er erläuterte in diesem Schrei-
benr daß er beauftragt sei, die erforderlichen Sanie-
rungsarbeiten einzuleiten, auszuschreiben und die Bauauf-
sieht durchzuführen. Um die Ursache für die festgestell-
ten Deformationen an der Decke herauszufinden und ent-

Sanierungsmöglichkeiten auszuarbeiten, ersuch-

te er Dipl. -Ing. Silier, nach Fertigstellung des Plateau-
diese Untersuchungen in der 23. Kalenderwoche

durchzuführen. Weiters ersuchte er um Bekanntgabe,
ob Dipl. -Ing. Silier bereit sei, diesen Auftrag zu
übernehmen, sowie um Angabe der voraussichtlichen Höhe
des Honorars. Eine Fotokopie dieses Schreibens ging

auch an die Abteilung für Liegenschaftsverwaltung.

Am 19. Juli 1984 richteten die Univ. Professoren

Dr. Fallosch und Dr. Gamerith an die Abteilung für

Liegenschaftsverwaltung ihr gemeinsames Anbot (Bei-
läge 9), die notwendigen Arbeiten in der Landstube
zu veranlassen und zu leiten. Grundlage des Anbotes

waren die Gebührenordnung für Architekten, Auflage

1980 (GOA 80), sowie die tatsächlichen Herstellungskosten

der zu betreuenden Leistungen. Die Architektengebühren

wurden nach den geschätzten Herstellungskosten von

1, 5 Mio. S angenommen. Gemäß der Gebührentafel der GOA 80
§ 33 wurden unter Zugrundelegung eines Ausbauverhältnis-

ses von 100/100 folgende Prozentsätze ermittelt:

a) Büroleistung:

Einleitung der zu veranlassenden Arbeiten

Erarbeitung der prinzipiellen Lösungs-
moglichkeiten

Erstellung der Kostenberechnungsgrundlagen

Künstlerische Oberleitung

Zuschlag laut § 14 für besondere Kennt-
nisse 25 %

15

15

5

35

-8-L

43,

7

7

%

%

%

»

%

%
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21. September 1984 richtete Architekt Dr. Gamerith
die Abteilung für Liegenschaftsverwaltung ein Schrei-

ben, in dem er feststellt, daß die Leistungen des Stuk-
katurfachmannes Dipl. -Ing. Silier, die aus der ünter-
suchung der Stuckdecke, der Erstellung des Gutachtens
und hieraus folgernd einem Vorschlag für die Methode
der Sanierungsarbeiten bestand, nunmehr abgeschlossen
sind. Dem Schreiben lag die am 13. September 1984 von
Dipl. -Ing- Kurt Siller ausgestellte Rechnung mit einem
Pauschalhonorar von S 24. 000, - bei (Beilage 10).
Dr. Gamerith verweist darauf, daß die gelegte Honorar-

rechnung dem bei seiner Beauftragung vereinbarten Betrag
entspricht und von ihm überprüft und somit in Ordnung
befunden wurde (Beilage 11).

Am 2. Oktober 1984 verfaßte der Vorstand der Abteilung

für Liegenschaftsverwaltung W. Hof rat Dr. Heinisch dazu
einen AV (Beilage 12), in dem er folgendes festhält:

"Die beauftragten Sachverständigen Univ. Prof. Dipl. -Ing.
Dr. techn. Gamerith und Pallasch haben die gegenständ-
liche Rechnung anher mit dem Bemerken vorgelegt, daß
es sich hier um eine Leistung handelt, die Herr Silier
als Sachverständiger im Rahmen ihrer Architektenleistun-
gen erbracht hat. Die Rechnung ist daher aus dem bereits
genehmigten Architektenhonorar in der Höhe von
S 150. 000, - zu begleichen."

Da darüber hinaus laut Architektenanbot auch ein 25-%iger

Zuschlag für besondere Kenntnisse verlangt wurde, ist

diese Festlegung des Abteilungsvorstandes sachlich
richtig.
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Am 3. Oktober erfolgte die Auszahlungsanordnung der
Abteilung für Liegenschaftsverwaltung an die Landesbuch-
haltung, die an Herrn Dipl. -Ing. Kurt Silier die Gesamt-
summe von S 24. 000, - überwies.

Der Landesrechnungshof muß dazu feststellen, daß die
besagte Summe von S 24. 000, - in der Schlußrechnung
der Architektenleistungen nicht in Abzug gebracht wurde.
Wie aus dem schon erwähnten Schreiben vom 14. Mai 1984
(Dr. Gamerith an Dipl. -Ing. Silier) und aus dem Aktenver-
merk von W. Hofrat Dr. Heinisch klar hervorgeht, erfolgte
die Beauftragung nicht von der Abteilung für Liegen-
schaftsverwaltung und wäre daher auch nicht von dieser
zu begleichen gewesen.

In einem Gespräch am 6. März 1987 zwischen der Abteilung
für Liegenschaftsverwaltung und dem Landesrechnungshof
teilte W. Hofrat Dr. Heinisch mit, daß die genannten
S 24. 000, - von den beiden Architekten Dr. Gamerith
und Dr. Pallasch zurückgefordert werden.

Zu der am 22. Jänner 1985 von den Architekten
Dr. Gamerith und Dr. Pallasch gelegten Architektenschluß-

rechnung (Beilage 13) muß der Landesrechnungshof folgende
Mängel feststellen:

Unter Punkt 4 -tatsächlicher Arbeitsumfang" ist folgendes

angeführt:

"Zusätzlich zum angebotenen Büroleistungsumfang haben
wir auch""die Angebote geprüft, Preisspiegel gemacht
und vergabefertig vorbereitet. Ebenso haben wir die
Rechnungsprüfung 'und Zahlungsfreigabe über ^die von
uns ausgeschriebenen Arbeiten durchgeführt. Dafür steht
uns laut GOA die technisch geschäftliche Oberleitung
zu, d. s. 10 » der gesamten Büroleistung zusätzlich.
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Dazu stellt der Landesrechnungshof fest, daß es keine

Beauftragung zur technisch und geschäftlichen Oberleitung

gegeben hat. Die nach § 34 Punkt g) der GOA definierte
technische und geschäftliche Oberleitung der Bauausfüh-

rung wurde auch nicht zur Gänze von den Ziviltechnikern

durchgeführt. Z. B. erfolgte die Durchführung der Anbots-

ausschreibung von der Abteilung für Liegenschaftsverwal-

tung.

Abgesehen von der fehlenden Auftragserteilung hätte
somit diese Teilleistung zumindest nicht in der vollen

Höhe von 10 % anerkannt werden dürfen.

Zu Punkt 7 der Schlußrechnung "örtliche Bauaufsicht

bei der Erstellung des Plateaugerustes" muß wiederum

vom Landesrechnungshof festgehalten werden, daß hiezu

keine Auftragserteilung erfolgt ist. Desweiteren muß

die Abrechnung dieses Punktes, nämlich in der Form

eines eigenen Auftrages, d. h. entsprechend der Herstel-

lungssumme von S 247. 495, - mit 6, 64 %, als fachlich

unrichtig kritisiert werden.

Die Honorarermittlung der GOA geht von dem Prinzip
aus, bei geringeren Herstellungskosten einen höheren
Prozentsatz heranzuziehen. Es sind daher für einen

zusammenhängenden Auftrag die einzelnen Herstellungs-
kosten zu summieren und die Prozentsätze dann von der
Gesamtherstellungssuimne zu ermitteln.

richtige Vorgangsweise, abgesehen von der fehlenden
Auftragserteilung, wäre die gewesen, jene S 247. 495, --
zu den unter Punkt l abgerechneten Herstellungskosten
von s 847. 654, -- zu addieren, und damit den entsprechen-

prozentsatz für die örtliche Bauaufsicht laut GOA
ermitteln. Für die somit ermittelte Gesamtsumme
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von S 1, 095. 149, -- wäre laut GOA für die örtliche Bauauf-
sieht 5»73 % zu ermitteln gewesen. Dieser Prozent-
satz hätte dann nicht nur dem Punkt 7) "örtliche Bauauf-
sieht bei der Erstellung des Plateaugerüstes", sondern
auch dem Punkt 3) "örtliche Bauaufsieht für die Arbeiten
der Fa. Wilfinger und Leodolter", der in der Schlußrech-

nung mit 5, 87 % aufscheint, zugrundegelegt werden müssen.

Dadurch ergibt sich folgende Aufstellung:

Für die Büroleistung lt. Schlußrechung
6, 46 » von 847. 654, --

lt. der obangeführten Erläuterung
für die örtliche Bauaufsicht

5, 73 % von S 1, 095. 149,-

S 54. 758, 45

S 62. 752, 04

S 117. 510, 49

Einschließlich 10 % USt. wären daher für diese Leistungen

S 129. 261, 53 zu bezahlen gewesen.

Tatsächlich wurden aber S 120. 948, -- + 10 % USt.

S 133. 042, 80 und somit S 3. 781, 27 zu viel ausbezahlt.

Zusammen mit dem vorhin erwähnten Gutachten-Honorar

von Dipl. -ing. silier sind also von den beiden Archi-

tekten Gamerith/Fallosch zumindest

S 24. 000,-

S 3. 781, 27

S 27. 781, 27

zurückzufordern. Zuzüglich ist die Frage der Vergütung
von Leistungen ohne Auftrag und die Höhe des Prozent-
Satzes für die technische und geschäftliche Oberleitung
zu überprüfen.
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die gesamte Beauftragung der beiden Architekten

es jedoch wesentlich sinnvoller gewesen, die Auf-

tragserteilung vom 3. Mai 1984 für die Erarbeitung
der Ausschreibungsunterlagen für die Errichtung eines
Stützgerüstes nicht extra mit einer Pauschalsumme von
S 20. 000, -- exkl. USt. zu behandeln, sondern diese
Auftragserteilung so zu gestalten, daß bei dem sich
damals schon abzeichnenden später erteilten Gesamtauf-

trag dieser Teilauftrag in die Schlußrechnung mitein-
bezogen hätte werden können. Dadurch hätte die Schluß-
rechnung unter Außerachtlassung aller schon vorhin

kritisierten Punkte und unter Zugrundelegung des Archi-

tektenanbotes folgendes einfaches Aussehen gehabt:

Von der Herstellungskostengesamtsumme von

S 1, 095, 149, -- wäre als Büroleistung 11, 75 %

ermittelt worden, davon 53, 7 % anteilige

Büroleistung lt. Anbot ergibt ................... 6, 31 %

örtliche Bauaufsicht, wie oben erwähnt,.......... 5, 73 %

12, 04 %

Die Ermittlung der Gebühr ergäbe somit

12, 04 % von S 1, 095. 149, --, das sind

exkl. ust.

Tatsächlich gefordert und erhalten haben

die Architekten aber:

für den Erstauftrag
lt. Punkt 1-7 der Schlußrechnung

S 131. 855, 94

S 20. 000,-

S 120. 948,-

S 140. 948,-
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l

sich eine Differenz zu obiger Summe von
Damit nai-i-c -^-- _--- ----- - .. .

092, 06 + 10 % ÜSt. = S 10. 001, 27 und somit eine
^.."»r-e- Abrechnungssumme der Architektenleistungen

ergeben.

Diese Nachrechnung sowie die schon festgestellten Mängel
hinsichtlich der fehlenden Auftragserteilung der örtli-
chen Bauaufsicht und einer eventuellen technischen
geschäftlichen Oberleitung, wobei der Umfang klar defi-
niert hätte werden müssen, zeigen deutlich auf, daß
es die Abteilung für Liegenschaftsverwaltimg verabsäumt
hatte, hier einen eindeutigen Architektenvertrag auf zu-
setzen und abzuschließen.

Abschließend muß zur Architektenschlußrechnung festge-
stellt werden, daß auch die laut GOA § 18 verrechneten
Nebenkosten in der Höhe von S 2. 000, - nicht belegt

* sind.
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? Bauarbeiten zur Dachsanierung

der im vorigen Abschnitt geschilderten schwie-

Sachlage wurden nur Firmen aus der Steiermark

zur Anbotlegung für die Zimmermanns- und Leimbauarbeiten
bei der Sanierung der Dippeldecken aufgefordert, die
aufgrund ihrer Reputation Gewähr für eine ordnungsgemäße
Durchführung der Arbeit boten.

Am 17. November 1983 wurden zu dieser beschränkten

Ausschreibung 8 Firmen eingeladen. Die Anbotseröffnung

erfolgte am 15. Dezember 1983.

Nach der rechnerischen und fachtechnischen Überprüfung

sowie Korrektur der eingereichten Angebote ergab sich

folgende Reibung:

Firma Bruttoanbotssuinme Abweichung

Ing. W. Althaller, Graz

F. Gruber, Graz

K. Prix, Graz

Holzbau Stingl, Trofaiach

F. Steyrer, Ilz

F. Pregartner, Graz

H. Quitt's Nf g., Straß

Holzbau Hirschböck,
Hartberg

S 975. 190, 80

S 990. 564,-

S 1, 004. 556,-

S 1, 057. 465,-

S 1, 067. 524, 80

S 1, 122. 504,-

S 1, 143. 546,-

S 1, 194. 711,-

100, 0 %

101, 6 %

103, 0 »

108, 4 %

109, 5 »

115, 1 %

117, 3 %

122, 5 %
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Genehmigung durch die Steiermärkische Landesregie-
. Jänner 1984 wurde die als Billigstbieter

run9 d-lu ""/*
Fa. Ing. W. Althaller, Graz, am 3. Feber

1984 beauftragt, die Deckensanierung des Landtagsit-
zungssaales mit einer Kostensumme von S 975. 190, 90
durchzuführen.

Die Einladung zur Anbotslegung, die Anbotseröffnung
sowie die Auftragsvergabe (Beilage 14) wurden von
Ing. Matzhold als Sachbearbeiter durchgeführt.

Hiezu muß vom Landesrechnungshof nochmals auf die Weisung
von Herrn Landesrat Dr. Christoph Klauser vom 19. Juli
1983 (Beilage 2) hingewiesen werden. Darin wurde angeord-
net, daß Herr Ing. Udo Matzhold mit

* der Erstellung von Ausschreibungen,

* Anbotseröffnungen und

* Auftragsvergaben

nicht mehr zu befassen ist.

Zur Schlußrechnungssumme der Fa. Ing. W. Althaller ist

festzuhalten, daß sie mit S 983. 801, 48 (ohne Abzug

von l % wifo) die Anbotssumme von S 975. 190, 80 inkl.

USt. nur geringfügig übertraf.

Betrachtet man hingegen die Anteile der Regieleistungen,
so ergibt sich hier ein großer Unterschied zwischen

Anbot und Schlußrechnung. Während im Anbot Regieleistun-
gen in der Höhe von S 134. 430, - (inkl. ÜSt. ) enthalten

sind, das entspricht 13, 8 % der Gesamtanbotssunune,
s° finden sich in der endgültig vorgelegten Schlußrech-

"ung Regieleistungen in der Höhe von S 320. 792, 42 (unter
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Berücksichtigung des Abzuges von l » Wifo), das sind
.

9 % der tatsächlich ausbezahlten Schlußrechnungs-
summe von S 973. 963, 46.

Die Regieleistungen erfuhren dadurch eine fast 140-%ige
Erhöhung gegenüber dem Angebot.

Dem Landesrechnungshof ist es dabei vollkommen klar,
daß sich bei einem derartigen Bauvorhaben, wie die
Sanierungsarbeiten der Deckenkonstruktion des Landtags-
Sitzungssaales, eine regieintensive Durchführung der
Baumaßnahmen ergibt, da für das Leistungsverzeichnis
nicht alle sich erst während der Bauarbeiten ergeben-
den Maßnahmen vorhersehbar sind.

Um aber derartig umfangreiche Regieleistungen ordnungs-
gemäß abwickeln zu können, ist eine genaue Einhaltung
der Vorschriften der ÖNORM B 2112 "Regieleistungen
im Bauwesen" erforderlich. Darin wird unter Punkt 2

"Vertragsbestimmungen" folgendes angeführt:

* Art, Umfang und Beginn der Regieleistungen sind
vor Ineuigriff nähme zu vereinbaren.

* Der Auftragnehmer hat über alle Regieleistungen
täglich Aufzeichnungen zu führen.

^'

Unabhängig von der Beschäftigungsgruppe der einge-
setzten Arbeitnehmer ist für die Verrechnung nur

der Regiestundenpreis derjenigen Beschäftigungs-
gruppe maßgeblich, welcher der erbrachten Regielei-
stung entspricht.

Dazu muß vom Landesrechnungshof festgestellt werden,
daß die Preisvereinbarungen der zusätzlichen Regiearbei-
fcen im Bautagebuch auf Seite 34 (Beilage 15) nach der
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Eintragung und somit nach Abschluß der Arbeiten

durchgeführt wurde.

wurden Frei s Vereinbarungen anerkannt, die einen

Regiestundenpreis darstellten. Es wurde

für die Haurervorarbeiterstunde ein Stundenpreis von
281, - fixiert, wobei die im Anbot enthaltene Maurer-

stunde mit S 235, -- angeboten war. Im Vergleich dazu
war die im Anbot enthaltene Zimmererstunde mit S 250, --
um S 15, - teurer als die Maurerstunde, die ebenfalls
im Anbot enthaltene Zimmerervorarbeiterstunde mit einem

preis von S 260, -- nun aber um S 21, -- billiger als

die nachträglich fixierte Maurervorarbeiterstunde (Bei-

läge 16).

Unter analoger Anwendung der Differenz zwischen Maurer-
und Zimmererstunde von S 15, -- laut Anbot und unter

Zugrundelegung der Zimmerervorarbeiterstunde von

S 260, - hätte die Maurervorarbeiterstunde mit S 260, --,

abzüglich S 15, --, d. i. S 245, -, vereinbart werden

dürfen. Es wurde somit pro Stunde ein Überpreis von
S 36, - anerkannt. Das ergibt bei den 75 abgerechneten

Maurervorarbeiterstunden einen Betrag von S 3. 240,-

inkl. USt.

In diesem Zusammenhang muß auf den letzten Überprüfungs-
bericht des Landesrechnungshofes vom 20. Juli 1983

verwiesen werden, in dem auf Seite 36 ebenfalls bei

der Pima Althaller genau der gleiche Mangel aufgezeigt
und beanstandet wurde. Hier wurde in einem "Sofortauf-

trag" die Maurerstunde und die Hilfsarbeiterstunde

uia 5 % höher abgerechnet als im Anbot enthalten.

Zur Forderung nach täglichen Aufzeichnungen muß vom
^^desrechnungshof festgestellt werden, daß Z. B. auf

l
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und 23 des Bautagebuches (Beilage 17)
den öc^. t. '-" -- _ ^ _.......

Zeitraum von Montag, den 30. Juli 1984, bis Donners-
1984, zusammengefaßt ist. Die beiden

tag» uc" .-. ----.- ......
des Bautagebuches wurden von Ing. Matznoia sowie

alle anderen Seiten des Bautagebuches ohne Datum unter-
zeichnet.

Die Kritik des Landesrechnungshofes geht aber vor allem
auch dahin, daß Ing. Matzhold vom l. August 1984 bis
3. August 1984 laut Urlaubsvormerk der Abteilung für
Liegenschaftsverwaltung (Beilage 18) auf Urlaub war.

Somit wurde von Ing. Matzhold diese von 4 Tagen zusammen-
gefaßte Bautagebucheintragung unterzeichnet, obwohl
er sich an 2 Tagen davon auf Urlaub befand.

Derart regieintensive Arbeitstage müßten ständig von
einem Bauaufsichtsorgan überwacht werden, sodaß es

zwingend notwendig gewesen wäre, für die Zeit des Urlaubs
von Herrn Ing. Matzhold einen Vertreter namhaft zu
machen, was im gegenständlichen Fall laut Aussage der
Abteilung für Liegenschaftsverwaltung nicht erfolgte.

Erschwerend muß dazu festgestellt werden, daß der Arbei-

terstand in dem besagten Zeitraum 2 Maurer, l Maurervor-
arbeiter, l Hilfsarbeiter und l Zimmerer war und die
Unterzeichneten Regiearbeiten den umfang von 40 Maurer-
vorarbeiterstunden, 33 Maurerstunden, 40 Hilfsarbeiter-
stunden und 16 Zimmererstunden umfaßten. Das bedeutet,

daß der Maurervorarbeiter und der Hilfsarbeiter unter

der Annahme einer 40-Stunden-Woche in diesen vier Tagen

zu 125 % in Regie eingesetzt waren, weiters die beiden
Maurer zu je 52 % und der Zimmerer zu 50 % in Regie
Arbeit leisteten.

Im Hinblick auf die vorerwähnten Vertragsbestimmungen

erhebt sich die Frage, ob für die 40 Vorarbeiterstunden
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:ächlich ein Maurervorarbeiter benötigt worden wäre.
auf besagter Eintragung im Bautagebuch noch

weiteren Akt konnte eine Begründung, warum soviele
V'orarbeiterstunden benötigt wurden, gefunden werden.
Die Anerkennung nur derjenigen Beschäftigungsgruppe,
welche der erbrachten Regieleistmig entspricht, erscheint
somit auch nicht gegeben.

Zu der umfangreichen Liste von Regiearbeiten und dem
zusätzlichen Materialaufwand muß der Landesrechnungshof
auf die Vorbemerkungen des Leistungsverzeichnisses
hinweisen, in dem festgehalten wurde:

"Nachstehende Leistungen ^sind^ mit den Einheitspreisen
der'einzelnen Positionen abgegolten.

Der komplette Arbeits- und .Materialaufwand^ ̂ fur die
?^ uKn°dmplf^gen^st°ellung" der"HoTzkonstrukt^. on_, wie
Izl3B. ToraJbe^en "am"Werkplatz, Abbinden^ _ Zufuhr z^
la^te^^""^f^ieh^n, "Auf Teilung ^_und_Ve^^zen^^^e
^^t^Uung und"Verar'beitung alle^ Hölzer, ̂ ute^^D^h^-
^^t^"un^ E'isenteiYe;/ welche "f"5_dle_Tragfah,ig^^^
Festigkeit" und" Verbindung der .Konstruktionen^und de^^
T^ley'verforderlich-"sind', sowie_^das vorhalten "aller
Geräte, "7owie"die für die Durchführung der Sanierungs-
arbeiten notwendigen Schutzmaßnahmen.

Nahezu alle hier oben angeführten Leistungen finden
sich in der Zusammenstellung der Regiearbeiten zum
Teil in sehr umfangreichem Ausmaß wieder.

In der gesamten Zusammenstellung für die Regieleistungen,
die offenbar Basis für die Erstellung der Schlußrechnung
war, findet sich kein Prüfhaken von der Abteilung für
Liegenschaftsverwaltung, lediglich die Endsummen wurden
von der Buchhaltung kontrolliert.

Auch hier muß nochmals auf den letzten Prüfbericht
vom 20. Juli 1983 verwiesen werden, in dem auf Seite 36
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angeführt ist:

"Das Abhaken der Ansätze und Zcdilenangaben, das zum
Zeichen der rechnerischen Prüfung - laut der Verordnung
der Steiermärkischen Landesregierung vom 28. November
1966 über die Prüfung der Belege und Anweisungen der
Zahlungen - angeordnet ist, wurde unterlassen."

Hingegen wurden sowohl in den Teilrechnungen als auch
in der Schlußrechnung der Fa. Ing. W. Althaller bei

den Leistungen nach der Ausschreibung sämtliche Positio-

neu beim Aufmaß, dem Einheitspreis und dem Gesamtbetrag

abgehakt.

Zu den vier Teilrechnungen ist festzustellen, daß sie

weder im Akt LV-34/VL 1/566-1984, in dem die Auftrags-

erteilung unter obiger Geschäftszahl enthalten ist,

noch in dem seit 4. April 1984 laufenden Akt LV-32

L 1-7, der die Sanierungsarbeiten der Stuckdecke enthält,

vom Landesrechnungshof gefunden werden konnten.

Auch eine Anfrage bei der Abteilung für Liegenschaftsver-

waltung brachte kein Ergebnis, sodaß dem Landesrechnungs-

hof keine der in der Schlußrechnung mit der GZ. : LV-

32 L 1-7/58-1984 aufgeführten Abschlagsrechnungen vor-

gelegt wurde.

Erst aufwendige Recherchen durch den Landesrechnungshof

bei der Landesbuchhaltung führten zur Vorlage dieser

vier Teilrechnungen. Dabei mußte der Landesrechnungshof
feststellen, daß die ersten 3 Verdienstausweise, obwohl

darin die GZ. : LV-34/VL 1/566, das entspricht jener

der Auftragserteilung, angeführt ist, vollkommen unver-
ständlich die GZ. : LV-30 L l erhalten hatten. Der vierte

Verdienstausweis wurde ebenfalls unter der GZ. der

^Auftragserteilung vorgelegt, erhielt aber von der Abtei-
lung für Liegenschaftsverwaltung die GZ. des Aktes
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Stuckdeckensanierungsarbeiten LV-32 L 1-7. Bei

dieser chaotischen Aktenbehandlung ist es klar, daß
die Verdienstausweise nicht mehr gefunden werden können.

Eine diesbezügliche Befragung des Sachbearbeiters konnte

ebenfalls keine Aufklärung bringen. Es erfolgte lediglich

der Hinweis, daß die Erteilung der Geschäftszahlen

durch die Kanzlei seit Jahren fehlerhaft und unrichtig

ist.

Bei der weiteren Durchsicht des Aktes mußte vom Landes-

rechnungshof festgestellt werden, daß 12 Ordnungsziffern

fehlten und eine Ordnungsziffer zweimal für vollkommen

verschiedene Aktenteile vergeben wurde.

Dazu bemerkte der Sachbearbeiter, daß die Chancen äußerst

gering wären, diese Aktenstücke zu finden.

In der Kanzlei- und Geschäftsordnung für die steiermär-

kische Landesverwaltung (KuGO) ist in Abschnitt 66. 1.

geregelt, daß das Ordnen der Akten Aufgabe des Bearbei-

ters ist, und nach Abschnitt 75 Akten grundsätzlich

als ein geordnetes Ganzes zu behandeln bzw. zu bearbeiten

sind.

Nach einer Besichtigung durch den Landesrechnungshof

an Ort und Stelle kann abschließend festgestellt werden,

daß alle Arbeiten im allgemeinen sach- und fachgerecht
ausgeführt worden sind und somit die Sanierungsmaßnahmen

erfolgreich durchgeführt und abgeschlossen wurden.
Dieser Sanierungserfolg ändert jedoch nichts an der
vorangeführten Kritik der Abwicklung dieses Bauvorhabens.
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3 pjvfirse Coloraufnahmen

.L3. Feber 1984 wurde von der Fa. Steffen-Lichtbild

Abteilung für Liegenschaftsverwaltung eine Rechnung

Beilage 19 ) über diverse Coloraufnahmen der Landtagssit-

zungssaaldecke in der Höhe von S 9. 720, - vorgelegt.
Die Rechnung basiert auf einem vom Leiter der Landtags-

W. Hof rat Dr. Naimer am 15. November

1983 eingeholten Anbot betreffend Dokumentationsaufnahmen

für eventuell entstehende Schäden bei der Sanierung

der Deckenkonstruktion oberhalb der Landstube. Die

Auftragserteilung erfolgte dazu - im Widerspruch zum

Erlaß von Landesrat Dr. Christoph Klauser vom 19. Juli

1983 (Beilage 2) - durch Ing. Matzhold am 7. Feber

1984 für 18 Coloraufnahmen zu ä S 540, -. Laut eines

Vermerkes auf der Rechnung erfolgte aber im Feber nur

die Vorlage einiger Probeaufnahmen, die Endausfertigung

sei lt. Ing. Matzhold erst im Oktober 1984 durchgeführt

worden. Die Rechnung wurde am 19. Oktober 1984 in voller

Höhe bezahlt.

Dem Landesrechnungshof scheint dazu das Schreiben der

Fa. Steffen-Lichtbild vom 8. Oktober 1984 unklar, da

hierin von Urgenzen am 9. Juli und 22. September 1984

über die noch unberichtigte Rechnung gesprochen wird
und dringendst eine Überweisung des längst fälligen

Betrages gefordert wird.

Dies steht im krassen Widerspruch zu der von der Abtei-
für Liegenschaftsverwaltung vermerkten Vorlage

von Probeaufnahmen im Feber.

<
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den ursprünglich 18 beauftragten Aufnahmen wurden
dem Landesrechnungshof nur 7 Stück vorgelegt. Die rest-
lichen 11 Aufnahmen wurden laut Mitteilung der Abteilung
für Liegenschaftsverwaltung von der Landtagspräsidial-
kanzlei verteilt.



48 -

4. 4 Kristallustermontaqe

Um das Stützgerüst aufstellen zu können, mußten die
im Landtagssitzungssaal befindlichen 5 Kristalluster
abmontiert werden.

Von der Fa. Gebrüder Palme aus Voitsberg, die nach

Mitteilung der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung

als einzige in der Steiermark auf diese Arbeiten spezia-

lisiert ist, wurde ein Anbot eingeholt. Für die Restau-

rierung der Kristallglasluster bot die Fa. Gebrüder

Palme am 13. April 1984 zwei Varianten an. Dabei wurde

als Variante l die Demontage der Kristallglasluster,

das Reinigen derselben, das Ersetzen der fehlenden

Glasteile sowie die Neukettelung und Wiedermontage

aufgeführt und um einen Betrag von S 48. 882, -- inkl. USt.

angeboten. Eine noch aufwendigere und umfangreichere

Restaurierung wurde als Variante 2 mit S 94. 044, --

angeboten.

Von der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung wurde

daraufhin beim zuständigen politischen Referenten um

eine Verfügung angesucht, die Variante l mit S 48. 882, --

zu genehmigen. Daraufhin wurde von Landesrat Dr. Klauser

am 2. Mai 1984 an die Abteilung für Liegenschaftsverwal-

tung eine Anfrage gestellt, warum nur die Fa. Palme
zur Anbotslegung eingeladen wurde und keine Vergleichs-

angebote eingeholt wurden. Schon am 3. Mai 1984 wurde
von der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung in der
Stellungnahme (Beilage 20) dazu erklärt, daß die Fa. Ge-

Palme die einzige Firma in der Steiermark ist,

noch Kristalluster erzeugt und eine eigene Glas-

mit den notwendigen Werkseinrichtungen

Des weiteren folgt in dieser Begründung die
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, daß die Fa. Gebrüder Palme der Steiermär-

Landesregierung einen 30-tigen Preisnachlaß

alle ihre Erzeugnisse gewährt und sämtliche Lüster
den vergangenen Jahren für das Amt der Steiermär-

kischen Landesregierung wegen der Preisgünstigkeit
von der Fa- Gebrüder Palme bezogen wurden. Es wird
darauf hingewiesen, daß auch das jetzige Angebot dieser
Firma als ausgesprochen preisgünstig zu bezeichnen
ist.

Dazu wird vom Landesrechnungshof festgestellt, daß
im Anbot der Fa. Gebrüder Palme Nettopreise ohne USt.
ausgeworfen sind und der Gesamtsumme 20 t USt. hinzu-
gerechnet wurden. Es findet sich aber keinerlei Hinweis
über einen etwaigen 30-%igen Preisnachlaß.

Nach der Unterzeichnung der Verfügung am 8. Mai 1984

durch den Herrn Landesrat erfolgte am selben Tage die

Auftragserteilung zur Restaurierung der 5 Kristallglas-
luster im Landtagssitzungssaal des Grazer Landhauses
nach Variante l mit einer Kostensumme von S 48. 882, --.

Nach Durchführung der Arbeiten wurde von der Fa. Gebrüder
Palme am l. Oktober 1984 eine Rechnung mit der genannten

Auftragssumme gelegt und am 15. Oktober 1984 durch
die Landesbuchhaltung ausbezahlt.
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Oie Einladung von 5 Firmen erfolgte am 2. Mai 1984
nach einem von den Architekten Gamerith/Fallosch der
Abteilung für Liegenschaftsverwaltung übermittelten
Vorschlag.

Die Anbotseröffnung der beschränkten Ausschreibung

für die Erstellung eines Plateaugerüstes im Landtagssit-

zungssaal am 17. Mai 1984 hatte nach Überprüfung und
Korrektur folgendes Ergebnis:

Firma Nachlaß Bruttoanbots- Abweichung
summe

l. Wallner, Leeb, Huber,
Graz 3 % S 371. 641, 92 100,0

2. Mayreder, Keil, List
Graz 4 t S 394. 254, 72 106,1

3. F. Pregartner, Graz S 395. 982, - 106,5

4. Dipl. -Ing. A. Jandl,
Graz 2 » S 413. 511, - 111,3

5. F. Gruber, Graz 2 » S 436. 666, 44 117,5

Die in obiger Tabelle angeführten Nachlässe sind in
den o. a. Bruttosummen bereits enthalten. Vier eingeladene
Firmen hatten Preisnachlässe gewährt, die nicht in
dsr Niederschrift vermerkt wurden.
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vom Landesrechnungshof herausgegebenen Broschüre:

"Vergebung von Leistungen" ist angeführt, daß besondere
, wie Angaben über angebotene Nachlässe

der Anbotseröffnung, in die Niederschrift ergän-

zend einzutragen sind.

Damit ergab sich die Fa. Wallner-Leeb-Huber mit einer
Anbotssumme von S 371. 641, 92 als Bestbieter.

Zur Anbotseröffnung ist zu bemerken, daß entgegen den

Erlaß von Landesrat Dr. Klauser vom 19. Juli 1983 (Bei-

läge 2) diese von Ing. Matzhold durchgeführt wurde.

Nach der Genehmigung durch die Steiermärkische Landes-

regierung vom 21. Mai 1984 erfolgte am 22. Mai die

Auftragserteilung an die Fa. Wallner-Leeb-Huber. Vom

Landesrechnungshof muß zur Auftragserteilung festgestellt

werden, daß entgegen den Vorbemerkungen im Leistungsver-

zeichnis, in dem unter dem Punkt c) "Termine" ein Pönale

von S 5. 000, - pro Kalendertag Überschreitung vereinbart

wurde, in der Auftragserteilung hingegen aber nur ein

Pönale von S 500, - eingesetzt wurde. Weiters wird

festgestellt, daß für die Terminisierung der Arbeiten

als Fertigstellungsdatum der 15. Juni 1984 gefordert

wurde, sich aber kein Hinweis fand, daß sich dieses

Datum nur auf die Gerüstauf Stellung und den Beginn

der uneingeschränkten Benützbarkeit beziehen kann.
Zudem stand dieses Datum im Widerspruch zu dem in den
Vorbemerkungen unter Punkt c) "Termine" genannten

. Juni 1984. Nachdem der l. Verdienstausweis über

die Aufstellung des Plateau-Gerüstes, Pos. 1. 1, mit
18. Juni 1984 datiert ist, scheint die Einhaltung des
9eforderten Fertigstellungsdatums gegeben.
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für die Aufstellung des Plateaugerüstes

in Form von zwei Verdienstausweisen und mit

nach Aufforderung durch die Abteilung für Liegen-
vom 26. November 1984 (Beilage 21)

vom Architekten Gamerith geprüften Schlußrechnung vom
19. November 1984 abgerechnet. Der Schlußrechnung wurde
von der Fa. Wallner-Leeb-Huber eine genaue und übersicht-
liche Massenermittlung beigelegt. Es ergab sich eine
Gesaatsumme von S 294. 024, 64, womit die Schlußrechnung
20, 9 t unter der Anbotssunnne lag.

Dazu muß vom Landesrechnungshof festgestellt werden,

daß die Architekten lediglich eine Beauftragung zur

Erstellung des Leistungsverzeichnisses hatten und die

Rechnung daher von der Abteilung für Liegenschafsverwal-

tung geprüft hätte werden müssen. Die Abwälzung dieser
Arbeit führte u. a. zu nachträglichen Forderungen der

Architekten in deren Schlußrechnung.

Diese Unterschreitung der Anbotssumme ist auf eine

etwa 10 % überhöhte Grundrißflache des Landtagssitzungs-

saales im Anbot unter Pos. 1. 1 zurückzuführen, aber

auch auf die Tatsache, daß keinerlei im Anbot enthaltene

Regiearbeiten, wie Stunden, Material- oder Gerätebeistel-

lung, verrechnet wurden.

M.
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g pot-oqrammetrische Aufnahmen

f^ 26. April 1984 legte Dipl. -Ing. Dr. techn. Anton
Reithofer ein Anbot über fotogrammetrische Aufnahmen
der Decke des Landtagssitzungssaales mit einer Gesamt-

summe von S 29. 744, - der Abteilung für Liegenschaftsver-

waltung vor. Diese Dokumentation der Decke wurde von

den Architekten Gamerith/Fallosch für den Fall vorge-
schlagen, daß ein Teil der Stuckdecke während der Sanie-

rungsarbeiten abbrechen könnte. Die Abteilung für Liegen-
schaftsverwaltung erwirkte bei Herrn Landesrat

Dr. Klauser für diese Arbeiten des Herrn Dr. Reithofer

am 4. Mai 1984 eine Verfügung und erteilte am 8. Mai

1984 den Auftrag für diese fotogrammetrischen Aufnahmen

der Decke des Landtagssitzungssaales mit einer Kosten-

summe von S 29. 744, --.

Diese umfangreiche Dokumentation, bestehend aus Stereo-

meßaufnahmen auf Glasplatten, Stereoaufnahmen der Kachel-

Öfen, Farbaufnahmen der Decke, einem Bildplan der Decke
im Maßstab 1:25 sowie Koordinaten der Paßpunkte, wurde

zusammen mit der Rechnung am 25. Mai 1984 vorgelegt.
Die Rechnung bezog sich auf das Anbot bzw. auf das

Auftragsschreiben und wurde mit der dort genannten
Summe von der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung
ai" 14. Juni 1984 zur Auszahlung veranlaßt.

Nicht klar aus dem Akt ersichtlich ist der Grund für
die weitere Beauftragung an Dr. Reithofer am 3. Oktober

über fotogrammetrische Farbaufnahmen der Decke
Landtagssitzungssaales im Grazer Landhaus mit einer

Kostensuinne von S 4. 960, -. Am 22. November 1984 wird
Dr. Reithofer eine Rechnung vorgelegt, in der als

Lieferung aufgeführt sind:
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Farbbildmontagen der Landhausdecke im Format

x 35, 2 Stück Ausschnittvergrößerungen 24 x 20 cm
ein Negativstreifen, 12 kleinere Aufnahmen und

Repro-Negativ. Die Rechnung belief sich auf eine
Summe von S 4. 961, --, die auch von der Abteilung für
Lieqenschaftsverwaltung am 6. Dezember 1984 zur Auszah-

lung veranlaßt wurde.

Dem Landesrechnungshof konnte auch nach mehrmaliger

Urgenz keines der oben genannten Stücke vorgelegt werden.
Auch der Grund für diese weitere Beauftragung konnte

dem Landesrechnungshof nicht mitgeteilt werden.

Die Vertreter der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung

erklärten, hiezu keine Aussage über den Verbleib der

oben genannten Lieferung machen zu können, bemerkten

aber, daß der Akt beim Ablegen komplett gewesen wäre.
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7 peckenstukkaturarbeiten

Einladun9 zur beschränkten Ausschreibung für die

:kenstukkaturarbeiten im Landtagssitzungssaal erfolgte

am 28. Juni 1984 durch Ing. Matzhold und erging an

5 Firmen.

Auch hier muß vom Landesrechnungshof wiederum auf die

Nichteinhaltung des Erlasses von Landesrat Dr. Klauser

(Beilage 2 ) hingewiesen werden.

Die am 11. Juli 1984 erfolgte Angebotseröffnung hatte

nach Überprüfung und Korrektur folgendes Ergebnis:

Firma Bruttoanbotssumme Abweichung

l. Brüder Wilfinger, Wien

2. B. Frank, Ebenfurth

3. J. Strasser, Salzburg

'>. H. Sunk, Steyr

5. K. Kanis, Wien

S 694. 545, 60

S 748. 320,-

S 846. 530, 40

S 863. 394,-

S 981. 544, 80

100, 0 %

100, 7 %

121, 9 %

124, 3 %

141, 3 %

Zur Verfassung der Niederschrift bei der Angebotseröff-
nung ist festzuhalten, daß das Begleitschreiben der

. Frank in der Rubrik Anmerkung nicht erwähnt wurde.

Der "esentliche Inhalt darin ist die Forderung, daß

lrr Strom und Beleuchtung sowie Baukran bzw. Bauauf-
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ebenso die Baustelleneinrichtung bauseits kostenlos

beigestellt werden sollten.

Nach der Ferialgenehmigung durch die Steiermärkische
Landesregierung vom 11. Juli 1984 wurde am 13. Juli
1984 der Fa. Brüder Wilfinger der Auftrag zur Durchfüh-

rung der Deckenstukkaturarbeiten erteilt. Zusätzlich
wurde vereinbart, daß vor Inangriffnahme der Arbeiten

das Einvernehmen mit Herrn Univ. Prof. Dipl. -Ing.

Dr. Gamerith herzustellen sei.

Am 2. August 1984 wurde von der Fa. Brüder Wilfinger

die l. Teilrechnung in der Höhe von S 290. 000, - gelegt

(Beilage 22). Darin fand sich nur der Hinweis auf bisher

geleistete Arbeiten, ohne daß auf die Positionen des

Anbotes oder auf eine eventuelle Aufmaßermittlung hinge-

wiesen wurde.

Der Landesrechnungshof muß die Anerkennung einer derar-

tigen Teilrechnung - die auch im Widerspruch zur ÖNORM

B 2060, Abschn. 2. 12, ist - kritisieren.

Am 16. August 1984 wurde von den Architekten Fallosch/

Gamerith ein Abnahmeprotokoll (Beilage 23) für die
Stukkaturarbeiten der Fa. Wilfinger verfaßt. Darin
wird festgehalten, daß mit diesem Tage die beauftragten
Leistungen sowie die im Zuge des Baufortschrittes not-
"endigen Zusatzleistungen gemeinsam abgenommen wurden.
weiters wird festgestellt, daß bei dieser Abnahme keine
sl. chtbaren Mängel feststellbar waren. Danach erfolgte

Hinweis, daß es bei dieser Abnahme nicht möglich
lst' versteckte Mängel aufzuzeigen.

w.i-rd als Abnahmedatum der 16. August 1984 und

pällig]ceitsdatum für den Haftrücklaß der 16. August
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1986 festgelegt. Im abschließenden Absatz wird folgendes
festgehalten:

"Für alle nicht beanstandeten Leistungen beginnt mit
des Abnahmeprotokolls die Haftzeit. Bei

Beanstandungen beginnt die Haftzeit nach endgültiger
Behebung des Mangels. Treten wiederholt Mängel an einer
Leistung auf, so beginnt die Haftzeit erst von der
jüngsten Beanstandung an zu laufen."

Am 15. Oktober 1984 legte Architekt Dr. Pallasch eine

Bestätigung vor (Beilage 24), in der er mitteilt, daß
am 13. August 1984 nach Beendigung der Sanierungsarbeiten
an der Decke der Landstube zusammen mit der Fa. Wil-

finger in seinem Beisein die Abnahme dieser Arbeit
und ein genaues Aufmaß der Decke gemacht wurde. Weiter
bestätigt er die Gesamtfläche von 294, 51 m2, die der
Position 6 der Abrechnung zugrundegelegt wurde.

Dieser Bestätigung liegen Fotokopien der Aufmaßblätter

bei, die nur mit einem Stempel der Fa. Brüder Wilfinger

versehen ist, aber keine Gegenzeichnung des Architekten

enthalten (Beilage 25).

Die Schlußrechnung der Fa. Brüder Wilfinger vom

17. August 1984 wurde dem Architekten Dr. Gamerith
zur Prüfung vorgelegt. Dabei wurde die von der Firma
geforderte Summe von S 552. 798, 96 inkl. Ust. vom Archi-

tekten voll anerkannt und zur Auszahlung freigegeben.

Dazu muß vom Landesrechnungshof festgestellt werden,

äaß es unverständlich ist, im Abnahmeprotokoll eine

genaue Erklärung für die Erfordernis der Haftzeit und
ein Fälligkeitsdatum für den Haftrücklaß zu definieren,
wenn danach bei der Schlußrechnung kein Gebrauch davon

gemacht wird.
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Die Schlußrechnung wurde entsprechend den Anbotspreisen

und der beigelegten Aufmaßermittlung gelegt, ohne daß

irgendwelche Regiearbeiten, Materialbeistellungen oder
Gerätebeistellungen hinzugerechnet wurden. Die Gesamt-

kosten mit S 552. 798, 96 lagen somit 20, 4 % unter der

Anbotssiumne, was auf überhöhte Ausmaße im Anbot und

Wegfall der Regielexstungen zurückzuführen ist.
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Maler- und Restaurierungsarbeiten

Dr. Gamerith schlägt der Abteilung für Liegen-

am 27. Juni 1984 in einem Schreiben

die Restaurierungsarbeiten (Maler-Vergolder) folgende

Firmen für die Einladung zur beschränkten Ausschreibung

vor:

Fa.

Fa.

Fa.

Fa.

Fa.

Fladischer

Himmelreich

Leodolter

Steiner

Thaler

Gleichzeitig legte er ein Leistungsverzeichnis über

äie Restaurierungsarbeiten im Landtagssitzungssaal

vor, das neben den Malerarbeiten, die in zwei Varianten

ausgeschrieben wurden, von denen eine in der Gesamtsumme

nicht auszuwerten war, auch die Restaurierungsarbeiten

an den Fensterleibungen und an den Kachelöfen enthielt.

Von der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung wurden

am 28. Juni 1984 insgesamt 7 Firmen eingeladen, das

Leistungsverzeichnis über die Malerarbeiten anbots-

mäßig zu beziffern.

Zu den fünf von Architekt Dr. Gamerith vorgeschlagenen

Firmen wurden nach Rücksprache mit dem Landeskonservator
wie die Abteilung für Liegenschaftsverwaltung mit-

teilte - noch die

Fa. Klemencic und die

Fa. Brauner

el"geladen.

Angebotseröffnung dieser beschränkten Ausschreibung
. Juli 1984 brachte nach Überprüfung und Korrektur

fol.gendes Ergebnis:
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Bruttoanbotssumme

l. A. Brauner, Graz S 276. 854, 04
2. Steiner, Graz S 950. 090,-
3. R. Leodolder, Neuberg/

Kürz

4. K. Himmelreich,
Lieboch

5. F. S G. Fladischer,
Kindberg

S 1, 042. 725, 60

S 1, 204. 459, 20

S 1, 397. 110,-

Abweichung

100, 0 »

343, 2 %

376, 6 i

435, 1 %

504, 6 %

Die Firmen Thaler und Klemencic haben offenbar kein

Angebot abgegeben.

Die Fa. Fladischer legte dem Angebot ein Begleitschreiben

bei, in dem im wesentlichen festgestellt wird, daß

der Angebotspreis nur mit 10 % USt. beaufschlagt wurde,

da mit der Finanzbehörde diesbezüglich Verhandlungen

geführt wurden, ob der Mehrwertsteuersatz von 10 %

für Restaurierungen angemessen ist, und dies noch nicht

endgültig entschieden war. Die Fa. Fladischer behielt

sich das Nachforderungsrecht für die restlichen 10 %

USt. vor. Ein diesbezüglicher Vermerk ist ordnungsgemäß

in der Niederschrift enthalten.

Die Fa. Himmelreich gewährte in ihrem Anbot einen Nachlaß

von 2 %, der in der o. a. Bruttoanbotssumme bereits

enthalten ist, aber ebenso wie das Begleitschreiben

bezüglich des Fertigstellungstermines für die Restaurie-
rung der Kachelöfen in der Niederschrift nicht vermerkt

wurde.

"eiters ist festzuhalten, daß von den Firmen Steiner,
Leodolder und Himmelreich die Pos. 9 des Anbotes (Aufzah-

^
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auf Deckenreinigungsarbeiten für Naßreinigung

Einsatz von Hochdruckstrahl-Reinigungsgeräten)

ausgefüllt und diesbezüglich in der Niederschrift

ebenfalls kein Vermerk gemacht wurde.

Aufgrund des eklatanten Preisunterschiedes zwischen
der Fa. Brauner und den nächstgereihten Bietern wurde

Architekt Dr. Gamerith am 10. Juli 1984 beauftragt,

die 5 Angebote einer Überprüfung zu unterziehen und
dazu eine Stellungnahme abzugeben (Beilage 26).

Am 13. Juli 1984 gab Dr. Gamerith dazu folgende Stellung-

nähme ab:

"Alle Angebote wurden zuerst rechnerisch geprüft, dann
wurde mittels beiliegendem Preisspiegel das Verhältnis
geforderte Leis'cung zu angemessenem Preis gegenüber-
gestellt.

Es fällt sofort auf, daß das Angebot der Fa. Brauner
eindeutig wesentlich niedrigere Preise aufweist, als
die Anbote aller übrigen Anbieter. Der Hauptunterschied
liegt vor allem in der Positionsgruppe, die das Entfernen
der bestehenden Farbschichten behandelt. Herr Brauner
hat voraussichtlich spekuliert, daß diese Ausführung
nicht gemacht wird."

Weiters folgte in dieser Stellungnahme des Architekten
die Feststellung, daß man nach eingehenden Versuchen
zur Erkenntnis gelangt sei, daß die in der Hauptvariante
geforderte Abnahme der harten Farbschicht nicht ausfuhr-

lst» da sie sich so mit dem Stuck verbunden habe,
daß ein Abnehmen dieser Kruste sehr viel Substanz des

stuckes verletzt hätte. Deshalb wurde vom Architekten
"esentlich kostengünstigere Nebenvariante vorgeschla-

9en.

lri dieser Hauptvariante hatte aber die

'r» offenbar in Erkenntnis der ünausführbarkeit,
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Preise eingesetzt. Das geht auch aus dem

yon Architekt Dr. Gamerith erstellten Preisspiegel
eindeutig hervor.

Die vom Architekten vorgenommene Gegenüberstellung
bei der Nebenvariante weist dann immer noch die

Fa. Brauner vor der Fa. Leodolder und der Fa. Steiner

eindeutig als Billigstbieter aus. Dazu stellt Architekt

Dr. Gamerith fest:

"Herr Brauner hat uns ähnliche Arbeiten von sich gezeigt,
die uns einen anständigen Eindruck gemacht haben.

Weiters ist er selbstverständlich bereit, die Arbeiten
zeitgerecht und zu seinen Preisen ordentlich auszuführen.

Nach Rücksprache mit Herrn Dr. Kodolitsch wurde jedoch
Herr Leodolder bzw. Herr Steiner bevorzugt genannt.

Ich bin jedoch der Meinung, daß bei einer eingeladenen
Ausschreibung jeder Bieter ernstlich für die Ausführungs-
arbeiten in Frage kommen muß. Von einem eklatanten
Unterangebot kann für die zur Ausführung vorgeschlagenen
Maßnahmen nicht gesprochen werden.

Wir schlagen daher vor, der Firma den Zuschlag zu geben,
die vor allem die Termine verbindlich halten kann."

Dazu muß der Landesrechnungshof feststellen, daß er

sich im wesentlichen den Ausführungen des Architekten

anschließt und darüberhinaus klar herausstreicht, daß

bei einer beschränkten Ausschreibung vor der Binladiuig

die Firmen hinsichtlich Qualität und Leistungsvermögen

geprüft werden müssen. Eine derartige Vorgangsweise

ergibt - zum Unterschied von der öffentlichen Ausschrei-

bung - zwingend, daß der Billigstbieter auch gleich
der Bestbieter ist.

Auch die ÖNORM A 2050 besagt, daß triftige Gründe gegen
die Annahme des billigsten Anbotes nur dann vorliegen,
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yenn die geforderte Fähigkeit und Erfahrung des Bieters
nicht nachgewiesen werden kann. Ein diesbezüglicher
Nachweis ist jedenfalls dann gegeben, wenn der Bieter
zumindest vergleichbare Arbeiten bereits mit Erfolg

abgewickelt hat. Das hat Architekt Dr. Gamerith im
vorliegenden Fall der Fa. Brauner in seiner Stellungnahme

bestätigt.

Zu den beiden zusätzlich eingeladenen Firmen, die nicht

von Architekt Gamerith vorgeschlagen wurden, dazu gehörte

auch die Fa. Brauner, ist im Aktenvermerk für die Regie-

rungsgenehmigung von der Abteilung für Liegenschaftsver-

waltung angeführt, daß für diese Arbeiten nur bestimmte

Firmen in der Steiermark in Betracht kommen, die im

Einvernehmen mit dem Landeskonservator zur Anbotlegung

eingeladen wurden.

In der Ferialgenehmigung durch die Steiermärkische

Landesregierung vom 16. Juli 1984 wird dann auch von

der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung angeführt,

daß die Ausführung der Hauptvariante zu riskant gewesen

wäre. Die billigere und gangbarere Nebenvariante brachte

dann folgendes Ergebnis:

Firma Bruttoanbotssumme Abweichung

1- A. Brauner, Graz

2- R. Leodolder,
Neuberg/Mürz

3- Steiner, Graz

S 186. 960,-

S 224. 277, 60

S 239. 604,-

100, 0 »

120, 0 »

128, 2 %
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weiterer Folge wird von der Abteilung für Liegen-
die Fa. Leodolder - die ursprünglich

3. Stelle gereiht war - für die Vergabe der Maler-
an der Stuckdecke des Landtagssitzungssaales

init der Begründung vorgeschlagen, daß die Fa. Brauner
"ein spekulatives Angebot gelegt hat und nach ha. Dafür-

halten keine Gewähr bietet, die Arbeiten termingerecht

durchzuführen". Danach erfolgt der Hinweis, daß sich

auch der Landeskonservator Hof rat Dr. Kodolitsch eindeu-

tig für die Firmen Leodolder und Steiner ausgesprochen

hat.

Im Verlaufe der Prüfung wurde bei einem Gespräch zwischen

der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung und dem Landes-

rechnungshof auf Befragen zum Ausscheiden der Fa. Brauner

von Ing. Matzhold festgestellt:

"Es hat sich nach Prüfung der Angebote herausgestellt,
daß die Fa. Brauner keine Konzession zu diesen Arbeiten

gehabt hat. Die Empfehlung zur Einladung sei von Hof rat
Dr. Kodolitsch gekommen."

Dazu muß der Landesrechnungshof mit allem Nachdruck

feststellen, daß die Prüfung der Konzession einer Firma

vor der Einladung derselben zu erfolgen hat.

Eine vom Landesrechnungshof diesbezüglich durchgeführte
Anfrage bei der Handelskananer für Steiermark ergab,

der Malerbetrieb Anton Brauner eine Gewerbeberechti-

9un9 für Maler- und Anstreicherarbeiten seit 1950 besaß,

am 10. September 1985 zur Löschung vorgemerkt wurde.

die gegenständlichen Arbeiten war als Termin die

Fertigstellung in der 37. Kalenderwoche 1984 gefordert.

Landesrechnungshof kann sich daher den Ausführungen
Ing. Matzhold hinsichtlich der Konzession nicht
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und muß weiters feststellen, daß im gesamten

keinerlei Vermerke bezüglich einer Konzessionsanfrage

zu finden sind.

gur Auftragserteilung vom 17. Juli 1984 an die
Fa. R. Leodolder muß festgestellt werden, daß der Auftrag
zur Durchführung der Malerarbeiten im Landtagssitzungs-

saal mit einer Kostensiimme von S 224. 277, 60 beziffert

ist, ohne daß sich ein Hinweis findet, wie diese Summe

ermittelt wurde (Beilage 27). Nachdem der Auftrag im

gegenständlichen Fall nicht dem abgegebenen Anbot ent-

spricht, sondern nur einen kleinen Teil des Anbotes
darstellt, wäre es dringend notwendig gewesen, die

beauftragten Positionen einzeln anzuführen, um die

Auftragssumme nachvollziehbar zu machen.
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lenfassend muß dazu festgestellt werden, daß der

kein zwingendes Argument fand, warum

nun zur Ausführung gelangende Nebenvariante an

in der Reibung an 2. Stelle liegende Firma Leodolder,

3eren Anbot um S 37. 317, 60 höher lag als das der
pa. Brauner, vergeben wurde.

Am 17. September 1984 wurde die Abnahme der beauftragten

Leistungen durch die Architekten Gamerith/Fallosch

durchgeführt (Beilage 28). Dabei wurde unter Beanstan-

düngen folgendes festgehalten:

"Farbunterschiede derzeit nicht ersichtlich, falls
solche auftreten sollten, sind diese im Zuge der Ab-
rüstungsarbeiten bzw. der Arbeiten an den Fensterleibun-
gen zu korrigieren."

Als Termin für den Haftrücklaß wurde der 17. September

1986 festgelegt.

Am 26. September 1984 wurde Architekt Dr. Gamerith

von der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung die Rech-

nung der Fa. Leodolder übermittelt, um sie auf Richtig-

keit zu überprüfen, mit der Begründung, daß von den
Architekten die Massen aufgenommen wurden (Beilage 29).

Dazu muß vom Landesrechnungshof - wie schon im Kapitel
über die Planungsarbeiten - nochmals deutlich herausge-
strichen werden, daß im Planungsauftrag der Architekten
diese Teilleistung nicht enthalten war und somit die
Massen- sowie Rechnungskontrollen von den Sachbearbeitern
der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung durchzuführen
gewesen wären.
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Rechnung wurde das schon bei den Stukkaturarbeiten

Fa. Wilfingsr erwähnte Aufmaßblatt beigelegt (Bei-

25) und die einzelnen Positionen der Schlußrechnung

diesem Aufmaß korrigiert. Damit ergab sich eine

Architekten anerkannte Gesamtsumme von S 203. 549, 24,

die nach Abzug von l % Wifo ausbezahlt wurde. Die ünter-
schreitung der Anbotssumme von 9, 2 % ist somit auf
eine überhöhte Massenermittlung in der Ausschreibung

zurückzuführen.

Auch bei dieser Abrechnung muß wiederum festgestellt

werden, daß das im Abnahmeprotokoll festgelegte Fällig-

Iceitsdatum für den Haftrücklaß nicht berücksichtigt

wurde und keinerlei Haftrucklaß einbehalten wurde.

Aufgrund des kurzfristigen Fertigstellungstermines

in der 37. Kalenderwoche 1984 wurde schon in der Aus-

Schreibung auf das Erfordernis eines Lüftungsgerätes

hingewiesen. Dazu wurde von der Abteilung für Liegen-

schaftsverwaltung ein Erhebungsblatt ausgefüllt, aus

dem ersichtlich ist, daß die Beistellung eines Frisch-

luftventilators von der Fa. Fischer & Co. für ca. 3 Mo-

nate voraussichtlich S 7. 000, -- ausmachen wird.

Es kann dazu positiv festgestellt werden, daß sich

die Abteilung für Liegenschaftsverwaltung dieses Erhe-

bungsblattes, das auf einer Anregung des Landesrechnungs-
hofes beruht, bedient.

zur Rechnung der Fa. Fischer & Co. muß jedoch festge-
stellt werden, daß die Aufstellungsdauer des Frischluft-

Ventilators entgegen den Angaben im Bestellschein und
im Erhebungsblatt statt 3 Monate nur 7 Wochen betrug
und keinerlei Angabe über die Gerätetype und Gerätegröße
^fthalten ist. Trotzdem wurde der ursprünglich ermittelte
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voraussichtliche Kostenaufwand von
20 % USt. voll in Rechnung gestellt.

S 7. 000, - plus

Dazu wurde von der Abteilung für Liegenschaftsver-
waltung dem Landesrechnungshof mitgeteilt, daß sich

die Kosten vorwiegend aufgrund des Transportes des

schweren Gerätes ergaben. Dieser Umstand ist aber weder

aus der Rechnung noch aus einem Aktenvermerk ersichtlich.

Am 20. September 1984 langte bei der Abteilung für

Liegenschaftsverwaltung ein Schreiben für W. Hofrat

Dr. Heini seh vom Landeskonservator Dr. Kodolitsch ein,

in dem er vorschlägt, mit der Durchführung der weiteren

Arbeiten wiederum die Fa. Leodolder zu betrauen (Bei-

läge 30).

Schon am 19. September 1984 wird aber von Landesrat

Dr. Klauser der Regierungssitzungsantrag unterzeichnet,

in dem für die Vergabe der Restaurierungsarbeiten an

den Fensterleibungen und Kachelöfen die Fa. Leodolder

mit einer aufgerundeten Gesamtsumme von S 230. 000, --

vorgeschlagen wird. Darin wird weiters angeführt, daß

infolge der frühzeitigen Fertigstellung der Stuckdecke
und aufgrund der bislang geringer ausgefallenen als
geschätzten Herstellungskosten die Arbeiten an den

Fensterleibungen sofort in Angriff genommen werden
könnten, während die Sanierung der Kachelöfen in der
sitzungsfreien Zeit des Landtages erfolgen sollte.
Weitere wird darin festgehalten, daß entgegen den frühe-
ren Begründungen die Fa. Leodolder "aufgrund ihrer
besonderen Qualifikation" den Zuschlag für die Maler-
arbeiten erhalten hat. unter Hinweis auf das ursprüng-
liche Anbot vom 9. Juli 1984 der Fa. Leodolder wurden

die Positionen 7. 1 und 7. 2 für die Restaurierung
Fensterleibungen und die Position 8 für die Restau-
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der Kachelöfen mit einer Gesamtsumme von

280, - inkl. ÜSt. herausgenommen und zur Beauftra-

gung vorgeschlagen.

Dazu muß vom Landesrechnungshof festgestellt werden,
daß eine Gegenüberstellung dieser Positionsnummern
aus den ursprünglich abgegebenen Anboten ohne jeden
ersichtlichen Grund unterblieben ist. Eine vom Landes-
rechnungshof dazu gemachte Aufstellung hat folgendes

Aussehen:

Position Fa. Brauner Fa. Steiner Fa. Leodolder

Pos. 7.1

Pos. 7.2

Pos. 8

S 16. 000,

S 16. 000,

S 36. 000,

S 30. 752,

S 53. 920,

S 97. 820,

S 25. 120,

S 55. 680,

S 103. 600,

Summe

(ohne USt.)

Summe
(inkl. USt.)

Abweichung
in %

s

s

68.

81.

100

000,-

600,-

»

s

s

182.

218.

268,

492,-

990, 40

4 %

s

s

184

221

. 400,-

. 280,-

271,2

Aufgrund dieser Aufstellung muß vom Landesrechnungshof

festgestellt werden, daß die in der Bieterreihung an

3. Stelle liegende Fa. Leodolder, die diese drei Posi-
tionen um 171, 2 % oder S 139. 680, - teurer angeboten
hatte, beauftragt wurde.

Genehmigung durch die Steiermärkische Landesregie-
run9 am 24. September 1984 erfolgte am 25. September

Auftragserteilung an die Fa. Leodolder für die
-aurierung der Fensterleibungen und Kachelöfen.
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22. Oktober 1984 teilte Landeskonservator Dr. Kodo-
der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung mit,

er für eine Erweiterung der Pos. 7. 2, nämlich der

, Reinigung, Vergoldung und der Polierungs-

an den barocken Fensterleibungen im Landhaus,

aus Bundesmitteln einen Betrag in der Höhe von
S 20. 000, - beantragen wird (Beilage 31). Daraufhin
erfolgte bei der Fa. Leodolder die Einholung eines
Zusatzanbotes am 20. September 1984 für die vorgenannten

Arbeiten. Die zusätzlich für diese Arbeiten benötigte

Summe von S 42. 192, -- inkl. USt., die sich noch um

die von dem Bundesdenkmalamt zur Verfügung gestellten

S 20. 000, - verringern würde, wurde mit Beschluß der

Steiermärkischen Landesregierung vom 5. November 1984

genehmigt.

Die Arbeiten der Fa. Leodolder wurden gemeinsam am

17. Dezember 1984 entsprechend dem Anbot und Zusatzanbot

mit einer Gesamtsumme von S 263. 472, -- abgerechnet

und nach Abzug von l % Wifo zur Auszahlung veranlaßt.

Am 22. Mai 1985 wurden die vom Bundesdenkmalamt Wien

als Beitragsleistung zur Verfügung gestellten S 20. 000, --

bei der Steiermärkischen Landesbuchhaltung gutgeschrie-

ben.

Zusammenfassend muß vom Landesrechnungshof festgestellt

werden, daß diese Arbeiten somit nicht an den Bestbieter

vergeben, sondern zu wesentlich höheren Preisen beauf-

tragt und abgerechnet wurden.
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5. FASSADENRENOVIERDNG, BDRGGASSE l _OND^pF GASSE 15

5. 1 Baumeisterarbeiten

Am 19. Februar 1986 wurden von der Abteilung für Liegen-
schaftsverwaltung die Baumeisterarbeiten für die Sanie-

rungsmaßnahmen an den Gebäuden Burggasse l und Hof-

gasse 15 einschließlich des Burgtores beschränkt ausge-
schrieben.

Die Anbotseröffnung erfolgte am 12. März 1986. Zu diesem
Termin waren von den 8 angeschriebenen Firmen 7 Anbote

eingereicht worden. Nach Durchrechnung der eingereichten
Anbote ergab sich folgende Reibung:

Firma Bruttoangebotssumme Abweichung

l. Fa. Neuhold & Co.,
Graz

4- Fa. Kern & Co., Graz

S 291. 360,-

2. Fa. Dr. Ing. Herzog, Graz S 295. 722, --

3. Fa. Ing. Langmann, Graz S 345. 360, --

S 347. 204, 40

5- Fa. ing. wittmann, Gra2 S 355. 512,-

6- Fa. Architekt Bogner, Graz S 441. 086, 40

. Fa. Ing. Althaller, Graz S 455. 568,-

100, 0 %

101, 5 %

118, 5 %

119, 2 %

122, 0 %

151, 4 %

156, 4 »
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einem Sammelbeschluß durch die Steiermärkische
am 7. April 1986 für alle Professioni-

, in dem neben der Vergabe der Baumeister-

auch noch der Vergabe für die Maler- und An-

, Spenglerarbeiten, Tischlerarbeiten

und Dachdeckerarbeiten zugestimmt wurde, erfolgte durch
die Abteilung für Liegenschaftsverwaltung am 21. Mai
1986 die Auftragserteilung zur Durchführung der Bau-
meisterarbeiten an die Fa. Neuhold & Co. mit einer
Gesamtauftragssumme von S 291. 360, --.

Wie bereits im Landesrechnungshof-Bericht aus dem Jahre

1983 festgestellt wurde, fehlen auch bei diesem Anbot

bzw. den Vorbemerkungen zum Anbot wesentliche Punkte

bzw. Festlegungen, wie:

* der Ablauf der Zuschlagsfrist,

* die Vereinbarung, daß die Kalkulationsformblätter

Bestandteil des Anbotes sind r sowie

* die Forderung der Ermittlung der Einheits-

Bauschpreise gemäß ONORM B 2061.

und

Der Landesrechnungshof hat in seinem Bericht vom 20. Juli

1983 u. a. folgenden Vorschlag gemacht:

'Damit die für eine ordnungsgemäße Kalkulation erforder-
lichen wesentlichen Festlegungen in den Ausschreibungs-
unterlagen einheitlich enthalten sind, schlägt der
Landesrechnungshof vor, die "Besonderen Bestimmungen
Iä£--_den staatlichen Hochbau"(BBstH) einschließlich
Formoiatter, die für den staatlichen Hochbau vom Bundes-
ministerium verbindlich vorgeschrieben wurden, analog
anzuwenden."

In diesen Formblättern
^estlegungen enthalten.

sind - wie angeführt - diese
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Abteilung für Liegenschaftsverwaltung hat in ihrer
Stellung"ahme zu diesem Bericht vom 5. September 1983

mitgeteilt, daß allen Vorschlägen des Landesrech-
vollinhaltlich Rechnung getragen wird und

Insbesondere darauf hingewiesen, daß der Anregung des
Landesrechnungshofes entsprechend die allgemeinen Ver-
tragsbestimmungen, wie sie in der Fachabteilungsgruppe
Landesbaudirektion gehandhabt werden, durch die Abteilung
für Liegenschaftsverwaltung in Hinkunft verwendet werden.
Die Verwendung dieser Formblätter wurde bereits veran-
laßt.

Der Landesrechnungshof muß feststellen, daß dieser
Anregung nur zum Teil und in nicht ausreichender Form
entsprochen wird.

Positiv kann festgestellt werden, daß in der Auftragser-
teilung das exakte Fertigstellungsdatum mit 25. Juli
1986 angegeben wurde. Es war dem Landesrechnungshof
jedoch nicht möglich, die Einhaltung dieser Frist zu
überprüfen, da die von der Baufirma geschriebenen Bau-
tagesberichte am 18. Juli 1986 enden. Da in der Schluß-
rechnung der Firma angegeben ist, daß die Arbeiten
von Juni bis August geleistet wurden, ist anzunehmen,
daß die vereinbarte Fertigstellungsfrist nicht eingehal-
ten wurde.

Eine förmliche Übernahme der Bauleistungen, bei der
die Erfüllung des Vertrages überprüft und bestätigt
wird, wurde von der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung

nicht vorgenommen.

Für die Baumeisterarbeiten existieren zwei SchLußrechnun-
gen, weil die Sanierungsmaßnahmen für die Häuser Burg-
Sasse l und Hofgasse 15 getrennt vorgenommen wurden.



77 -

, der Überprüfung der Abrechnung für das Haus Burg-
l mußte festgestellt werden, daß die von der

für Liegenschaftsverwaltung durchgeführte

Zahlungsanweisung trotz Bestätigung der fachtech-
>n und rechnerischen Richtigkeit einen Fehler

in der Höhe von ca. S 7. 000, - enthielt. Erst in der
Landesbuchhaltung wurde dieser Rechenfehler korrigiert,
worauf äie Abteilung für Liegenschaftsverwaltung eine
2. Zahlungsanweisung mit der richtig gestellten Schluß-
rechnungs summe durchführte.

In der Position 10 "Regiearbeiten" sind in der Schluß-
rechnung 6 Maurerstunden und 4 Helferstunden für die
Reinigung der Durchfahrt beim Burgtor verrechnet worden.
In den einschlägigen ÖNORMEN ist im Abschnitt "Neben-

leistungen" folgendes angeführt:

"Durch die Preise des Angebotes sind folgende Neben-
leistungen mitabgegolten: Beseitigen der bei der eigenen
Arbeit übrig bleibenden Werkstoffe sowie aller von
der eigenen Arbeit herrührenden Verunreinigungen."

Auch in den Vorbemerkungen zum Leistungsverzeichnis

wurde unter Punkt 3 vereinbart:

"Nach Beendigung der Arbeit ist die Baustelle in einwand-
frei aufgeräumtem und gereinigtem Zustand dem Bauherrn
zu übergeben."

Da auch im gesamten Akt keine schriftliche Auftragsertei-
lung für diese Arbeiten existiert, muß festgestellt

"erden, daß diese Regiearbeiten zu Unrecht anerkannt
wurden.

Es wurde von der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung

s°wohl bei der Rechnung für die Burggasse l als auch
der Rechnung für die Hof gas se 15 verabsäumt, den

l
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im Anbot vereinbarten Haftrücklaß in der Höhe von 3 %
Abzug zu bringen. Dem gegenüber wurde das l-%ige

Skonto für den Wissenschaft- und Forschungsfonds einbe-
halten, obwohl bei beiden Rechnungen die normalerweise
bindende 4-wöchige Frist von der Rechnungslegung bis
zur Auszahlung überschritten wurde.

Die gesamte Abrechnungssiunme für die Baumeisterarbeiten

ergab S 214. 648, 22. Dies bedeutet gegenüber dem Anbots-

preis eine Kostenreduzierung um mehr als 26 %, die
auf überhöhte Ausschreibungsmassen zurückzuführen ist.
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pie erforderlichen Spenglerarbeiten an den Gebäuden
Burggasse l und Hofgasse 15 wurden am 19. Februar 1986
beschränkt ausgeschrieben.

Die Anbotseröffnung erfolgte am 12. März 1986 und ergab

nach Durchrechnung der eingereichten Anbote folgende

Reibung:

Firma Bruttoanbotssumme Abweichung

l. Fa. Gottfried Kocher,

Graz S 177. 679, 68 100, 0 %

2. Fa. Alois Poglonik,
Graz S 195. 636, 77 110, 1 %

3. Fa. Peter Voller, Graz S 202. 660, 90 114, 1 %

4. Fa. Josef Eichinger,
Graz S 213. 952, 90 120, 4 i

5. Fa. Hermann Rath, Graz S 216. 791, 47 122, 0 %

Der dem Landesrechnungshof vorgelegte und diese Spengler-
arbeiten betreffende gesamte Schriftverkehr mit einer
Abrechnungs summe von ca. S 200. 000, -- besteht neben
den Gegenanboten aus lediglich 3 DIN A 4-Seiten.

Diese sind:

die Anbotseröffnungsniederschrift,
äie Auftragserteilung an den Billigstbieter und
eln Schreiben an die übrigen Bieter, in dem mitge-

teilt wird, daß ihnen kein Zuschlag erteilt werden
konnte.
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in den allgemeinen Vorbemerkungen des Anbotes
wurden weder ein Baubuch noch

verein"01- *-'

icsberichte oder ein Aufmaßbuch geführt.

Bautagebuch sollten die Eintragungen von Vorkommnissen
Anordnungen auf der Baustelle sowie der tatsächliche

Baubeginn und die Baufertigstellung aufgezeichnet werden.
den "Allgemeinen Richtlinien für die Tätigkeit der

Bauaufsichtsorgane" ist für die Fachabteilungsgruppe
Landesbaudirektion u. a. folgendes festgelegt:

"Die Bauaufsicht ist verpflichtet, alle wichtigen,
das Baugeschehen betreffenden Ereignisse, Anordnungen
und Feststellungen in einem eigenen fortlaufend numerier-
ten Baubuch oder in einem von der Unternehmung zu führen-
den Bautagebuch bzw. Tagesberichtsbuch einzutragen.
Hier können auch die Aufmäße, Preisvereinbarungen im
Rahmen der zugewiesenen Ermächtigungsgrenze und Regie-
arbeiten aufgenommen werden.

Der Landesrechnungshof ist der Ansicht, daß auch die

Abteilung für Liegenschaftsverwaltung ihre Tätigkeit

nach diesen Richtlinien ausüben soll.

Die Schlußrechnung der Spenglerarbeiten wurde vom Landes-

rechnungshof stichprobenweise überprüft. Die zur Erstel-

lung der Ausmaßermittlung notwendigen Unterlagen, wie

Z. B. Abrechnungspläne bzw. Aufmaßskizzen, waren der
Schlußrechnung nicht angeschlossen. Es war daher nicht
"öglich, die Massenermittlung anhand einer Skizze oder
eines Planes auf ihre Richtigkeit zu prüfen. Für nach-
träglich nicht mehr feststellbare Maße fehlen gemeinsam
vorzunehmende Ausmaßfeststellungen. Die Massenermittlung

. e anhand von Aufmaßblättern, Aufmaßskizzen bzw.

inungsplänen auch für außenstehende Dritte nachvoll-

und überprüfbar sein. In der vorliegenden Form

Nachvollzug für den Landesrechnungshof nicht
war ein
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nehr möglich. Die Ordnungsmäßigkeit der Massenermittlung

muß daher in Zweifel gezogen werden.

Weiters mußte bei der stichprobenweisen Überprüfung

festgestellt werden, daß Positionen (2b, 6a) in der

Schlußrechnung weder im ursprünglichen Anbot noch in

einem Nachtragsanbot aufscheinen. Trotzdem wurden von

der Bauaufsicht auch diese Positionen sowohl mit ihren

Einheitspreisen als auch mit den gesamten Positions-

preisen kommentarlos anerkannt und mit der Gesamtrechnung
an die ausführende Firma ausbezahlt. Auf der Schlußrech-

nung findet sich lediglich ein Stempelaufdruck mit

dem Hinweis: "Preise außer Anbot sind angemessen",

dem weder Datum noch Unterschrift beigefügt ist.

Neben den im Anbot nicht vorhandenen Positionen wurde

dem Landesrechnungshof erst nachträglich auch ein soge-

nanntes "Nachtragsanbot" vorgelegt. Dieses Nachtragsanbot
enthält 6 Positionen, von denen 4 Positionen sowohl

im Positionstext als auch im Einheitspreis völlig iden-

tisch mit dem Hauptanbot waren. Es ist daher für den

Landesrechnungshof nicht ersichtlich, warum diese Posi-

tionen über ein Nachtragsanbot und nicht im Hauptanbot
abgerechnet wurden bzw. um welche zusätzlichen, im
Hauptanbot nicht enthaltenen Arbeiten es sich hier
handelt.

den Vorbemerkungen zu der Ausschreibung geht hervor,
nach Fertigstellung der Arbeiten und Vorlage der
Rechnung ein 3-%iger Haftrücklaß auf 3 Jahre einbe-
.

n wird. Wie jedoch die Überprüfung der Schlußrech-
ergab, wurde weder ein Haftrücklaß einbehalten,nung

noch
ein Haftbrief gelegt.
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c,. 3 Maler- und Anstreicherarbeiten

Die Anbotseröffnung der beschränkten Ausschreibung
über die Maler- und Anstreicherarbeiten erfolgte - gleich
wie bei den anderen Professionisten dieses Bauvorhabens -

am 12. März 1986. Von den 7 angeschriebenen Firmen

reichten 5 ihr Anbot rechtzeitig ein. Nach Durchrechnung

der eingereichten Anbote ergab sich folgende Reibung:

Firma Bruttoanbotssumme Abweichung

l. Fa. Adolf Geier, Graz S 181. 200,- 100, 0 »

2. Fa. Kemetmüller"s Söhne,
Graz S 198. 013, 20 109, 3 %

3. Fa. Hans Ruck, Graz S 230. 371, 20 127, 1 %

4. Fa. Otto Url, Graz S 247. 542,- 136, 6 %

5. Fa. Ludwig Kähling & Sohn,
Graz ~ S 262. 604, 88 174, 9 »

Am 21. Mai 1986 erteilte die Abteilung für Liegenschafts-

Verwaltung der Fa. Adolf Geier, Graz, den Auf tag zur

Durchführung der Maler- und Anstreicherarbeiten anläßlich

der Fassadenrenovierung bei den Gebäuden Burggasse l
und Hofgasse 15 mit einer Kostensumme von S 181. 200, --.

Weiters wurde in der Auftragserteilung vereinbart,
daß die Arbeiten am 16. Juni 1986 zu beginnen seien
urid am 8. August 1986 zu beenden sind, ansonsten ein
p°nale von S 500, -- täglich von der Endabrechung in
Abzug gebracht wird.
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pa auch in diesem Falle weder ein Baubuch noch Bautages-

Berichte existieren, kann als Unterlage für die Beurtei-

lang der Fristeinhaltung nur die Schlußrechnung von

der Fa. Geier verwendet werden. In dieser Schlußrechnung

vom 8. Oktober 1986 wurde festgehalten, daß die Arbeiten

im Juni 1986 begonnen worden sind und im September

1986 beendet wurden. Da kein schriftliches Ansuchen

um Bauzeitverlängerung existiert und auch eine Bauzeit-

Verlängerung nicht zugestanden wurde, wurde die vertrag-

lich vereinbarte Fertigstellungsfrlst auch in diesem

Fall nicht eingehalten. Auch hier wurde die festgelegte

Verzugsstrafe nicht in Abzug gebracht.

Bei der stichprobenweisen Überprüfung der Schlußrechnung

der Malerarbeiten mußte festgestellt werden, daß auch

in diesem Fall weder ein Aufinaßbuch noch Abrechnungspläne

existieren. Es existiert einzig und allein eine der

Schlußrechnung angegliederte "Maßaufgliederung", die

jedoch in keinster Weise nachvollziehbar ist. Diese

angeschlossene sogenannte "Maßaufgliederung" kann in

keiner Weise als Aufmaßblatt angesehen werden, da sie

erst am 16. Oktober 1986, das war 11 Tage nach dem

Einlangen der Schlußrechnung, von der örtlichen Bauauf-

Sicht unterschrieben wurde.

Bei der weiteren Durchsicht der Schlußrechnung mußte

auch hier - gleich wie bei den Spenglerarbeiten - fest-

gestellt werden, daß eine Position verrechnet und an

die Firma angewiesen wurde, die im Anbot überhaupt
nicht vorhanden war. Es handelt sich dabei um die Posi-

tion 17 - "zweiseitiger Fensteranstrich" - zu einem
Einheitspreis von S 650, -. Diese Position wurde von

örtlichen Bauaufsicht - ohne vorherige Preisverein-

- ohne Nachtragsanbot sowie ohne Baubucheintragung

anerkannt. In der Schlußrechnung ist einzig und allein
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der Vermerk "Preise außer Anbot sind angemessen" ange-

bracht. Dazu wird als Vergleich die Postion 13 angeführt,

bei der dsr Anstrich für größere Fenster, jedoch 4-sei-

tig, zu einem Einheitspreis von S 770, - angeboten

wurde.

Hiezu wird vom Landesrechnungshof - wie auch schon

im letzten Prüfbericht vom 20. Juli 1983 - wiederum

festgestellt und kritisiert, daß der nachträglich frei

vereinbarte Einheitspreis wesentlich überhöht ist.

Das Fehlen der Preisvereinbarung vor der Ausführung

und vor allem das Fehlen der Preisherleitung auf Preis-

basis des ursprünglichen Anbotes in prüffähiger Form

wird im gegenständlichen Bericht nochmals bemängelt.

Für Arbeiten, die nicht im Anbot angeführt sind, sind

Nachtragsanbote vorzulegen, deren Preisangemessenheit

vor Durchführung der Leistungen zu bestätigen ist. Die

diesbezügliche Bestimmung der ONORM B 2110 lautet:

"Bei Änderungen der Art der Leistung und bei Leistungen,
die im Auftrag nicht vorgesehen sind, hat der Auftrag-
nehmer ein Zusatzangebot vorzulegen und mit dem Auftrag-
geber einen neuen Preis auf der Preisgrundlage des
ursprünglichen Auftrages (Hauptauftrag) zu vereinbaren.
Mit der Ausführung der betreffenden Leistung darf,
ausgenommen bei Gefahr im Verzug, erst nach Entscheidung
des Auftraggebers begonnen werden."

Bei Durchsicht der Schlußrechnung mußte festgestellt

werden, daß die Preisangemessenheit nicht vor sondern

nach der Arbeitsdurchführung bzw. erst bei der Vorlage

der Schlußrechnung bestätigt wurde.

Bntsprechende Aufzeichnungen über die rechtzeitige

Entscheidung des Auftraggebers (vor Beginn der Ausfüh-
rung) sind weder im Akt enthalten, noch der Schlußrech-

nung angeschlossen.
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6. FASSADENRENOVIERÜNG BURGGASSE 11 UND BDRGGASSE 13

Im Jahre 1985 bzw. 1986 wurden von der Abteilung für

Liegenschaftsverwaltung die straßenseitigen Fassaden

der Häuser Burggasse 11 und 13 einer Generalreparatur

unterzogen. Vor allem wurde der stark gesprungene Verputz
erneuert und die Fenster repariert. Weiters wurden

die dazugehörigen Dachflächen bzw. Blechteile saniert.

Es war auch daran gedacht, die bestehenden Mosaiksteine

an der Fassade der Häuser Burggasse 11 und 13 zu ent-

fernen. Darüber fand am 23. Mai 1985 eine Kommissionie-

rung an Ort und Stelle statt. Bei dieser Verhandlung

regte der Verhandlungsleiter an, man m§ge die Mosaik-

steine belassen, da dies ein typischer Baustil der

Nachkriegszeit sei. Außerdem sind die gegenüberliegenden

Häuser in der Burggasse ebenfalls Anfang der 60-er

Jahre erbaut worden, sodaß der untere Teil der Burggasse
ein Ensemble aus dieser Zeit darstellt. Die Abteilung
für Liegenschaftsverwaltung schloß sich dieser Meinung
an. Dadurch konnten auch bei den Baumeisterarbeiten

Einsparungen in der Hohe von ca. S 330. 000, -- erzielt

werden.

Für diese Generalsanierung wurden folgende Arbeiten
notwendig:

* Baumeisterarbeiten

* Fensterabdichtungen
* Malerarbeiten an der Fassade

* Fensteranstrich

* Tischlerarbeiten

* Spenglerarbeiten

* Dachdeckerarbeiten

Die Abteilung für Liegenschaftsverwaltung stellte für
alle angeführten Arbeiten nach den Ausschreibungen



l

- 86 _

und der Ermittlung der Billigstbieter einen gemeinsamen

Antrag für die einzelnen Vergabegenehmigungen und die

Freigabe der Mittel in der Gesamthöhe von 2, 3 Mio. S.

Am l. Juli 1985 wurde von der Steiermärkischen Landes-

regierung diesem Antrag zugestimmt.
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.^ ^aumeisterarbeiten

18. März 1985 wurden die Baumeisterarbeiten für
Fassadenrenovierung an den Häusern Burggasse 11

Burggasse 13 beschränkt ausgeschrieben.

Grundsätzlich wird vom Landesrechnungshof dazu festge-
stellt, daß bei einer voraussichtlichen Gesamtauftrags-
summe von rd. einer Million Schilling eine öffentliche
Ausschreibung durchzuführen gewesen wäre. Wie schon
wiederholt festgestellt wurde, setzt der in den Ver-

für das Land Steiermark fixierte

Betrag von einer Million Schilling die Grenze fest,
ab der öffentlich ausgeschrieben werden muß. Aus Wirt-

schaftlichkeitsgründen ist diese Grenze jedoch nicht

auszunützen, zumal bei einer nur geringfügigen Preisstei-

gerung diese beschränkte Ausschreibung öffentlich zu
wiederholen gewesen wäre.

In diesem Zusammenhang muß vom Landesrechnungshof wie-

derum auf die Weisung von Herrn Landesrat Dr. Christoph

Klauser vom 27. März 1980 hingewiesen werden, in der

angeordnet wurde, daß beschränkte Ausschreibungen für

Arbeiten, bei denen mit einer Anbotssunune von mehr

als S 300. 000, - zu rechnen ist, nur dann erfolgen

dürfen, wenn der Herr Landesrat dieser beschränkten

Ausschreibung zugestimmt hat. Da dieser Weisung von

der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung keine Folge

geleistet wurde, muß der Landesrechnungshof diese Vor-

gangsweise kritisieren.

Die Anbotseröffnung erfolgte am 29. März 1985. Zu diesem
Termin waren von allen 10 angeschriebenen Firmen Anbote
eingereicht worden. Nach Durchrechnung der eingereichten

Anbote ergab sich folgende Reibung:
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Firma
Bruttoanbotssumme Abweichung

Fa. In9- Langmann, Graz S 969. 300, --

Fa. Architekt Bogner,
" Graz S 975. 112, 80

3. Fa. Wirnsberger, Graz S 976. 086, --

4. Fa. Neuhold, Graz S 984. 774>-

5. Fa. Ing. Wittmann, Graz S 995. 232, --

6. Fa. Kogelmann, Graz

7. Fa. Dengg, Graz

S 996. 462,-

S 998. 412,-

8. Fa. Ing. Althaller, Graz S 999. 864,-

9. Fa. Wünscher, Graz S 1, 035. 912,-

10. Fa. Treschl & Reimitz,
Graz S 1, 063. 494,

100 »

100, 6 »

100, 7 %

101, 6 %

102, 7 %

102, 8 »

103, 0 »

103, 2 %

106, 9 »

109, 7 %

Aa 23. Mai 1985, also ca. 2 Monate nach der Anbotseroff-

I"ln9» fand unter Beiziehung der Altstadtkommission
eine Bauverhandlung an Ort und Stelle statt. Bei dieser

. onierung wurde angeregt, die Fassade, die aus

meinen bestand, in ihrem ursprünglichen Zustand

. Dadurch ergaben sich Änderungen gegenüber

ausgeschriebenen Anbotsmassen. Der zuständige Ref e-

1" der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung rech-

daraufhin anhand der bereits vorliegenden Anbote
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die neuen Anbotssummen aufgrund der verminderten Posi-
tionsmassen durch und stellte fest, daß sich die Bieter-

reihung und auch der Billigstbieter änderte. Die Tat-

sache, daß die sich geänderten Ausschreibungsbedingungen
noch vor der Auftragsvergabe Berücksichtigung fanden,
wird vom Landesrechnungshof positiv festgestellt. Dem
gegenüber muß jedoch kritisiert werden, daß die Aus-
Schreibung bereits vor den notwendiger BehSrdenverfahren
durchgeführt wurde.

Das geänderte Ausschreibungsergebnis bot folgendes
Bild:

Firma Bruttoanbotssumme Abweichung

l. Fa. Architekt Bogner,
Graz

2. Pa. Neuhold, Graz

S 631. 840, 80

S 642. 234, --

3. Fa. Ing. Langmann, Graz S 646. 560, --

'*. Fa. Ing. Wirnsberger,
Graz S 648. 066,-

5- Pa. Ing. Althaller, Graz S 658. 644,-

6- Fa. Kogelmann, Graz S 665. 472, --

. Fa. ing. wittmann, Graz S 665. 562,-

. pa. Dengg, Graz S 669. 072,-

. Fa. Ing. Wünscher, Graz S 691. 392, --

'. pa. Treschl % Reimitz,
S 718. 974,-

100, 0 »

101, 6 %

102, 3 %

102, 6 %

104, 2 %

105, 3 %

105, 3 %

105, 9 %

109, 4 %

113, 8 »
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i der nachträglichen Durchrechnung durch die Abteilung

Liegenschaftsverwaltung mußte vom Landesrechnungshof
unbedeutender Rechenfehler fceim nunmehrigen. Billigst-

der Fa. Architekt Bogner, festgestellt werden,

der jedoch wegen seiner Geringfügigkeit die Reibung
nicht beeinflußte (S 631. 912, 80 statt der angegebenen
Summe von S 631. 840, 80).

Nach dem Beschluß durch die Steiermärkische Landesregie-

rung am l. Juli 1985, in dem neben den Baumeisterarbeiten
auch noch alle anderen für dieses Bauvorhaben notwendigen

professionisten genehmigt wurden, erteilte die Abteilung

für Liegenschaftsverwaltung der Fa. Bogner in Graz

am l. August 1985 den Auftrag zur Durchführung der

Baumeisterarbeiten für die Fassadenrenovierung mit

einer Gesamtauftragssumme von S 631. 840, 80. Wie bereits

sowohl bei anderen Bauvorhaben als auch im letzten

Landesrechnungshofbericht festgestellt wurde, fehlen

auch bei den Anboten der Baumeisterarbeiten und aller

übrigen Professionisten für diese Fassadenrenovierung

wesentliche Punkte bzw. Festlegungen, wie

* der Ablauf der Zuschlagsfrist sowie

* die Forderung der Ermittlung der Einheits- und

Bauschpreise gemäß ONORM B 2061.

In der Auftragserteilung vom l. August 1985 wurde ver-
traglich vereinbart, daß die Arbeiten sofort zu beginnen

und bis zur 44. Lohnwoche zu beenden seien, ansonsten

ein Pönale von S 2. 000, -- pro Kalendertag täglich von

der Endabrechnung in Abzug gebracht wird. Im gegenständ-
lichen Fall war es dem Landesrechnungshof jedoch nicht
»öglich, die Einhaltung dieser Fristsetzung nachzuvoll-
2iehen, da auch bei diesem Bauvorhaben weder ein Baubuch
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noch Bautagesberichte existieren. Der Landesrechnungshof
ist der Ansicht, daß auch die Abteilung für Liegen-
schaftsverwaltung ihre Tätigkeit nach den Richtlinien

der Fachabteilungsgruppe Landesbaudirektion ausüben

sollte» in denen festgelegt ist, daß die Bauauf sieht

verpflichtet ist, alle wichtigen, das Baugeschehen
betreffenden Ereignisse, Anordnungen und Feststellungen

in einem eigenen fortlaufend numerierten Baubuch oder

in einem von der Unternehmung zu führenden Bautagebuch

bzw. Tagesberichtsbuch einzutragen. Dort können auch

Aufmäße, Preisvereinbarungen und Regiearbeiten aufge-

nominen werden.

Wie schon im letzten Bericht aus dem Jahre 1983 kriti-

siert, mußte auch bei diesen Baumaßnahmen wiederum

festgestellt werden, daß eine förmliche Übernahme der

Bauleistungen, bei der die Erfüllung des Vertrages

überprüft und bestätigt werden sollte, nicht vorgenommen

wurde.

Die Schlußrechnung der Baumeisterarbeiten wurde vom

Landesrechnungshof stichprobenweise überprüft. Die

zur Erstellung der Ausmaßermittlung notwendigen Unter-

lagen, wie Z. B. Abrechnungsplane bzw. Aufnaßskizzen,

waren der Schlußrechnung nicht angeschlossen. Es war

daher nicht möglich, die Massenermittlung anhand einer

Skizze oder eines Planes auf ihre Richtigkeit zu prüfen.

Für nachträglich nicht mehr feststellbare Massen, wie

Z-B. Abtragsarbeiten bzw. Leistungen unter Putz, fehlen

gemeinsam vorzunehmende Ausmaßfeststellungen. Die Massen-

erinittlung müßte anhand von Aufmaßblättern, Aufmaßskizzen

bzw. Abrechnungsplänen auch für außenstehende Dritte
nachvollziehbar und überprüfbar sein.
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Landesrechnungshof mußte bei der stichprobenweisen

der Schlußrechnung feststellen, daß ein

der gesamten Abrechnungssunme mit Positionen

abgerechnet wurde, die in der Ausschreibung nicht vor-
bzw. die im Anbot überhaupt nicht vorhanden

waren. Für diese Arbeiten sind Nachtragsanbote vorzu-

legen, deren Preisangemessenheit vor Durchführung der
Arbeiten zu bestätigen ist. Auf die diesbezügliche

Bestimmung der ÖNORM B 2110, die auf Seite 84 dieses

Berichtes wiedergegeben ist, wird hingewiesen.

Bei Durchsicht der Schlußrechnung mußte festgestellt

werden, daß die Preisangemessenheit nicht vor, sondern

nach der Arbeitsdurchführung bzw. erst bei der Vorlage

der Schlußrechnung bestätigt wurde. Entsprechende Auf -

Zeichnungen über die rechtzeitige Entscheidung des

Auftraggebers - vor Beginn der Ausführung - sind weder

im Akt enthalten, noch der Schlußrechnung angeschlossen.

Wie üei den meisten anderen Bauvorhaben der Abtei-

lung für Liegenschaftsverwaltung, wurde der in den

Vorbemerkungen zum Anbot vereinbarte 3-%ige Haftrücklaß

auch hier nicht einbehalten.

Der Vergleich zwischen Anbot und Abrechnung ergab folgen-

des Bild:
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Auftrags summe lt. Anbot
(13 Positionen) S 631. 840, 80

Von diesen 13 Anbotspositionen wurden die

Positionen 5, 8, 9, 10 und die Position 13

- Regiearbeiten, nicht ausgeführt. Die rest-

lichen im Anbot vorhandenen Positionen wurden

wie folgt abgerechnet:

zuzüglich nicht im Anbot vorhandener
Positionen von

- l % WWF

Gesamt:

+ 20 % USt.

Gesamtsumme:

S 398. 598, --

S 186. 205, 46

S 5. 894, 46

S 578. 900,-

S 115. 780,-

S_694^680^-

Wie schon mehrmals festgestellt werden mußte, wurden

auch hier Leistungen und Regiearbeiten, die nicht erfor-

derlich waren, durch andere in der Ausschreibung nicht

vorgesehene Positionen in jenem Umfang abgerechnet,

daß die genehmigte Auftragssumme ausgeschöpft wird.

Dieser Vorgang muß vom Landesrechnxingshof kritisiert
werden.
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l

g. 2 Fensterabdichtungsarbeiten

Bereits am 30. November 1984 wurden von der Abteilung

für Liegenschaftsverwaltung die Fensterabdichtungsarbei-

ten beschränkt ausgeschrieben. Die Anbotseröffnung

erfolgte am 7. Dezember 1984. Zu diesem Termin waren

von allen angeschriebenen Firmen Anbote eingereicht

worden. Nach Durchrechnung der eingereichten Anbote

ergab sich folgende Reibung:

Firma Bruttoangebotssumme Abweichung

l. Fa. Trümmer, Graz S 176. 424,- 100, 0 %

2. Fa. Kompacher, Graz

3. Fa. Geier, Graz

S 221. 136,-

S 232. 560,-

125, 3 %

131, 8 %

4. Fa. Dengg, Graz

5. Fa. Hudinzez, Graz

S 242. 112,-

S 341. 400, --

137, 2 %

197, 5 %

Es ist für den Landesrechnungshof erstaunlich und er-

schreckend zugleich, wieviele Kritikpunkte bei einer

Ausschreibung, die nur 4 Positionen umfaßt, aufgezeigt

werden müssen.

Nach der Genehmigung durch die Steiermärkische Landes-

regierung am l. Juli 1985 wurde der Auftrag für die

Fensterabdichtungsarbeiten am l. August 1985 an den

Billigstbieter, die Fa. Trümmer, mit einer Kosten-

sunune von S 176. 424, - (inkl. USt. ) erteilt.
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Der Beschluß der Steiermärkischen Landesregierung bezog
sich jedoch eindeutig nur auf die straßenseitige Fassa-
denrenovierung der Häuser Burggasse 11 und 13. wie
sich aus der Massenzusammenstellung, die der Schlußrech-
nung angeschlossen ist, jedoch entnehmen läßt, wurden
mit diesem Auftrag auch Abdichtungsmaßnahmen in der
Salzamtsgasse, in der Einspinnergasse, in der Burggasse 7
sowie in der Burggasse 9 und in der Neuen Burg verrechnet
(Beilage 32). Auch hier drängt sich der Verdacht auf,
daß gerade so viele Abdichtungsarbeiten - in diesem
Falle sogar in ganz anderen Gebäuden - mündlich beauf-
tragt wurden, bis die genehmigte Gesantauftragssunme
ausgeschöpft war. Diese Vorgangsweise muß vom Landesrech-
nungshof kritisiert werden.

In den Vorbemerkungen zum Anbot wurde vereinbart, daß
eventuell auftretende Preisveränderungen den Bestimmungen
der ÖNORM B 2111 -veränderliche Preise- unterliegen,
obwohl die Fertigstellungsfrist nur knapp 3 Monate
betrug.

Dazu wird festgestellt, daß mit Ausnahme von langfristi-
gen Verträgen in Übereinstimmung mit einschlägigen
ONORMEN grundsätzlich zu Festpreisen auszuschreiben
und zu vergeben ist. Als "langfristig" wird vom Landes-
rechnungshof eine Zeit von über 12 Monaten von der
Anbotsabgabe bis zur Fertigstellung angesehen.

Sei der Auftragserteilung wurden dann auch die Arbeiten
2u Festpreisen im Sinne der ÖNORM B 2111 vergeben,
Somit bestand zwischen der Auftragserteilung und dem
ursprünglichen Anbot ein Widerspruch.

der Auftragserteilung wurde vereinbart, daß die
:en sofort zu beginnen und bis zur 43. Lohnwoche
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zu beenden sind, ansonsten ein Pönale von S 200, --

pro Kalendertag von der Endabrechnung in Abzug gebracht
wird. Die Einhaltung dieser Frist kann vom Landesrech-

nungshof nicht nachvollzogen werden, da auch in diesem

Fall weder Baubuch oder Bautagesberichte noch eine

Bauabnahmeniederschrift existieren.

Weitere mußte festgestellt werden, daß im Anbot des

Billigstbieters - offensichtlich durch einen Schreib-

fehler - ein Einheitspreis korrigiert wurde, ohne daß

diese Feststellung in der Anbotseröffnungsniederschrift

eingetragen wurde, wie es die Vergebungsvorschriften

für das Land Steiermark vorschreiben.

<^

Bei der stichprobenweisen Überprüfung der Schlußrechnung
mußte festgestellt werden, daß auch hier kein Aufmaßbuch

und keine Abrechnungspläne existieren. Es existiert

einzig und allein eine der Schlußrechnung angeschlossene

Massenzusammenstellung, die von der örtlichen Bauaufsicht

im nachhinein abgehakt worden ist.

Bei der weiteren Durchsicht stellte sich heraus, daß

zum Teil ganz andere Dinge verrechnet als angeboten
'»urden. So war Z. B. unter Position 2 das Abdichten

von Fugen zwischen Stock und Mauerwerk mit dauerelasti-

schem Kitt in einer Länge von 200 lfm ausgeschrieben.
Abgerechnet hingegen wurde die Position 2 mit einer
pauschalsumme von 7 i der Position l mit der lapida-
ren Bezeichnung "Mehraufwand" (Beilage 33)! Sogar solche

und Positionssummen wurden von

örtlichen Bauaufsicht abgehakt und über die Landes-

zur Anweisung gebracht.

'n existieren noch Positionen, die im Anbot über-

ha"Pt nicht vorhanden waren, wie Z. B. 201 lfm Stockdich-
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tungen zu einem Einheitspreis von S 74, -- je lfm, für
die weder ein Nachtragsanbot noch ein Aktenvermerk
existiert.

Eine weitere Position in der Schlußrechnung, die nicht

im Anbot vorhanden war, betrifft sogenanntes "Klein-

material". Auch diese Position wurde anerkannt, obwohl

im Anbot in den Positionen l bis 3 extra angeführt
war, daß mit diesen Einheitspreisen das gesamte Material,
die Arbeit und die Gerätebeigabe abgegolten ist. Somit

liegt in diesem Fall eine Doppelverrechnung vor. Wenn
dieser Betrag auch unbedeutend ist, so zeigt seine

Anerkennung durch die örtliche Bauaufsieht doch, mit

welcher Oberflächlichkeit die Rechnungsprüfung durchge-
führt wurde.

Weiters wurden die im Anbot angeführten Regiestunden

im Ausmaß von 20 Facharbeiterstunden und 20 Hilfsarbei-

terstunden zur Gänze in die Schlußrechnung übernommen.

Abgesehen davon, daß kein Auftrag für irgendeine Regie-
arbeit existiert, wurde dieser Betrag von der Abteilung
für Liegenschaftsverwaltung ohne Hinweis auf die er-

brachte Tätigkeit zur Auszahlung freigegeben. Auf Befra-
gen des Landesrechnungshofes war ein Nachvollzug der
Regierechnungen in der vorliegenden Form selbst dem

zuständigen Sachbearbeiter nicht mehr möglich.

^ Die OrdnungsnäBigkeit dieser Schlußrechnung muß daher
! in Zweifel gezogen werden.
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7. HEIZUNGSINTALLATIONSARBEITEN IN VERSCHIEDENEN AMTS-
GEBÄUDEN

Die Heizungsinstallationsarbeiten umfassen drei Amtsge-
bäude:

l. Die Erneuerung eines defekten Fernwärmeumformers

im Amtsgebäude Burgring 4,

2. den Anschluß der Lüftungsanlage an die bestehende

Fernwärmeumformeranlage im Amtsgebäude Salzamts-

gasse 2 sowie

3. die Instandsetzung der Regelanlage der ümformerstation

im Amtsgebäude Paulustorgasse 4.

Die Arbeiten wurden laut Aussage der Bauaufsicht selbst

geplant. Da den Daten keinerlei Planungsunterlagen

zu entnehmen waren, kann der Landesrechnungshof nicht

ausschließen, daß diese Planung unter Mithilfe von

mitanbietenden Firmen erfolgte.

Die Arbeiten wurden beschränkt ausgeschrieben, die

Anbotöffnung am 21. Dezember 1984 ergab folgendes durch-
gerechnetes Ergebnis:

Firma Bruttoanbotssumme Abweichung

l. Fa. Puff, Graz S 289. 376, 40
2. Fa. Hilscher & Hanseli,

Graz S 302. 274, 48

3- Pa. Dipl. -ing. Hofstätter,
Graz

4- Pa. ing. Peter Wagner
Graz

5- Fa. Dipl. -Ing. Brandl
Graz

S 309. 303, 20

S 330. 175, 20

S 348. 303, 60

100, 0 »

104, 5 »

106, 9 »

114, 1 %

120, 4 %
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per Auftrag wurde am 6. März 1985 - gemäß Beschluß

der Steiermärkischen Landesregierung - mit einer Auf-

tragssumme von S 289. 376, 40 (inkl. USt. ) an die best-

und billigstbietende Firma Puff, Graz, vergeben. Der

Auftragserteilung ist zu entnehmen, daß die Arbeiten

"einvernehmlich" zu beginnen sind. Ein Fertigstellungs-

tennin sowie ein Pönale wurden nicht vereinbart.

Die Schlußrechnung wurde am 13. Dezember 1985 mit einer

Summe von S 305. 049, 89 (inkl. USt. ) gelegt. Aus dieser

Schlußrechnung der beauftragten Firma ist zu ersehen,

daß mit der Arbeitsdurchführung bereits im Jänner 1985

- also noch vor der Auftragserteilung im März 1985 -

begonnen wurde (Beilage 34).

Die im Regierungssitzungsantrag angeführten Gründe

für die Erneuerung dieser Anlagen sind glaubhaft und

können nachvollzogen werden. Der Abrechnung ist zu

entnehmen, daß darin Regiestunden in der Höhe von

S 56. 105, -- (exkl. USt. ) enthalten sind. Dies sind

rd. 22 % der gesamten Abrechnungssuame von S 254. 208, 24

(exkl. USt. ). Den der Rechnung beiliegenden Regiezettel

sind keinerlei Begründungen für deren Notwendigkeit

zu entnehmen. Auf Befragung über die Notwendigkeit

dieser Regiestunden wurde von der zuständigen Bauaufsicht

folgendes mitgeteilt:

In Regie wurden im Abschnitt l das Demontieren, Reinigen
und wieder Zusammenschließen des bestehenden 2. alten
Umformers,

im Abschnitt 2 die Inbetriebnahme der seit längerer
Zeit außer Gebrauch stehenden Lüftungsanlage und

im Abschnitt 3 das Abgleichen und Einregulieren der
Strang- und Heizkörperventile in der Paulustorgasse
durchgeführt."



100 -

wird vom Landesrechnungshof festgestellt, daß

ein Teil dieser Regiearbeiten durchaus vorher-

sehbar war und demnach in geeigneter Form in das Lei-
stungsverzeichnis hätten eingebaut werden müssen.

Zu der Anzahl der Regiestunden befragt, hat die Bauauf-
sieht angegeben, daß sie die Anzahl der Stunden gut-

gläubig abgezeichnet hat, wobei sie sich auf die Angaben
der Monteure der ausführenden Firma voll verlassen

habe. Auch bei anderen Aufträgen wurden die Regie-

zettel gutgläubig abgezeichnet (Elektroinstallations-

arbeiten/Rahmenausschreibung 1985).

Es war somit keine gewissenhafte Überwachung der anfal-

lenden Regiearbeiten im Sinne der einschlägigen ONORM-Be-

Stimmungen gegeben.

Eine stichprobenweise Prüfung der Abrechnung (Auf-
maßkontrolle) durch den Landesrechnungshof ergab folgen-

des:

Abschnitt l - Umformer, Burgring 4:

Ausgeschrieben und angeboten war ein Wärmetauscher,

Fabrikat Schiff-Stern-Thermex, Type AYE 2 x 3-31, Gehäuse

und Vorkopf aus Stahlrohrbündel aus geschweißten Edel-
Stahlrohren. Aus der Typenbezeichnung sowie dem Anbot

einer mitanbietenden Firma ist zu entnehmen, daß dieser

ausgeschriebene Wärmetauscher eine Leistung von 300 kN

besitzt. Ausgeführt wurde ein Wärmetauscher der Type
5/2. 4 DZE. Dieser Wärmetauscher hat laut Angabe der

Herstellerfirma eine Wärmeleistung von 180 kW. Eine

Begründung, warum dieser Wärmetauscher in abgeänderter
Form geliefert wurde bzw. warum dieser Wärmetauscher
nicht in der ausgeführten und nach Angabe der Bauleitung
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t ^-ir^htiqen Type ausgeschrieben wurde, ist den Akten
zu entnehmen. Nach Aussage der zuständigen Bauauf-

sieht ist diese geänderte Type um rd. S 10. 000, - billi-
als die angebotene. Ein Preisabzug in der Schlußrech-

nung wurde nicht durchgeführt.

Die Aufmaßkontrolle ergab weitere bei folgenden Positio-

nen Mängel: Position 8, 10, 11 sowie Positionen 17

bis 27. Bei diesen Positionen konnten die verrechneten

Stückzahlen, Längen und Flächen aus den Rechnungsunter-

lagen nicht nachvollzogen werden. Der Schlußrechnung
ist lediglich eine Auflistung aller Positionen mit

Massenangaben, jedoch keine Aufmaßermittlung angeschlos-

sen. Die vom Landesrechnungshof durchgeführte Aufmaß-

kontrolle vor Ort ergab, daß rd. 9 % der verrechneten

Anlagenteile nicht ausgeführt wurden und somit um

rd. S 10. 000, -- zuviel verrechnet wurden. Auf Befragung

teilte die zuständige Bauaufsieht mit, daß aus Gründen

eines zu Jahresende erhöhten Arbeitsanfalles von Rech-

nungsprüfungen (Kreditverfall, Häufung von Schlußrechun-

gen) dieses Aufmaß nicht kontrolliert wurde.

Abschnitt 2 - Lüftungsanlage, Salzamtsgasse 2:

Analoge Mängel wie im Abschnitt l. Zusätzlich muß hier

"och aufgezeigt werden, daß die komplette Lflftungs-

regelung im verrechneten Wert von rd. S 35. 000, -- über-
haupt noch nicht nontiert war, sondern die Teile origi-

"alverpackt im Heizraum gelagert wurden. Auf Befragung

teilte die zuständige Bauaufsicht mit, daß diese Regel-

anläge wegen des Zeitdruckes im Jahr 1985 nicht mehr
irontiert werden konnte und in der darauffolgenden hei-

zungslosen Periode vergessen wurde, diese Anlage fertig-

zustellen. Es werde jedoch im Büro (und nicht wie vorge-

schrieben in der Buchhaltung!) ein Bankhaftbrief in
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der Höhe von S 50. 000, -- verwahrt, der seinerzeit als

Sicherstellung für die Fertigstellung der Anlage einbe-

halten wurde.

Abschnitt 3

gasse 4:

- Instandsetzung Regelanlage, Paulustor-

Hier wurden keine Abrechnungsmängel festgestellt. Es

muß jedoch kritisiert werden, daß für die neu eingebaute

Heizungsregelungsautomatik kein neues Anlagenschema

erstellt wurde.

Die ausführende Fa. Puff besitzt lt. telefonischer

Auskunft der Handelskammer vom 13. April 1987 u. a. eine

auf die Errichtung von Zentralheizungsanlagen der ünter-

stufe eingeschränkte Gewerbeberechtigung. Die Gewerbeord-

nung besagt, daß solche Gewerbetreibende berechtigt

sind:

a) Niederdruckzentralheizungsanlagen mit einer Leistung

bis einschließlich 150 kW,

b) Warmwasserbereitungsanlagen mit einer Leistung bis

einschließlich 75 kW

aufzustellen.

Im gegenständlichen Fall beträgt die ausgeschriebene

Leistung des Wärmetauschers 300 kw, die tatsächlich

installierte Leistung ISO kw. Dies bedeutet, daß die

Fa. Puff gewerberechtlich nicht befugt war, diese Arbei-
ten durchzuführen. Bei beschränkten Ausschreibungen

dürfen u. a. nur solche Firmen eingeladen werden, deren

Leistungsfähigkeit (= Befugnis) gewährleistet ist.

Die Prüfung hinsichtlich der Befugnis wurde durch die
ausschreibende Stelle weder vor noch nach der Ausschrei-
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bung durchgeführt. Der Landesrechnungshof ist der Mei-

nung» daß gerade ein Bauherr, der öffentliche Mittel

verwaltet, besonders auf die Einhaltung der einschlägigen

Bestimmungen, wie Z. B. der Gewerbeordnung, zu achten

hat.

Generell ist über die Tätigkeit der Bauüberwachung

auch bei diesem Auftrag festzustellen, daß die Weisung

von Herrn Landesrat Dr. Klauser vom Juli 1983 (Beilage 2)

betreff "die Agenden der Bauüberwachung* nicht befolgt

wurde. In dieser Weisung ist u. a. folgendes festgehalten:

"In der Baudurchführung sind die Agenden der Bauüber-
wachung gewissenhaft wahrzunehmen. Nach Fertigstellung
ist ein formelles Übergabeprotokoll anzufertigen, um
eine Grundlage für allfällige Gewährleistungsansprüche
und Schadenersatzforderungen zu haben."
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INSTALIATIONSARBEITEN FÜR DIE ERSTELLUNG EINER

NEUEN WASSERLEITUNG IM BÜRGAREAL

Auslösendes Moment für die Erneuerung der Wasserversor-

gung ini Burgareal war ein Großrohrbruch sowie weitere
kleinere Rohrbrüche im April 1985. Die Wasserversorgung

war zu diesem Zeitpunkt rd. 7 bis 8 Jahrzehnte alt

und bestand hauptsächlich aus Bleileitungen nebst Guß-

leitungen und vereinzelt auch aus Eisenrohren. Nach

provisorischer Reparatur dieser Wasserrohrbrüche wurde
mit einer Neugestaltung der Wasserversorgung im Burgareal

begonnen.

Das Projekt bzw. das Leistungsverzeichnis der Ausschrei-

bung dieser Neugestaltung wurde laut Aussage des zustän-

digen Bauleiters als "Eigenprojekt" erstellt. Die Arbei-

ten wurden beschränkt ausgeschrieben. Die Anbotöffnung

am 27. Juni 1985 ergab folgendes durchgerechnete Ergeb-

nis:

Firma Bruttoanbotssumme Abweichung

l. Fa. Norbert Puff, Graz

2. Pa. Ing. Peter Wagner,
Graz

3. Fa. Krobath, Feldbach

4. Pa. Friedl & Co. OHG,
Graz

5. Fa. Dipl. -Ing.
Hofstätter, Graz

s

s

s

s

s

646. 932

663. 165

799. 092

859. 540

908. 274

f

, 60

9

, 80

f

100,

102,

123,

132,

140,

0

5

5

9

4

»

»

»

%

%
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p^g ebenfalls zur Anbotslegung eingeladenen Firmen
ing. Schaffer, Graz, Ing. Kothgasser, Graz, und Walluch
KG, Graz, haben keine Anbote gelegt.

an die best- undper Auftrag wurde am 9. Juli 1985 an die best- und

billigstbietende Firma Puff r Graz, mit einer Auftrags-

summe von S 646. 932, -- inkl. USt. (entspricht

S 539. 110, -- exkl. USt. ) vergeben. In der Auftrags-

erteilung (Beilage 35) ist folgendes festgehalten:

"Die Arbeiten sind umgehend zu beginnen, in einem Zuge
fertigzustellen und bis 30. September 1985 zu beenden,
ansonsten ein Pönale von S 500, -- täglich von der End-
abrechnung in Abzug gebracht wird. Mehr- bzw. unvor-
hergesehene Arbeiten dürfen nur mit der Zustimmung
der Bauleitung durchgeführt werden."

Während der Überprüfung der Abteilung für Liegenschafts-

Verwaltung durch den Landesrechnungshof Jänner bis

April 1987 lag die Schlußrechnung dieses Bauvorhabens

noch nicht vor. Den Akten waren lediglich 3 Verdienstaus-

weise

l. Verdienstausweis vom 18. Juli 1985,

2. Verdienstausweis vom 20. August 1985,

3. Verdienstausweis vom 17. Juli 1986,

mit einer Rechnungssumme von insgesamt S 651. 622, --

netto zuzüglich üSt. zu entnehmen. Insgesamt gelangten

nach Abzug eines 7-%igen Deckungsrücklasses und l %

Skontoabzug für Wissenschaft und Forschung S 599. 948, 38

zur Auszahlung.

Der Landesrechnungshof stellt dazu fest, daß die im
Regierungssitzungsantrag angeführten Begründungen für
die Notwendigkeit der Erneuerung der Wasserversorgung
im Burgareal glaubhaft und nachvollziehbar sind.
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In der Auftragserteilung vom 9. Juli 1985 ist festge-
halten - wie bereits angeführt -, daß die Arbeiten

umgehend zu beginnen seien und bis 30. September 1985
zu beeenden sind, ansonsten ein Pönale von S 500, --

täglich von der Endabrechnung in Abzug gebracht wird.
Es mußte jedoch festgestellt werden, daß die Arbeiten

zum Zeitpunkt der Überprüfung durch den Landesrechnungs-

hof im April 1987 noch nicht abgerechnet waren. Da

am 17. Juli 1986 eine weitere Teilrechnung und noch

nicht die Schlußrechnung gelegt wurde, muß angenommen

werden, daß zu diesem Zeitpunkt die Arbeiten noch immer

nicht abgeschlossen waren. Der im Auftragsschreiben

festgehaltene Fertigstellungstermin vom 30. September
1985 wurde mindestens um eineinhalb Jahre überschritten.

Die Bestimmung der ONORM A 2060, Punkt 2. 12. 4. 2, wonach

jede Abschlagsrechnung die gesamten seit Beginn der

Ausführung erbrachten Leistungen in zumindest annähernd

ermitteltem Umfang zu enthalten habe, wurde auch bei

diesen Arbeiten nicht eingehalten. Insbesondere im

3. Verdienstausweis ist kein Bezug auf den l. und 2. Ver-

dienstausweis festzustellen. In diesem Verdienstausweis

sind nur zusätzliche Leistungen aufgenommen, wobei

auch Leistungen, die bereits im l. bzw. im 2. Verdienst-

ausweis verrechnet wurden, noch einmal und somit doppelt

in Rechnung gestellt wurden.

Aufmaßlisten bzw. die in Position 141 und 142 verrechne-

ten Montage- bzw. Abrechnungspläne waren den Akten

nicht zu entnehmen. Die zuständige Bauaufsicht wurde
bereits am Anfang der Prüfung durch den Landesrechnungs-
hof auf die fehlenden Montage- und Verlegepläne, die
sehr wohl abgerechnet waren, aufmerksam gemacht. Die
BauaufSicht teilte mit, daß es bereits Pläne gegeben
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hätte, die jedoch aufgrund von Ungenauigkeiten der
ausführenden Firma retourniert worden seien, damit
sie neue Pläne liefert. Aufgrund der noch immer fehlenden

Pläne war es dem Landesrechnungshof nicht möglich,

eine Aufmaßkontrolle durchzuführen!

Im 2. Verdienstausweis sind 370 Regiestunden, im 3. Ver-

dienstausweis 165 Regiestunden verrechnet. Gemäß Vorbe-

dingungen, Seite l, werden Regiearbeiten nur dann vergü-

tet, wenn sie vor Beginn vom Auftraggeber angeordnet

wurden. Dem Aktenkonvolut sind weder Aktenvermerke

oder Niederschriften über angeordnete Regiestunden,

noch bestätigte Regiezettel zu entnehmen. Es muß daher

angenommen werden, daß es sich hier um Leistungen han-

delt, die der Auftragnehmer ohne Auftrag ausgeführt

hat (siehe ÖNORM A 2060, Punkt 2. 10. 6: "Ohne Auftrag

oder vertragswidrig erbrachte Leistungen"), oder daß

diese Regieleistungen gar nicht erbracht wurden.

Insgesamt wurde mit allen drei Verdienstausweisen eine

Rechnungssumme von S 651. 622, - (exkl. ÜSt. ) erreicht.

Nach Abzug eines 7-%igen Deckungsrücklasses und von

l » für Wissenschaft und Forschung gelangten S 599. 948, 38
bisher zur Auszahlung. Da die Auftragssumme lediglich
S 539. 110, - (exkl. ÜSt. ) aufweist, bedeutet das, daß

die bisher in Rechnung gestellten Leistungen bereits

um 21 % über der Auftragssumme liegen. Ein schriftlicher

Auftrag oder eine Begründung, warum diese Auftrags-
ausweitung erfolgte, ist den Akten nicht zu entnehmen.
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Auch bei der Abwicklung dieser Arbeiten muß festge-
halten werden, daß die Weisung von Herrn Landesrat

Dr. Klauser vom 19. Juli 1983 (Beilage 2) hinsichtlich

einer gewissenhaften und ordentlichen Bauüberwachung
sowie durch BOI Ing. Udo Matzhold keine Ausschrei-
bungen zu erstellen, nicht eingehalten wurde.

t
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g^ ELEKTROINSTALLATIONSARBEITEN
1985

RAHMENADSSCHREIBUNG

Im April 1985 erfolgte die Ausschreibung über diverse

Elektroinstallationsarbeiten, wobei als Begründung

im Regierungssitzungsantrag folgendes angeführt wurde:

"Alljährlich sind an den Amtsgebäuden durch eintretende
Schäden sowie durch die Umsiedlung verschiedener Ämter
Neuerungen bzw. Reparaturen an der Elektroinstallation
vorzunehmen. Die voraussichtlichen Leistungen wurden
erfaßt und ausgeschrieben. Die Ausschreibung bezieht
sich auf die Neuherstellung von Anschlüssen, Verstärkung
von Verteilertrassen, Reparaturarbeiten, Verteilererwei-
terungen sowie andere elektrotechnische Arbeiten."

Mit dieser Rahmenausschreibung sollten somit - einer

Anregung des Landesrechnungshofes entsprechend - für

immer wiederkehrende gleichartige Leistungen Preise

unter Konkurrenzdruck erzielt werden.

Die Arbeiten wurden im April 1985 beschränkt ausgeschrie-

ben. Die Anbotöffnung am 5. März 1985 ergab folgendes

durchgerechnete Ergebnis:

Firma Bruttoanbotssumme Abweichung

l. Fa. Alpenländische
Elektrizitätsgesell-
schaft, Graz

2. Fa. BBC, Graz,

3- Fa. Trebitsch, Graz

4- Fa. Genshofer, Graz

5- Pa. AEG, Graz

6- Fa. Siemens, Graz

871. 380,-

918. 096, 54

936. 408,-

958. 962,-

971. 070,-

S 1, 018. 722, --

100, 0 %

105, 4 »

107, 5 %

110, 1 %

111, 4 »

116, 9 l
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Der Auftrag wurde am 21. März an die billigstbietende

Fa. Alpenländische Elektrizitätsgesellschaft, Graz,

mit einer Auftragssumme von S 871. 380, -- (inkl. USt.)

vergeben.

In der Auftragserteilung ist festgehalten, daß die

Arbeiten umgehend zu beginnen, in einem Zuge fertigzu-
stellen und bis Ende 1985 zu beenden sind. Ein Pönale

wurde nicht vereinbart. Diese Vertragsbestimmung ist

für eine Rahmenausschreibung sinnlos.

Die Schlußrechnung wurde am 4. Dezember 1985 mit einer

Summe von S 857. 470, 53 (inkl. USt. ) gelegt. Ein Haftrück-

laß wurde nicht einbehalten.

Eine Prüfung der Vergabe ergab, daß die formellen Er-

fordernisse, wie Z. B. Lochung der Anbote, vermerkte

Uhrzeit des Einlangens der Anbote, eingehalten wurden.

^
Das Anbot der Fa. BBC, welches aufgrund der Anbotseröff-

nungsniederschrift an zweiter Stelle gereiht ist, wurde

dem Landesrechnungshof trotz mehrmaliger ürgenzen nicht

zur Verfügung gestellt. Laut Auskunft des zuständigen
Sachbearbeiters "sei das Anbot sichtlich verloren-

gegangen". Dem Landesrechnungshof ist daher eine Prüfung

der Bestbieterermittlung nicht möglich.

Bereits bei der seinerzeitigen Überprüfung der Abteilung
Liegenschaftsverwaltung mußte der Landesrechnugnshof

ln seinem Bericht vom 20. Juli 1983 u. a. verlorenge-
gangene Anbote von mitbietenden Firmen als wesentlichen

Mangel kritisieren, weil dadurch die Einhaltung der
irift nicht überprüfbar ist. Es muß
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daher "das Verlorengehen von wesentlichen Unterlagen"

erneut kritisiert werden.

Eine Prüfung der Ausführung der Arbeiten und der Abrech-

nung sowie ein Vergleich der abgerechneten mit den

ausgeschriebenen Leistungen ergab folgendes:

Der Leistungsumfang der Ausschreibung umfaßte:

* die Verlegung von Isolierrohr- und

anderen Installationsrohren und Schalt-

kästen inkl. Stemm-, Heft- und Verputz-

arbeiten im Wert von rd. S 180. 000, --

* die Verlegung von Kabel und Leitungen

in der Höhe von rd. S 180. 000, --

* die Verlegung und Montage von diversen

Schaltern und Steckdosen in der Höhe

von rd. S 95. 000,-

* die Montage und Lieferung von Leucht-

Stofflampenleuchten in der Höhe von rd. S 50. 000, --

l

* die Montage und Lieferung von Siehe-

rungsautomaten in der Höhe von rd.

sowie Regiestunden in der Höhe von

jeweils zuzüglich USt.

S 20. 000,

S 175. 000,

Wie zuvor ersichtlich, wurden alle Materialen inkl.

Montage ausgeschrieben.

Die Auftragssumme beträgt exkl. USt. S 726. 150, -.
Die Abrechnungssumme beträgt exkl. USt. S 714. 558, --,
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}
wobei der l-%ige Abzug für Wissenschaft und Forschung
bereits berücksichtigt wurde.

Eine Auflistung der verrechneten Leistungen ergab:

* Regiearbeiten für rd.

* Material für Regiearbeiten rd.

* reine Materiallieferungen ohne

p Montage (wie Leuchten, Kabel,

Schalter) für rd.

* Arbeiten inkl. Lieferung lt. Text

(im Sinne des eigentlichen

Leistungsverzeichnisses) für rd.

S 170. 000,

S 24. 000,

S 443. 000,-

S 80. 000,-

Dies bedeutet, daß rd. 60 % des Auftrages reine Material-

lieferungen ohne Montagen waren. Die finanziell am

meisten ins Gewicht fallenden Materialien dieser Liefe-

rung waren

* rd. 8. 000 m Kabel,

* rd. 8. 000 m Leitungsdrähte,

rd. 750 Schalter und Schukkosteckdosen und

ca. 160 Stück Leuchtstofflampen-Leuchten.

Diese Materialien wurden im Lagerraum des Betriebselek-
trikers im Landhaus auf Lager gelegt. Eine stichproben-
"eise Prüfung des außerordentlich gut geführten Lagers
ergab, daß zwar rd. die Hälfte der Leuchten bereits

verbraucht wurden, daß das andere Material jedoch zu
rd- 95 % unverbraucht seit 1985 auf Lager liegt. Ein

dieses Materials durch die landeseigenen
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Elektriker ist laut ihrer eigenen Aussage in den nächsten
25 Jahren kaum möglich!

Der Landesrechnungshof findet es unsinnig, derartige
Mengen von Installationsmaterial, die noch dazu kaum

benötigt werden, auf Lager zu legen.

Darüber hinaus ist es unzweckmäßig, eine reine Elektro-

installations-Firma mit einer derart großen Materiallie-

ferung zu betrauen. Insbesondere auch deshalb, da bei

Kalkulationen mit Material- und Lohnanteil in den Mate-

rialanteilen Artikel wie Montagehilfsmittel, Schrauben,
Dübel, Dosenklemmen sowie Verschnitt etc. jeweils mitein-

kalkuliert sind. Bei einer reinen Materiallieferung
entfallen diese Hilfsmittel. Im gegenständlichen Fall

wurde jedoch kein Preisabzug in der Rechnung vorge-
nommen.

Es wurde somit in Abweichung von der Ausschreibung
ein Großteil der Leistungen nicht für den vorgesehenen
Zweck - nämlich Neuerungen bzw. Reparaturen von Elektro-
Installationen durchzuführen - sondern durch reine

Materiallieferungen erfüllt, damit die Auftragssumme
ausgeschöpft wurde.

Eine stichprobenweise Prüfung, ob die gelieferten Mate-
rialien der Ausschreibung entsprechen, hat ergeben,
daß beispielsweise die nach Position 42 gelieferten
Schalter dem Standardprogramm entsprechen. Geliefert
wurde BBC-Duro 2000 SI (SI ist die Bezeichnung für
S^tandard-^nstallationsmaterial), ausgeschrieben waren
]edoch Großflächenprogrammaterialien. unter Berücksich-

tigung dieser Tatsache mußte festgestellt werden, daß
das Schalterinstallationsmaterial nicht ausschreibungs-
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geliefert wurde und auch kein Preisabzug erfolgte.

pie Leuchtstofflampenleuchten wurden mit Leuchtmittel

ausgeschrieben und angeboten. Laut Aussage des Betriebs-

elektrikers, der die Lieferung dieser Leuchten übernommen

hatte, wurden Leuchtmittel nicht mitgeliefert. Da hier

kein Preisabzug erfolgte, wurde eine überhöhte Rechnung

anerkannt.

Eine stichprobenweise Überprüfung der Regiearbeiten
hat ergeben, daß die vom zuständigen Bauleiter abgezeich-

neten Regiezettel teilweise zu einer Zeit abgezeichnet

wurden, wo der zuständige Bauleiter nachweislich auf

Urlaub war. Die Regiezettel wurden somit nachträglich

abgezeichnet und es erfolgte keine ordentliche und

sachgemäße Kontrolle auf der Baustelle bzw. keine Über-

wachung der Regiezeiten.

Bei den Regiezetteln Nr. 28 und 31 handelt es sich

um die Überprüfung von Blitzschutzanlagen. Solche Ober-

Prüfungen sind in den zuständigen ÖVE-Vorschriften

genau normiert (OVE-E 49 § 23 und 24). Darin ist fest-

gelegt, daß die Überprüfungsprotokolle und Pläne vorzu-

legen sind. Solche Protokolle und Pläne konnten den

Akten nicht entnommen werden. Trotz mehrmaliger Auffor-

derung durch den Landesrechnungshof wurden vom zuständi-

gen Bauleiter diese Pläne und Protokolle nicht nachge-

bracht.

Nie in diesem Abschnitt schon erwähnt, beträgt die
Abrechnungssumme S 857. 470, 53 (inkl. USt. ). Ein laut
Vorbemerkungen der allgemeine Bedingungen vorgesehener
Haftrücklaß von 3 % auf 3 Jahre ab Bauabnahme, das

waren rd. S 25. 000, --, wurde nicht einbehalten. Eine

^L
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Erklärung dafür konnte von der zuständigen

Bauaufsicht nicht geliefert werden.

Auch für diesen Abschnitt (Elektroinstallationsarbeiten

Rahmenausschreibung 1985) muß festgestellt werden,

daß die Agenden einer gewissenhaften Bauaufsicht sowohl

bei der Erstellung der Ausschreibungsmassen als auch

bei der Bauüberwachung selbst nicht wahrgenonanen wurden.

1^
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ELEKTROMATERIALEINKÄUFE UND RAHMENAUSSCHREIBUNG

FÜR LEUCHTMITTEL

Es kann postiv festgehalten werden, daß seit 1985 die

Leuchtmittel analog der Leuchtmittelausschreibung der

Rechtsabteilung 12 ausgeschrieben werden.

Ende 1985 wurden die Leuchtmittel für das Jahr 1986

ausgeschrieben, die Rahmenausschreibung für das Jahr

1987 erfolgte im Februar 1987. Bei beiden Ausschreibungen

ist festzustellen, daß veraltete Wattangaben bei den

Leuchtstofflampen sowie ungeeignete Lichtfarben ausge-

schrieben wurden. Für Beleuchtungsanlagen existiert

seit l. April 1984 eine gültige ÖNORM 0 1040. Vor dieser

Norm galt mangels einer österreichischen Norm die DIN

5035. In diesen Normen werden die verschiedenen Krite-

rien einer guten Beleuchtungsanlage erläutert und defi-

niert. So ist nicht allein eine ausreichende Beleuch-

tungsstärke sondern auch eine dementsprechende Leucht-

Stofflampenlichtfarbe mit einer geeigneten Farbwieder-

gabestufe vonnoten. Die bisher ausgeschriebenen Licht-

färben "Hellweiß" und "Warmton" (Industriehallen-Licht-

färben) haben einen Farbwiedergabeindex der Stufe III.

Laut Norm sollten Leuchtmittel für Bürobeleuchtungen

aus Gründen der Behaglichkeit Farbwiedergabestufe I

haben.

Bei beiden Ausschreibungen ist festzustellen, daß groß-

teils weder Fabrikatsangaben in der Ausschreibung selbst

zu finden waren, noch eine Deklaration der Anbieter

hinsichtlich der angebotenen Fabrikate vorgesehen war.

Die Anbieter konnten somit jegliches namenlose Billigst-
fabrikat offerieren und liefern.

Bsi Glühlampen wurden fast nie Sonderspannungen mit
erhöhter Lebensdauer (240 Volt-Ausführung) sondern

nur Normalspannungsausführungen verlangt und auch gelie-

fert (220 - 230 Volt-Ausführung). Laut Aussage der
werden im Bereich der Abteilung
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(ur Liegenschaftsverwaltung täglich rund 30 bis 40

Glühlampen gewechselt. Vor allem die thermisch ungünstig

ausgelegten Kerzenlampen haben von Haus aus eine geringe

Lebensdauer. Insbesondere im Hinblick auf den anfallenden

Zeitaufwand, den der Austausch ausgefallener Glühlampen

verursacht, erscheint dem Landesrechnungshof eine Ver-

wendung von Glühlampen in Sonderspannung (240 Volt-

Ausführung) aufgrund der wesentlich höheren Lampen-

lebensdauer als sinnvoll.

Wie aus der einschlägigen Literatur ersichtlich (Bei-

läge 36), Auszug aus dem "Handbuch für Beleuchtung",

Abbildung C-ll, werden Glühlampen der 240 Volt Ausführung

im innerstädtischen Netz mit ca. 220 - 230 Volt betrie-

ben. Dies bedeutet, daß diese Glühlampen bei etwas

verminderter Lichtausbeute eine doppelt so lange Lebens-

dauer haben. Der Mehrpreis für solche Glühlampen in

Sonderspannungsausführung beträgt lediglich rd. 10 %.

Die Leuchtmittelrahmenausschreibung 1985 ergab als

Billigstbieter die Fa. Cladrowa, Graz, wobei die ange-

botenen Preise einem Rabatt von ca. 55 % auf Leuchtstoff -

lampen entsprechen. Dieser günstige Einkauf von Leucht-

mittel kann vom Landesrechnungshof postiv hervorgehoben

werden.

Bei der Rahmenausschreibung 1987 wurde die Fa. Cladrowa

nicht mehr eingeladen, weil laut Aussage des zuständigen

Referenten bei dieser Firma Abrechnungsmängel in vermehr-

tem Maße aufgetreten seien (Mahnungen, Gutschriften
etc. ).

Dazu wird vom Landesrechnungshof festgestellt, daß

diese Angaben nicht nachvollzogen werden konnten. Er
empfiehlt, künftig solche Mängel in nachvollziehbarer

l
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Form festzuhalten (schriftlich). Die neue Rahmenaus-

Schreibung (1987) ergab als Billigstbieter die

Fa. Zöscher, Graz, wobei die dort erzielten Preise

einem noch höheren Rabatt für Leuchtstofflampen entspre-

chen.

Dieser günstige Einkauf kann vom Landesrechnungshof

positiv hervorgehoben werden. Detto wertet der Landes-
rechnungshof postiv, daß der Verantwortliche Referent

der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung schon während

der Prüfung erklärt hat, daß

* vor einer neuerlichen Leuchtmittelrahmenausschrei-

bung die Spezifikationen fachtechnisch überarbeitet

werden,

* nach Verbrauch der noch auf Lager liegenden Leucht-

mittel (Glühlampen Normalspannung - Industrielicht-

färben der Leuchtstofflampen) schon beim jetzt

noch laufenden Rahmenauftrag auf Preisbasis Haupt-

anbot den Beanstandungen des Landesrechnungshofes

Rechnung getragen wird und

* weiters getrachtet wird, im Bereich von Gangbe-

leuchtungen als Ersatz für Glühlampen neue energie-

sparende Kompaktleuchtstofflampen zu verwenden.

Außer den Leuchtmittelrahmenaufträgen hat der Landesrech-

nungshof stichprobenweise diverse Einkäufe von Elektro-

materialen, die über Kleinrechnungskredit abgerechnet

wurden, geprüft und dabei folgendes festgestellt:

* Trotz Leuchtmittelrahmenausschreibung wurden ver-

einzelt Leuchtmittel auch bei anderen Firmen zu

wesentlich schlechteren Konditionen bezogen. So
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Z. B. Rechnung Nr. 2. 310 vom 31. August 1986 der

Fa. Grohs, Rechnung Nr. 2. 576 vom 18. November

1986 der Fa. Grohs, Rechnung Nr. 839/G/53 vom

7. November 1986 der Fa. Kristl, Seibt & Co.

* Im März 1986 wurden bei der Fa. Kristl, Seibt

& Co. (Rechnung 11/81/E vom 16. März 1986) 80 Stück

Steckdosen und Schalter, Fabrikat Jung, im Wert

von S 3. 943, 15 (zuzüglich USt. ) bezogen, wobei

ein Nachlaß von 15 % gewährt wurde. Des weiteren

wurden im April, Juli und Dezember 1986 über die

Fa. Cladrowa rd. 60 Stück Schalter und Steckdosen,

Fabrikat Jung, jedoch mit einem Rabatt von 35 %,

bezogen.

Es muß festgehalten werden, daß seit Mitte 1985

rd. 700 Stück Steckdosen und Schalter, durchwegs

vergleichbarer Qualität, jedoch Fabrikat BBC,

im Lager des Betriebselektrikers des Landhauses

gelagert werden.

* Des weiteren wurden am 12. Dezember 1985 Sicherungs-

automaten über die Fa. Grohs und am 19. Dezember

1986 Installationsdraht sowie Kabel über die

Fa. Cladrowa bezogen, obwohl auch diese Materialien

seit Mitte 1985 in großen Mengen beim Betriebselek-

triker im Landhaus gelagert werden.

Offensichtlich hat keine Koordination und Informa-

tion innerhalb der Abteilung für Liegenschaftsver-

"altung über gelagerte Elektromaterialien sowie über

günstige Einkaufsmöglichkeiten stattgefunden.

Mehr als befremdend ist außerdem die Tatsache, daß

selbst die Bauaufsicht, die für die überreichliche
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Einlagerung der Schalter und Steckdosen im Jahre 1985

verantwortlich war, dies sichtlich vergessen und im

März 1986 weitere 80 Stück Schalter und Steckdosen

bezogen hat.

Des weiteren mußte der Landesrechnungshof feststellen,
daß Mitte 1985 bis 1986 rd. 25 Stück 10 l- bzw. 5 1-

Ober- und Untertischwarmwasserboiler zum Großteil ein-

zeln über verschiedenste Firmen bezogen wurden. Die

dort erzielten Preise weichen bei vergleichbaren Produk-
ten bis zu 30 % voneinander ab.

Der Landesrechnungshof empfiehlt aus vorgenannten Gründen
dringend:

.l
* sämtliche auf Lager

zu erfassen sowie

liegenden Materialien exakt

* den voraussichtlichen Materialbedarf für das nächste

Jahr zu ermitteln und die Materialien, welche

nicht auf Lager sind, in geeigneter Form mit der

Leuchtmittelausschreibung mitauszuschreiben.

l
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11. KLEINRECHNUNGEN

Bei der stichprobenartigen Überprüfung von Rechnungen
aus dem Jahre 1986, die von der Abteilung für Liegen-

schaftsverwaltung an diverse Firmen angewiesen wurden,

l fiel auf, daß ein Großteil der Rechnungsbeträge knapp
'' unter S 10. 000, - liegt.

^
?0

.r*

^^^£.



i
122 -

Dazu werden, wie schon im vorangegangen Bericht aus

dem Jahre 1983, die Ermächtigungsgrenzen nochmals auf -

gezeigt:

* Bei Arbeiten bis zu S 10. 000, -- ist der Abteilungs-

vorstand vergebungsbefugt.

* Bei Rechnungsbeträgen über S 10. 000, -- bis

S 50. 000, -- muß die Genehmigung des zuständigen

Regierungsmitgliedes eingeholt werden (Verfügung).

* Bei Beträgen, die voraussichtlich die Summe von

S 50. 000, -- übersteigen, ist ein Regierungssitzungs-

beschluß erforderlich.

Da es nicht ausgeschlossen werden konnte, daß wiedeinu»,

wie schon im Bericht 1983 festgestellt und kritisiert

wurde, durch Teilung und Stückelung der Rechnungen

die Ermächtigungsgrenzen ungangen worden sind, überprüfte

der Landesrechnungshof einige der Rechnungen mit Beträgen

knapp unter S 10. 000, -.

Dabei mußte festgestellt werden, daß von der Fa. Morre &

Co. am 18. April 1986 eine Rechnung über den Betrag

von S 9. 094, 80 für eine 60 mm starke Platte in Nuß

(0, 689 m2) ausgestellt wurde. Am gleichen Tage wurde

ein weiterer Lieferschein für die gleiche 60 mm dicke

Platte in Nuß im Ausmaß von 0, 692 m2 vorgelegt. Die

neue Rechnung wurde am 22. April 1986 ausgestellt und

hatte eine Rechnungssumme von S 9. 134, 40.

Als weiteres Beispiel können zwei Rechnungen von der
Fa. ACS angeführt werden, die beide am gleichen Tag,

\
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dem 28. Mai 1986, ausgestellt wurden. Die Rechnungssummen

betrugen S 8. 220, -- und S 4. 860, -- und wurden beide

Beträge für Arbeiten an der Regelanlage in der Burg

verrechnet.

Die Fa. Geier verrechnete am 18. Dezember 1986 für

Tapeziererarbeiten im Landhaus S 4. 562, 04. Für Tapezie-
rerarbeiten im Landhaus wurde von der Fa. Geier noch

eine zweite Rechnung mit dem gleichen Ausstellungsdatum

in der Hohe von S 8. 592, - und eine dritte Rechnung

(S 9. 828, -) wiederum mit der gleichen Bezeichnung

und dem gleichen Datum vorgelegt. Vier Tage später,

am 22. Dezember 1986, gab es wiederum zwei Rechnungen

für Tapeziererarbeiten im Landhaus von der Fa. Geier

mit S 9. 940, 80 und S 9. 544, 80. Somit macht der innerhalb

von 4 Tagen an die Fa. Geier überwiesene Gesamtbetrag

für Tapeziererarbeiten im Landhaus S 42. 467, 64 aus.

Damit wurde nicht nur die Ermächtigungsgrenze umgangen,

sondern auch die Vergebungsvorschrift für das Land

Steiermark, weil ab einer Summe von S 40. 000, -- der

Auftrag nicht mehr frei vergeben werden darf, sondern

zumindest beschränkt ausgeschrieben hätte werden müssen.

Noch wesentlich deutlicher zeigt die folgende Sachver-

haltsschilderung die Rechnungsteilung auf:

Bei der Durchsicht von verschiedensten Akten fiel dem

Landesrechnungshof anhand der Ordnungszahlen immer

wieder auf, daß eine große Anzahl von Aktenstücken

bzw. Rechnungen nicht vorhanden waren. Beispielshaft
wird der Akt 40 H 2 genannt, aus dem allein im Jahre

1986 56 Aktenstücke fehlten. Auf Befragen der zuständigen
sachbearbeiter bzw. der Kanzlei in der Abteilung für

Liegenschaftsverwaltung wurde dem Landesrechnungshof

bekannt gegeben, daß es sich bei einem Großteil dieser
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fehlenden Aktenstücke um sogenannte "Stornierungen"

von Irrläufern oder falsch ausgestellten Rechnungen

handelt. Daraufhin ging der Landesrechnungshof einer

beliebig herausgegriffenen "Stornierung" nach und ließ

sich die anschließend in Kopie gezeigte Originalkartei

vorlegen. Dabei mußte folgendes festgestellt werden:

Das fehlende Aktenstück mit der Ordnungszahl 13 war

eine von der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung

stornierte Rechnung der Fa. Jurtschitsch vom 9. Juli

1984 mit einer Rechnungssumme von S 15. 048, 78. Zwei

Zeilen danach tauchte in der Karteikarte wieder die

Fa. Jurtischitsch, diesmal jedoch mit zwei getrennten

Rechnungen vom 26. Juli 1984 und vom 6. August 1984,

auf. Diese beiden Rechnungsbeträge ergaben

S 9. 868, 68 und

S 5. 180, 10

Gesamt: S 15. 048, 78

Zusammen ergab sich also auf den Groschen genau der

ursprünglich von der Abteilung für Liegenschaftsverwal-

tung stornierte Betrag der Rechnung vom 9. Juli 1984.

In diesem Fall wird die bewußte Absicht, eine Rechnung

zu stückeln, klar aufgezeigt und muß vom Landesrechnungs-

hof - wie bereits auch im letzten Landesrechnungshof-

bericht aus dem Jahre 1983 - kritisiert werden.

Der Landesrechnungshof weist in diesem Zusammenhang

nochmals auf die Weisung des Herrn Landesrates

Dr. Christoph Klauser vom 19. Juli 1983 hin, in der
wiederum auf die bereits ergangenen Weisungen

hinsichtlich der unzulässigen Stückelung von Rechnungen,
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das Erfordernis von öffentlichen Ausschreibungen sowie

die strikte Anwendung der Vergebungsvorschrift des

Landes verwiesen wird.

Bei seinen Recherchen stieß der Landesrechnungshof

auch auf eine Rechnung der Fa. Ing. Eigner über das

Aufstellen von Fertigteilblumentrögen vor der Einfahrt

der Liegenschaft Alberstraße l. In dieser Rechnung

waren neben dem Material, dem Erdreich und einem LKW

auch 6 Helferstunden, ä S 225, -, verrechnet. Da die

gesamte Rechnungssumme jedoch über S 10. 000, -- lag,
wurden von der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung

die Regiestunden von 6 auf 4 korrigiert, sodaß sich

als neue Rechnungssumme S 9. 976, 80 ergab. Wenn eine

Firma die Kürzung ihrer Arbeitsstunden um ein Drittel

kommentarlos hinnimmt, damit die Abteilung für Liegen-

schaftsverwaltung um keine Verfügung anzusuchen hat,

muß die korrekte Abrechnung der Gesamtrechnung zumindest

in Zweifel gezogen werden.

Im folgenden werden beispielhaft alle Rechnungen, die

die Fa. Kristl, Seibt (vorwiegend Elektroarbeiten)

und die Fa. Rauter (zum Großteil Werkzeug- bzw.

Handwerksbedarf) im Jahre 1986 gelegt haben und von

der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung angewiesen

wurden, unter Zuhilfenahme einer EDV-Anlage im

Landesrechnungshof zusammengestellt und aufgelistet.
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ABT. F. LIEGENSCHAFTSVERWALTUNG - KLEINRECHNUNCEN 1986

RAUTER

8Z. : 1-V- FIRMA

"^. IFTRAQTE FIRMA
^0^-86 UML

, -86 RAUTER
5-86 RAUTER

40HZ/899-86 KAUTER
40HZ/ 8S-86 RAUTER
40H2/ 73-86 RAUTER
40H2/9SO-86 RAUTER
40H2/9S1-86 RAUTER
40H2/9SZ-86 LAUTER
40H2/99S-86 RAUTER
40H2/OOZ-86 RAUTER
40H2/000-8A RAUTER
40H2/988-86 RAUTER
40HZ/990-86 RAUTER
40H2/049-8Ö RAUTER
40H2/061-86 RAUTER
40H2/139-86 RAUTER
40H2/144-86 RAUTER
40H2/142-86 RAUTER
40H2/197-86 RAUTER
<OH2/190-86 RAUTER
40H2/194-86 RAUTER
<OH2/19S-86 RAUTER
40H2/208-86 RAUTER
40H2/193-86 RAUTER
40H2/041-86 RAUTER
<OH2/873-86 RAUTER
<OH2/873-86 RAUTER
<OH2/876-86 RAUTER
<OH2/874-86 RAUTER
<OH2/878-86 RAUTER
«1H2/877-86 RAUTER
< 2/898-86 RAUTER
«OH2/893-86 RAUTER
<OH2/894-86 RAUTER
1°H2/897-86 RAUTER
<OH2/895-86 RAUTER
^HZ/896-86 RAUTER

'-86 RAUTER
^2/!37-86 ^"TER
^2/!s8-86 RAUTER
^2/. !36-8^ RAUTER
^2/!33-^ LAUTER

l ̂ /, 934-86 ^^ER
l ̂ ^~Si :Auil:

37-86 RAUTER
l^^!!!-8* RAUTER
^/, !89-86 R^TER

^-S6 RAUTER
97-86 RAUTER

OBJEKT

Landhausg. 7
Petri+e. atr.

div.

AUFTRAGSART

Werkzeug

GummlhandBchuhe

dlv.
dlv.
SchlU'

Werkzeug

Werkzeug

U««T

Schl*uchwa9»n
div.
div.
dlv.
dlv.
dlv.
dlv.
<tiv.
dlv.
dlv.
div.
dlv.
dlv.
dlv.
dlv.
dlv.
div.
dlv.
div.
dlv.
dlv.
dlv.
dlv.
div.
dlv.
dlv.
dlv.
div.
dlv.
div.
dlv.
dlv.
dlv.
div.
dlv.
dlv.
dlv.
div.
dlv.
dlv.
dlv.
div.
dlv.
dlv.
dlv.

W«rt<z«u9

WTkz«u9

Werkzeug

W«rkz»u9
W«rkz«ug

Werkzeug

Warkzcug
W«rkz«ug
WTkzeug

WTkzeug
Werkzeug
Warkzcug

W«rkzeu9

Uarkarug
Warkzcug

W»rkz«U9

WTkzeug
WTkzeug

Wrkzeug
WTkzeus
W«rkru9

W«rkz«ug
Warkzeug
W«rkz«u9

WTkzeug

Wrkz«U9
Werkzeu9
W«rl<zeu9
Warkzeus

WBrl<zeu9
Uarkzeug

Werkz«U9
Uerkzeu9

Uarkzeug

Wrkzeug
W«rl<z«u9
Wrkzeu9
W«rl<z»ug
Werkzeu9

Werkzeug
, Wrt<zeu9

, W«rkzeu9

, UTkzsug

, WTkzeu9

RE-DAT

6.
6.

14.
14.
20.
20.

9.
9.
9.

10.
10.
10.
10.
10.
16.
21.
30.
30.
31.

2.
2.
2.
2.

12.
18.
24.
17.
17.
17.
17.
17.
17.

6.
6.
6.
6.
6.

28.
7.
7.
7.
7.
9,
9

9

16,
10,
16
16,
16.

3.
3.
3.
3.
8.
8.
s.
s.
3.
6.
6.
6.
6.
6.
7.
7.

10.
10.
10.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
7.
2.
2.
2.
2.
2.
2.
3.
3.

, 3.
, 3.
, 3.
, 3.
, 5.
, 3.
. 5.
. 5.
. s.
. 3.

s.
. s.
. 6.

d.
. 6.
. 6.

BE

1231.
1793.
2459.
3036.
3041.
2059.
3696.
6276.

422.
609.

8739.
9163.
42S7.
1. 360.
4439.
1742.
4893.
8640.
2425.

626.
1303.
6243,

702,
2737,
3927,
5940,
7137
4095
3438
4367
4963
3109
6620
747S
4151
6188
1232
8719
6187
973S
9694
1870

806
1331
4308
9733
3671
7169
36ie
392<

TRA(

36
09
03
00
28
20
00
34
93
31
S2
90
26
00
42
40
50
19
42
21

, 10
18

, 90
15
00

, 00
. 92
. 37
. 34
. 62
. 20
. 92
. S9
. 9S
. 14
. 16
. 35
. 39
. 10
. 28
. 08
. 18
i. 26
. 68
l. 48
;. 26

. 29
'. 71
1. 24
1. 21



t
QZ. : 1-V- FIRMA
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OBJEKT AUFTRAOSART RE-DAT BETRAG

40H2/996'
40H2/043'
40H2/044-
40HZ/046-
40H2/043-
40H2/047-
40H2/060-
40HZ/063-
40H2/06Z-
40H2/079-
40HZ/081
40H2/078-
40H2/084-
40H2/082-
40H2/077-
40H2/134-
40H2/146-
40H2/14g-
40H2/143-
40H2/136-
40H2/13S-
<OH2/138-
40H2/137-
40H2/189-
40H2/188-
<OH2/l96-
40HZ/19S-
40H2/207-
MH2/210-
MH2/211
«OH2/183-

40H2/184-
'' 2/226-
<°N2/227-
<OH2/228-
WHZ/ooi-
WH2/998-
<OH2/993-
<OH2/141-
4°M2/206-
30l. l/41l-

, -86 RAUTER
-86 RAUTER
-86 RAUTER
-86 RAUTER
-86 RAUTER
-86 RAUTER
-86 RAUTER
-86 RAUTER
-86 RAUTER

. 86 RAUTER

. 86 RAUTER
. 86 RAUTER
. 86 RAUTER
-86 RAUTER
. 86 RAUTER
. 86 RAUTER
. 86 RAUTER
. 86 RAUTER
. 86 RAUTER
. 86 RAUTER
. 86 RAUTER
. 86 RAUTER
. 86 RAUTER
. 86 RAUTER
.86 RAUTER
. 86 RAUTER
. 86 RAUTER
. 86 RAUTER
-86 RAUTER
. 86 RAUTER
. 8ä RAUTER
. B6 RAUTER
-86 RAUTER
. 86 RAUTER
. 8ä RAUTER
-86 RAUTER
. 86 RAUTER
. 86 RAUTER
-86 RAUTER
-86 RAUTER
. 86 RAUTER

H T°TAL *#

ZylindT 16. 6. 2332. 33
dlv. WTtcz»U9 16. 7. 3734. 44
div. WTkzaug 16. 7. 3432. 00
dlv. Wrkzeug 16. 7. 2173. 2S
Wasnernchlauch 16. 7. 3053. 93
Schiasa»! 16. 7. 152. 06
SchlU«s»l 21. 7. 9980. 81
div. U»rkzeu9 21. 7. 1064. 43
dlv. W»rkz»U9 21. 7. 3298. 94
dlv. U»rkz»U9 8. 8. 983. 88
div. Wrkz»U9 8. 8. 8S68. 38
dlv. WTkzaug 8. 8. 1028. 34
dlv. Wrkzaug 8. 8. 3197. 04
d l v. W«rkz»ug 8. 8. 6S29. 88
Karnl«««n 8. 8. S80. 00
dlv. W»rkz»U9 30. 10. 3993. 79
dlv. W«rkz«u9 30. 10. 3304. 93
dlv. U»rkz«U9 30. 10. 1921. 9Z
SchlUBBT 30. 10. 4334. 24
dlv. W»rkz»U9 30. 10. S768. 93
dlv. W«rkz»u9 30. 10. 2491. 63
div. WTkz»U9 30. 10. 648S. S3
dlv. W»rkzeu9 30. 10. 3674. 88
dlv. Wrkz«U9 2. 12. 5227. 73
dlv. W»rkru9 2. 12. 1632. 58
dlv. Wrkzaug 2. 12. 742S. 26
dtv. W»rkz«u9 2. 12. 2092. 46
dlv. Warkzaug 12. 12. 1094. 02
Radiator 12. 12. 2418. 24
TUrachll»«s»r 12. 12. 7260. 00
d l v. Wrkzaug 31. 12. 2321. 31
dlv. W«rkz«u9 31. 12. 3740. 35
dlv. Wrkz»u9 31. 12. 8731. 34
dlv. Wrkzaug 31. 12. 9S04. 00
dlv. W»rkz»U9 31. 12. 1467. 84
dlv. U»rkz«ug 10. 6. 6188. 16
dlv. W»rkz«U9 10. 6. S999. 66
dlv. Wrkz«U9 16. 6. 36SO. S9
dlv. W»rkz»ug 30. 10. 5414. 11
dlv. W»rkz«U9 12. 12. 663. 17

Landhaus Zylinder 16. 7. 1172. 16

37S892. 61
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flBT. F. LIESENSCHAFTSVERWALTUNG - KL6INRECHNUNGEN 1986

SZ. : 1-V- FIRMA OBJEKT

g^UFTRASTE FIRMA KRISTL/SEIBT
irtSl/. i^lu-ä6 KI'iISTL/SEIBT Bur9

!-86 KRISTL/SEIBT Bur9
167-86 KRISTL/SEIBT Paulustor9.4

>-86 KRISTL/SEIBT Bur99. 7-9
<nei/loT-86 KRISTL/SEIBT Landhaus9.7

1-86 KRrSTL/SEIBT Landhaus
>-86 KRISTL/SEIBT Landhaus
;-86 KRISTL/SEIBT Landhaus

, 053-86 KRISTL/SEIBT Landhaus
30Ll/'»54-S6 KRISTL/SEIBT Landhaus
30B6/432-86 KRISTL/SEIBT Bur9
30B6/435-86 KRISTL/SEIBT Bur9
30L1/432-86 KRISTL/SEIBT Landhaus
30L1/453-86 KRISTL/SEIBT Landhaus
30L1/468-86 KRISTL/SEIBT Landhaus
30B6/449-86 KRISTL/SEIBT Gärtnerei
30L1/442-86 KRISTL/SEIBT Landhaus
30L1/445-86 KRISTL/SEIBT Landhaus
30LI/443-86 KRISTL/SEIBT Landhaus
30LI/441-86 KRISTL/SEIBT Landhaus
30L1/437-36 KRISTL/SEIBT Büro Klauser
30L2/Z98-86 KRISTL/SEIBT Landhaus
30LZ/292-86 KRISTL/SEIBT Landhaus
30L2/295-86 KRISTL/SEIBT Landhaus
30L2/296-86 KRISTL/SEIBT Landhaus
30L1/469-86 KRISTL/SEIBT Landhaus
10B6/416-86 KRISTL/SEIBT Burg
30L1/436-86 KRISTL/SEIBT Landhaus
30F2/077-86 KRISTL/SEIBT Fuchsen-fe l dw
30L2/291-86 KRISTL/SEIBT Landhausg.7
.

50P3/072-86 KRISTL/SEIBT Petr i-fe. str .
ML2/281-86 KRISTL/SEIBT Landhaus9.7
.'OL2/275-86 KRISTL/SEIBT Landhaus
3°L2/276-86 KRISTL/SEIBT Landhaus
MST1/93-86 KRISTL/SEIBT Stemp-fer9. 7
MP2/095-86 KRISTL/SEIBT Pflanzeng.
30K3/168-86 KRISTL/SEIBT Karmellterpl
30Z1/093-86 KRISTL/SEIBT Zlmmerplatz
3°P3/064-86 KRISTL/SEIBT Petr l-fe. str .

^398-36 KRISTL/SEIBT Landhaus
, 297-86 KRISTL/SEIBT Landhaus
, 392-86 KRISTL/SEIBT Landhaus

1-86 KRISTL/SEIBT Burg
i-86 KRISTL/SEIBT Landhaus
i-86 KRISTL/SEIBT Burg
'-86 KRISTL/SEIBT Burg

3^'/l3S-86 KRISTL/SEIBT Burgg. 7-9
. -86 KRISTL/SEIBT Landhaus

/lfl6-86 KRISTL/SEIBT Landhaus
!OLi /404-S6 KRISTL/SEIBT Landhaus

AUFTRAGSART

Lampen
Steigleitung
Sanitär
Kanalverstopf.
Ventilator
Elektroarbei ten

EIektroarbei ten

Computer
Elsktroarbeiten

Elektroarbeiten

Elektroarbeiten

Stel9leltun9
Klimaanlage
Elektraarbeiten

Rednerpult
Telefonrohrverl

Elektroarbetten

EIektroarbBlten

Elektroarbelten

Elektroarbelten

Elektroarbelten

Elektraarbelten

Elektroarbei ten

Elektroarbei ten

Elektroarbei ten

Elektroarbei ten

Elaktroarbei ten

Elektroarbei ten

Elektroarbei ten

Elaktroarbeiten

Elektroarbelten

Elektroarbeiten

Vantilator
Elektroarbelten

Halzun9
Gar«9*"t°''
Elaktroarbeiten

Elektraarüeiten

Hydraulik
EIektroarbelten

Elektroarbei ten

Elektroarbelten

Elaktroarbeiten

EIektraarbeiten

Elaktroarbelten

Elektroarbelten

Elektroarbaiten

Elektraarbei ten

Elektroarbelten

KlImaanlase

30.
28.

5.
23.
23.
22.
22.
22.
23.
18.
18.
18.
18.
18.
18.
12.
12.
12.
12.
12.
12
17.
17
17
17
17
12
12
13
24
24
30
13
13
20

9

9

IS
IS
28
28
28
28
28
28
28
28
29
29
29

RE-DAT BE

10.
s.
9.

12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
11.
11.

. 11.

. 10.

. 10.

. 10.

. 10.

. 10.

. 10.

. 9.
9.

. 8.
8.

. s.
8.
8.
8.
8.
8.
8.
8.
8.

287S.
6708.

433.
5994.
9854.
4632.
2532.
30S7.
9813.
S076.

10319.
3735.
3426.
2134.
9812.
8866.
S2S3.
S084.
994S.
4136.
9691.
2309.
9755.
9850.
7332
3774
7596,
7350
2313
9620
1959
792,

1194
9892
3064
1419
3304
2178
1704
9973
S398
9943
9325
4017
8653
2700
2026
7874
1840
4411

TRA

20
00
20
00
44
16
00
00
84
60
70
00
00
80
48
80
28
40
84
40
80
40
40
80
72
00

. 12
00
60
76

. 00

. 00

. 00

. 08

. 82

. 00

. 80

. 00

. 00

. 12

. 92

. 20
. 92
. 60
. 20
. 00
. 80
. 40
. 20
. 20
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ABT. F. LIEGENSCHAFTSVERWALTUNG - KLEINRECHNUNGEN 1986

BZ. : LV- FIRMA OBJEKT AUFTRASSART RE-DAT BETRAG

, BEAUFTRAGTE FIRMA KRISTL/SEIBT
30BA/38S-86 KRISTL/SEIBT Burg
30P3/061-86 KRISTL/SEIBT Petr !+.. str .
30S1/072-86 KRISTL/SEIBT SalzamtS9.
30P2/09Z-86 KRISTL/SEIBT Pflanzang.
30PZ/088-86 KRISTL/SEIBT P-flanzeng
30BA/34S-86 KRISTL/SEIBT
30B1/116-B6 KRISTL/SEIBT
30B1/117-86 KRISTL/SEIBT
30Z1/080-86

30E3/024-86
30P2/08S-86

30L4/042-86
30LZ/235-86 KRISTL/SEIBT
30L2/Z32-86 KRISTL/SEIBT

30P2/079-86 KRISTL/SEIBT P+Ianzeng,
30STI/73-86 KRISTL/SEIBT Stempfers,
30L2/Z28-86 KRISTL/SEIBT Landhaus
30S1/06S-8A KRISTL/SEIBT Salzamts9,
30P2/067-B6 KRISTL/SEIBT Pflanzen9,
WH2/910-86 KRISTL/SEIBT
30R1/Q62-86 KRISTL/SEIBT
H SUBTOTAL -i»-»

Bur9
Burg
Burg

KRISTL/SEIBT Zlmmerplatz
KRISTL/SEIBT Engelgaaae 3
KRISTL/SEIBT P+lanzang.
KRISTL/SEIBT Leonhardtstr

Landhau«

Landhaus

EIektroarbai
Hydraulik
Elektroarbal
EI»ktroarb»i
Elaktroarbal
EInktroarbel
Elcktroarbel
Elaktroarbel
Heizung
ElBktroarbel
Elektroarbel
EIaktroarbei
San ltMr
EIektroarbel
Elaktroarbel
EIaktroarbel
Elektroarbel
EIaktroarbel
EIektroarbel
EIektroarbel
Elektroarbel

ten 29
21,

ten IS
tan 18,
tan 2
tan 27,
ten 6

ten 6
6

ten 6

t«n 6
tan 6,

30
ten 30,

ten 21
ten 24,
ten 24
ten 24,
ten 28
ten 29,
ten 17

8.
8.
7.
7.
6.
3.
5.
3.
s.
5.
s.
s.
4.
4.
3.
3.
3.
3.
l.
s.

12.

IOOIS.80
4137. 00
9874. 80
43S1. 20
4934. 04
9747. 60
9720. 00
9S04. 00
4077. 60
1392. 00
9773. 76
8S8S. 88
6243. 40
944S. 36
6283. 80
492. 00

9893. S2
1063. 00
103S. OO
4731. 78
4773. 60

H TOTAL #*
407064. 34
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diesen Tabellen geht hervor, daß im Jahr 1986 an
Fa. Kristl/Seibt ein Gesamtbetrag von S 407. 064, 34

"d an die Fa. Rauter ein Gesamtbetrag von S 375. 892, 61
davon allein für diverses Werkzeug S 337. 495, 23 (Bei-

läge 37) - angewiesen worden ist, wobei keine einzige
Rechnung den Betrag von S 10. 000, - übersteigt. Bei
genauerer Durchsicht fiel auf, daß mehrere Rechnungen
sogar am gleichen Tag ausgestellt wurden, daher der
Verdacht der Stückelung nahe liegt. um den Umfang dieser

Vorgangsweise deutlich zu machen, wurden vom Landesrech-
nungshof die Rechnungen der Fa. Rauter aus dem Jahr
1986 nochmals nach Datum geordnet aufgelistet und die

Summen aller Rechnungen, die am gleichen Tag ausgestellt

worden sind, ausgeworfen.

l
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ABT. F. LIEGENSCHAFTSVERUALTUNG - KLEINRECHNUNGEN 1986

6Z. :1-V- FIRMA

t SBMTLICHE RECHNUNGEN VOM 17.
40H2/873-86 RAUTER
40H2/873-86 RAUTER
40H2/876-86 RAUTER
40HZ/874-86 RAUTER
40H2/878-86 RAUTER
40H2/877-86 RAUTER
t* SUBTOTAL #*

« SBMTLICHE RECHNUNGEN VOM 6. 3
40H2/892-86 RAUTER
40H2/900-86 RAUTER
40H2/898-8A RAUTER
40H2/893-86 RAUTER
40H2/894-86 RAUTER
40H2/897-86 RAUTER
40H2/89S-86 RAUTER
t* SUBTOTAL **

* SBMTLICHE RECHNUNGEN VOM 7.
40H2/959-86 RAUTER
40H2/9S7-86 RAUTER
.'OH2/958-86 RAUTER
10H2/956-86 RAUTER
** SUBTOTAL **

9. 5* SBMTLICHE RECHNUNOEN VOM
<OH2/930-86 RAUTER
40H2/95l-86 RAUTER
<OH2/9S2-86 RAUTER
<OH2/933-86 RAÜTER

1-86 RAUTER
i-86 RAUTER

SUBTOTAL ##

^SWTLICHE RECHNUNQEN VOM 16. S
57-86 RAUTER

SUBTOTAL »*

div.
dlv.
dlv.
dlv.
dlv.
dlv.

div.
Gummi

dlv.
dlv.
div.
dlv.
dlv.

dlv.
dlv.
dlv.
dlv.

dlv.
div.
div.
dlv.
dlv.
dlv.

dlv.

WARE

W»rkzeu9

Werkzeug

Werl<zeu9

Werkzeug
W»rkzeu9
Werkzeug

Werkzeug
handschuhe

Werkzeug
Werkzeu9
Werkzeug
Werkzeug
Werkzeu9

Werkzeug
Werkzeug
Werkzeug
Werkzeug

Werkzeu9
Werkzeug
Uerl<zeu9
Werkzeug
Werkzeu9
Werkzeu9

Werkzeug

RE-

17
17
17
17
17
17

6

6

6

6

6

6

6

7

7

7

7

9

9

9

9

9

9

16

DAT

2.
. 2.

2.
. 2.

2.
. 2.

. 3.
3.

. 3.

. 3.

. 3.
3.

. 3.

5.
. 5.
. 5.
. s.

. s.

. 5.
s.

. s.

. 5.

. 5.

s.

BETRAG

7137.
4095.
3438.
4367.
4963.
3109.

27112.

1251.
1793.
6620.
747S.
41S1.
6188.
1232.

28712.

6187.
9735.
9694.
1870.

27486.

3696.
6276.

422.
806.

1351.
4308.

16861.

973S

9735

92
37
34
62
20
92

37

36
09
59
9S
14
16
3S

64

10
28
08
18

64

00
34
93
26
68
48

69

26

26
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sz. --^- FIRMA

RECHNUNGEN VOM 10. 6

^;/99S-86 RAUHER
^2/002-86 RAU^E^
^2/000-86 RAUJER
^n;;988-86 RAU^E^
^;/990-86 RAUHER
^999-36 RWJEH
^2/001-86 RAUTER
40H2/998-86 RAUTER
t^ SUBTOTAL **

t SBMTLICHE RECHNUNGEN VOM 16. 6
40H2/989-86 RAUTER
WH2/994-86 RAUTER
<OH2/997-86 RAUTER
40H2/996-86 RAUTER
40H2/993-86 RAUTER
H SUBTOTAL **

t SBNTLICHE RECHNUNGEN VOM 16.
<OH2/049-86 RAUTER
)OH2/0<»3-8d RAUTER
<OH2/044-86 RAUTER
«OH2/046-86 RAUTER
«OH2/04S-86 RAUTER
<OH2/047-86 RAUTER
30L1/411-86 RAUTER
«* SUBTOTAL «-»

< SBMTLICHE RECHNUNGEN VOM 21
«OH2/061-86 RAUTER
«1H2/060-86 RAUTER
'W2/063-86 RAUTER
<°M2/062-86 RAUTER
H SUBTOTAL »*

^SÄMTLICHE RECHNUNGEN VOM 8. 8
; Z/079-86 RAUTER
^/°81-86 RAUTER
1H2/078-86 LAUTER

<-86 RAUTER
^^°82-86 R^UTER
'^^;7:86 R^T^

SUBTOTAL *#'

div
div
div
dlv
dlv
dlv
dlv
dlv

WARE

Werkzeug
Werkzeug
Werkzeug
Werkzeug
Werkzeu9
Werkzeu9
Werkzeug
Werkzeug

RE-DAT

10
10,
10
10
10
10
10

6.

6.
6.
6.

6.
6.
6.

10. 6.

BETRAG

609. 31
8759. 52

9163. 90

4257. 2ä
1560. 00

3671. 29
6188. 16
S999. 66

40209. 10

dlv,
dlv
dlv,
Zyl
dlv

dlv,
dlv
dtv,
dlv

. Werkzeug
Werkzeug
W»rl<zeu9

lnd»r

. Werkzeug

. W«rkzeu9

. Warkzeug

. Werkzeug

. Warkzaug
Wa««»r«chlauch

SchlUa«»!

Zyl

dlv
Seh
dlv
d i v

dtv
dlv
div
dtv

dlv,

Inder

. Werkzeug
lüBS«!

Warkznug

. Werkzeug

. Werkzeug
Warkzeug
Werkzeu9

. Werkzaug

. U«r~kzeu9
Karnlesan

16.
16.
16.
16.
16.

16.
16.
16.
16.
16.
16.
16.

21.
21.
21.
21.

8.
8.
8.
8.
8.
8.

6.
6.
6.
6.
6.

7.
7.
7.
7.
7.
7.
7.

7.
7.
7.
7.

8.
8.
8.
8.
8.
8.

7169.
3618.
3926.
2S52.
3650.

20917.

4439.
3734.
3432.
2173.
3053.

152.
1172.

18157.

1742.
9980.
1064.
3298.

16086.

985.
8568.
1028.
3197.
6S29.
580.

20889

71
24
21
3S
59

10

42
44
00
23
9S
06
16

28

40
81
45
94

60

88
38^
54
04
88
00

72
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GZ. :1-V- FIRMA

RECHNUNGEN VOM 20. 8

^'/" ss-86 RAU:ER
;OHZ/ 7S-86 RAUTER
^"SUBTOTAL **

SäMTLICHE RECHNUNGEN VOM 30. 10,
40HZ/139-86 RAUTER
40H2/144-86 RAUTER
40H2/134-86 RAUTER
<OHZ/l46-86 RAUTER
40HZ/115-86 RAUTER
40H2/143-86 RAUTER
40H2/136-86 RAUTER
40H2/13S-SÖ RAUTER
40H2/138-86 RAUTER
40HZ/137-S6 RAUTER
40H2/141-86 RftUTER
H SUBTOTAL **

2. 12< SBMTLICHE RECHNUNGEN VOM
40H2/197-86 RAUTER
40H2/190-86 RAUTER
<OH2/19'»-86 RAUTER
40H2/19S-86 RAUTER
<OHZ/l89-86 RAUTER
WH2/188-86 RAUTER
40H2/196-86 RAUTER
WH2/19S-86 RAUTER
H SUBTOTAL «-»

* SäMTLICHE RECHNUNGEN VOM 12. 12
<OH2/208-86 RAUTER
«'H2/207-86 RAUTER
<°H2/210-86 RAUTER
4»H2/21l-86 RAUTER
<OH2/206-86 RAUTER
** SUBTOTAL <-»

^MTLICHE RECHNUNQEN VOM 31. 12
^;l8=:8; R^'TER"

<-S6 RAUTER
^^26-86 R^T^

^-86 RAUTER
1^,/228-86 RAUTER

SUBTOTAL **'

WARE RE-DAT

Schlösser 20. 8.

Schlauchwasen 20. 8.

BETRAG

3041. 28
2059. 20

SIOO. 48

dlv.
dlv.
dlv.
dlv.
dlv.
Schi
div.
div.
div.
dlv.
dlv.

dlv.
dlv.
dlv.
div.
dlv.
dlv,
dlv.
dlv.

dlv.
dlv.
Radi,

Werkzeug
W®rkzeu9
Werkzeug
Werkzeu9
Werkzeug

össer

W«rl<2eu9
Werkzeug
Wrkzeug
Werkzeug
WTkzeu9

, Werkzeug
. Werkzeu9
. Werkzeug

i W«rkz»ug
i W«rkz»u9

Werkzeug
i W«rkzeu9
, Werkzeu9

. WTkz»u9

. Werkzeus
lator

TUrachllasaar

dlv.

div
dlv
dlv,
dl v
d i v

. WTkzeug

. Werkzeug

. WTkzaug

. Werkzeug

. WTkzeu9
Werkzeug

30.
30.
30.
30.
30.
30.
30.
30.
30.
30.
30.

2.
2.
2,
2.
2.
2,
2,
2,

12
12,
12
12
12

31
31
31
31
31

10.
10.
10.
10.
10.
10.
10.
10.
10.
10.
10.

, 12.
, 12.
, 12.
, 12.
, 12.
, 12.
, 12.
, 12.

. 12.

. 12.

. 12.

. 12.

. 12.

. 12.

. 12.

. 12.

. 12.

. 12.

4893.
8640.
3993.
S304.
1921.
4334.
S768.
2491.
648S.
3674.
S4l<».

52923.

626,
1. 303.
6243,

702,
3227,
1632,
7425,
2092,

2525S

2737
1094
2418
7260

663

14172

2321
3740
8731
9504
1467

2576S

so
19
79
93
92
24
93
63
33
88
Il

65

, 21
, 10
, 18
90

, 73
58

. 26
46

. 42

. 15

. 02

. 24

. 00

. 17

. 58

. 51

. 35

. 54

. 00
'. 84

i. 24
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Aus dieser Auflistung ist ersichtlich, daß von ein

und derselben Firma am gleichen Tag Rechnungen gelegt
wurden, die in Summe die Ermächtigungsgrenze für die

Auftragserteilung durch die Abteilung für Liegenschafts-

Verwaltung von S 10. 000, - beträchtlich übersteigen.
Durch diese nicht zulässige Teilung der Rechnungen
wurden nicht nur die Ermächtigungsgrenzen umgangen,
sondern auch die Vergebungsvorschriften für das Land

Steiermark, wonach ab S 40. 000, -- eine Ausschreibung
notwendig. Auch die Geschäftsordnung des Amtes der
Steiermärkischen Landesregierung (Landesgesetzblatt
Nr. 53/1975, § 4), wonach für Vergebung von Lieferungen
und Arbeiten über S 50. 000, - ein Beschluß der Steier-

märkischen Landesregierung vorgeschrieben ist, wurde

verletzt. Diese Vorgangsweise muß vom Landesrechnungshof
zum wiederholten Male kritisiert werden.

Diese Praktiken sind jedoch nicht nur bei der Fa. Rauter

zu finden, sondern zieht sich kontinuierlich durch
sämtliche Karteien. Beispielhaft dafür sind auch alle

Rechnungen, die die Fa. Morre bzw. die Fa. Kristl,
Seibt & Co. an einem einzigen Tag, ausstellte, angeführt:

SZ. :LV- FIRMA

» SBNTLICHE ReCHNUNSEN VOM 1A. 3.
<OH2/966-8ä NORRB
<OH2/9d2-86 NORR6
.<OH2/9A3-8& NORRE
40H2/944-86 MORRE
<OH2/9<13-8A NORRE
** SUBTOTAL »«

** TOTAL **

dlv.
dlv.
dlv.
dlv.
dlv.

UTkzeug
Werkzeug
Uerkzeu9
UTkzeug
Uarkzeug

RE-

16.
16.
16.
16.
16.

DAT

s.
5.
5.
s.
s.

BETRAG

1023. 60
9134. 40
2168. 71
9094. 80
6870. 72

28Z92. 23
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oz. :i-u-

» SSHTLICME
30BA/449-86
301.1/442-8A
301. 1/44S-8A
30L1/40-8&
30L1/441-8A
30L1/437-B6
30B6/416-86
301-1/oa-ea
« SUBTOTAL

«« TOTAL «

OZ. :LV-

« SKWTl-ICHE
30L1,398-86
30L1,297-86
30L1/392-86
30B6/384-86
30L1/336-86
32B6/013-86
30BA/407-86
30BI/133-86
«-» SUBTOTAL

** TOTAL **

FIRMA

RECHNUNGEN VOM 12. 1^,_
KRISTL/SEIBT e»rt. nir»l
KRISTL/SEIBT Landhau«
KRISTL/SEtBT Landhau«
KRISTL/SEIBT Landhau«
KRISTL/SEIBT 1-andhau«
KRISTL/SEIBT BUra Klauai
KRISTL/SEIBT Burg
KRISTL/SEIBT Landhau«
«*

FIRMA

RECHNUNSEN VOM 28. 8.
KRISTL/SEIBT Landhau»
KRISTI./S6IBT Landhau«
KRISTL/SEIBT t-andhau»
KRISTL/SEIBT Bur9
KRISTL/SEIBT Landhau«
KRISTL/SEIBT Bur9
KRISTL/SEIBT Bur9
KRISTL/SEIBT Burg9. 7-9
*«

UARE RE-DAT

T«l»+onrohrvTl 12. 12
El»ktraarb»lfn 12. 12.
Erktro*rb«lt»n 12. 12
Elaktraarbaltin 12. 12
Efktroarbalfn 12. 12

T El«ktro*rb«lfn 12. 12.
Erktro«rb»lfn 1Z. 12,
El»ktro*rb»lfn 12. 12,

BETRAG

88dä. 80
S233. 28
3084. 40
9943. B4
4136. 40
9A91. 80
7596. 12
7330. 00

S79Z6. 64

WARE RE-DftT

El»ktroarb»lt*n 28. 8.
El»ktro*rb»lten 28* 8.

erktraarbalfn 28. 8.
Erktro»rbelten 28. 8.
El«ktrQ»rb«lt®n 28. 8.
ElektraaLrbalten 28. Q.

Elektroairbelten 28. 8.

ei»t<troarbclten 28. 8.

BETRAS

9973. 12
3398. 92
9943. 20
932S. 92
4017. 60
8AS3. ZO
2700. 00
Z026. 80

SZ010. 76

Da auch bei den Rechnungen der Fa. Morre fast durchwegs

diverser Handwerksbedarf aufschien, wurde vom Landesrech-

nungshof weiters untersucht, welcher Jahressummenbetrag

an "diversen Werkzeugen" 1986 verbraucht wurde. Unter

diesen Titel fiel lt. ausgestellten Rechnungen:

* diverses Werkzeug

* diverser Handwerksbedarf

* Tischlerbedarf und

* Tischlerwerkzeug.

Dabei ergab sich - wie in der Beilage 38 nachvollziehbar

ist - ein Gesamtjahresbetrag von S 633. 787, 76
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Dazu wird nochmals festgestellt, daß dabei keine einzige
Rechnung über S 10. 000, -- lag!

Bei der weiteren Durchsicht der Kleinrechnungen fiel
dem Landesrechnungshof auch auf, daß im Jahr 1986 allein

für Schlüssel und Schlüsselzylinder die beträchtliche

Summe von S 114. 684, 73 an diverse Firmen angewiesen
wurde.
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tä/04/87

ABT. F. LIEGENSCHAFTSVERWALTUNO - KLEINRECMNUNOEN 1986

GZ. :LV- FIRMA OBJEKT UARE

« Au+li«tun9 »llT <-t»-fTun9«n von
40MZ/08S-SA RAUTER

40H2/996-86 RAUTER
40HZ/143-8A RAUTER
30Ll/4ll-eä RAUTER
40H2/836-8A OULDENBREIN
40H2/863-86 OILLICH
40HZ/903-86 NEUDCRFLER
10H2/911S-86 OULDENBREIN
.10H2/928-86 8UI.OEN8REIN
40H2/948-86 8ULDENBREIN
40H2/01S-8< OU1.DENBREIN
40HZ/02Z-86 OULBENBREIN
40H2/1Z4-8A OULOENBREIN
40H2/IS8-86 OULDENBREIN
40H2/ZOO-8A GULDENBREIN
flOHZ/201-86 OULDENBREIN
<OH2/222-8A OULDENBREIN
40H2/ZZ3-8A GULDENBREIN
fr* SUBTOTAL **

Land h au«

Laindhau«

ZylInder
9. 7 Zyllndar

Zylinilar
Zyllndar
ZyltndT
Zyllndar
ZyllndT
Zyllnifr
Zyltndar

Zyllndar
ZyltndT
Zyllndar
ZyllndT
ZylindT
ZyllndT
ZyllnctT
ZyIlndT
Zylindar
ZyltndT

16
30
16
IS
7

14
28

9

9

20
8

13
17
12
12
31
31

RE-DAT BETRAG

20. 8
6.

. 10.
7.
l.
z.
3.
3.
s.
s.
6.
7.

. 10..

. 11.

. 12.

. 12.

. 12.

. IZ.

3041. 28
2SS2.
4334.
1172.
1323.
3216.
412.

8806.
4393.
916S.
1823.
1991.
2S48.

817.
3630.
4816.

638.
12ZS.

60933.

35
24
16

16

00

00
32
60
96
20
sz
80
13
80
80
28
80

40

. rcport for »rt«'SchlU»»*!*

ENTER REPORT FORM NAME: xar«

16/04/87

ABT. F. LIEOENSCHAFT8VERWAI.TUNO - KLEINRECHNUNOEN 1986

GZ. :LV- FIRNA

* Au+Ilatung »l IT Ltt+Tungi
"tohz/047-86 RAUTER

10H2/060-a6 RAUTER
<OH2/887-86 OUt-DENBREIN
<OH2/91B-86 OUt-DENBREIN
10H2/932-8A OULDENBREIN
.'OH2/987-8A 8ULDENBREIN
.'OMZ/98S-86 OULDENBREIN
40H2/101-SA GULDENBREIN
''OMZ/09S-86 OULOEN8REIN
<OH2/106-86 OULDENBREIN
<OM2/17A-8A OUt-DENBREIN
** SUSTOTAL **

OBJEKT WARE

n von Schlü««»!

SchlUarl
SchlUr»!
Seh l U«««l
Seh l Ur« l
seh l u««»l
SchlUarl
SchlUarl
Seh l U»»»l
Seh l u«»«l
schiu«»«!
SchIU«««!

21
ZA
28

9

10
10
la
16
30
23

RE-DAT BETRAG

16. 7.
7.

. 2.
3.
s.
6.

6.
. 9.

9.
9.

. 11.

132. 06
9980. 81
9973. 80

91. 80
133S. 20
7707. 96
2332. 80
1710. 00
7943. 70
2376. 00
992S. 20

33749. 33

l
Summe: S 114. 684, 73
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Da alljährlich weitgehend gleichartige Bestellungen

anfallen, regt der Landesrechnungshof wiederum - wie

schon beim vorangegangenen Bericht - an, jährlich Rahmen-

ausschreibungen durchzuführen, um auch kleinere Bestel'

lungen zu Preisen durchführen zu können, die unter

Konkurrenzdruck erstellt werden.

In diesem Zusammenhang vertritt der Landesrechnungshof

unter Bedachtnahme auf die laufende Geldentwertung

grundsätzlich die auch schon in anderen Berichten geäu-

ßerte Meinung, daß diese genehmigungspflichtige Gesamt-

summe für Kleinrechnungen im Verantwortungsbereich

der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung entsprechend

angehoben werden sollte.

Im gegenständlichen Fall müßte jedoch vorerst sicherge-

stellt werden, daß die vom Landesrechnungshof bereits

in mehreren vorangegangenen Berichten immer wieder

aufgezeigten Praktiken der Abteilung für Liegenschafts-

Verwaltung, wie Umgehung der Ermächtigungsgrenzen,

Rechnungsstückelungen etc., endgültig abgestellt werden.

Als weiterer Schritt erscheint dann eine Anhebung der

derzeitigen Summe von S 10. 000, -- auf S 50. 000, -- sinn-

voll. Dies ist jene Summe, ab der bei Auftragsvergaben

eine Zustinunung der Steiermärkischen Landesregierung

erforderlich ist.
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<
15.. SCHLUSSBEMERKÜNGEN

pa bereits im Jahre 1983 vom Landesrechnungshof eine
Prüfung der Tätigkeit der Abteilung für Liegenschafts-
Verwaltung durchgeführt und dabei eine Reihe schwerwie-
gender Mängel aufgezeigt worden ist, wurde der Landes-
rechnungshof in der Kontrollausschußsitzung am 3.
April 1984 ersucht, in einem angemessenen Zeitraum
eine Nachschau durchzuführen, um die Auswirkungen
der ursprünglichen Prüfung aufzuzeigen. Das vorlie-
gende Überprüfungsergebnis beschäftigt sich daher
ausschließlich mit der Tätigkeit der Abteilung
für Liegenschaftsverwaltung seit der Überprüfung im
Jahr 1983.

Die gegenständliche stichprobenweise Überprüfung legte
ihr Hauptgewicht auf die Abwicklung von Bau- und In-
standhaltungsmaßnahmen. In diesem Sinne wurden die
Jahresaufträge für die Spenglerarbeiten und für die
Dachdeckerarbeiten, die Sanierung der Decke über dem

Landtagssitzungssaal, mehrere Fassadenrenovierungen
sowie mehrere haustechnische Anlagen und die Kleinrech-

nungen einer Überprüfung unterzogen.

Dabei kann aufgezeigt werden, daß die seinerzeit vom
Landesrechnungshof gemachte Anregung, für immer wieder-
kehrende Kleinarbeiten Jahressammelausschreibungen

durchzuführen, in einigen Fällen aufgegriffen wurde.
Dadurch war es möglich, einen Teil dieser laufend
anfallenden Arbeiten zu Preisen auszuführen, die unter

Konkurrenzdruck erstellt worden sind.

Weiters wird vom Landesrechnungshof positiv hervorge-
hoben, daß bei der Deckensanierung des Landtagssltzungs-



141 -

^
.s durch das rasche Handeln der Abteilung für

größere Schäden verhindert

konnten. Durch die kompakte Vorgangsweise - unter

aller notwendigen Vorschriften - konnte

einer Woche die Basis für die Sanierungsar-

beitsn geschaffen werden.

Bei genauerer Überprüfung der einzelnen Bauvorhaben
stellte sich heraus, daß ein Großteil aller bereits

im Bericht aus dem Jahre 1983 festgestellten Mängel

auch heute noch - zum Teil sogar in größerem Ausmaß -

vorhanden sind.

Im folgenden werd.en, ohne auf die einzelnen überprüften
Bauvorhaben näher einzugehen, die gravierendsten Bean-

standungen dargestellt:

* So wurden wiederum Weisungen des Herrn Landesrates

Dr. Christoph Klauser - wobei einige Anordnungen

erst auf Grund des 83er Berichtes getroffen wurden -

nicht befolgt und, wie sich aus einem Gespräch mit

dem Vorstand ergab, bewußt mißachtet.

Am 27. März 1980 wurde vom Herrn Landesrat Dr. Klauser

angeordnet, daß beschränkte Ausschreibungen, bei

denen mit einer Anbotssumme von mehr als S 300. 000,-

zu rechnen ist, nur dann erfolgen dürfen, wenn der

Herr Landesrat dieser beschränkten Ausschreibung

zugesti-inmt hat. Wie im Bericht detailliert aufgezeigt

ist, überschritten viele überprüfte Anbotsergebnisse

von beschränkten Ausschreibungen diese Grenze be-

trächtlich, ohne daß von der Abteilung für Liegen-

Schaftsverwaltung eine Genehmigung eingeholt wurde.

l
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Landesrechnungshof muß weiters auch auf ä^
i ^su^'des" Herrn'Landesrat Dr. Klauser vor. 19. ̂ uU

^rL^i^rn-a"^^°-^rund-'damalL"T::^;
^8^^wsre arn.eo7dnet'wurde,

' 

Herrn In.. _udo_^^d
u'.ehr"»it' der Erstellung von Ausschreibungen,

^tseröffnungen und Auftragsvergaben zu befassen.

0, dieser Sachbearbeiter im überPruften^zett ^"n
t ^do^^ e. ner"gr0ßeren Anzahl v0»^ Au^rags:^ga^^

^::se^£fnungen' und Ausschreibungserstellun^n
^s^alleiniger Bearbeiter im schriftverkehr__au£:
^heint, nah« der Landesrechnungshof in das^organlsa-_
^s^andbuch der Abteilung für Liegenschaftsverwal-
tung Einsicht.

in der Arbeitsplatzbeschreibung von Ing. ^do Matzh^ld
sLd^nter' anderem auch alle ^tigkeiten,

^ 

d^dem
be"«offenden Mitarbeiter lt. Weisung untersagt wurden,
angeführt.

Diese Arbeitsplatzbeschreibun, wurde -, 12^0k^er
"1984^ aTso'mehr als ein Jahr nach der vorhin ^^führ-_
ten"wei"sung, dem zuständigen ^chbearbelter "z"_
Kenntni's ̂ bracht und am gleichen Tage vom Abteilungs-
leiter überprüft und abgezeichnet.

^ 2. Februar 1987, also lcurz nachde» der ^esrec^-
nun;shof--. it seiner Überprüfung ^owe\^te^
w^"^ie "Arbeitsplatzbeschreibung für^lng^^zh^d
^ ^e'"neuere Einlaß erset. t, ^d.e^^e ^
ZangefÜhrten' Tätigkeiten bzw. Befugnisse mehr

enthält.

Der Abteilungsvorstand hat auf Befr^ J^^d;;^
^J^T^^' "^ er aus_Kapazi!:::^:^
^er"weisun^ des Landesrates nicht entsprechen



143 -

kann. Der Landesrechnungshof muß diese Vorgangsweise

kritisieren.

{

* Es konnte bei den stichprobenweisen Überprüfungen

keine einzige öffentliche Ausschreibung gefunden

werden, obwohl die Auftragssummen teilweise bis

an die Millionengrenze reichten. Die von der Abteilung

für Liegenschaftsverwaltung fast ausschließlich

durchgeführten beschränkten Ausschreibungen ver-

stoßen zwar bis zu einer Summe von l Million Schil-

ling nicht gegen die Vergebungsvorschriften für

das Land Steiermark, jedoch wären bei öffentlichen

Ausschreibungen durch den erhöhten Konkurrenzdruck

preisgünstigere Anbote zu erwarten gewesen.

* Es konnte dem Landesrechnungshof für kein einziges

der überprüften Bauvorhaben ein Baubuch, wie es

in den Vorbemerkungen der Anbote gefordert und Z. B.

in der Landesbaudirektion obligatorisch ist, vorgelegt

werden. Auch Aufmaßbücher, die alle von den ausführen-

den Firmen und der örtlichen Bauaufsicht gemeinsam

festgestellten und abgezeichneten Aufmäße enthalten

sollten, sind offenbar in der Abteilung für Liegen-

schaftsverwaltung unbekannt.

* Nach der genaueren Durchsicht der Abrechnungsunter-

lagen, im speziellen der Abschlagsrechnungen, muß

vom Landesrechnungshof die ordnungsgenäfle Abwicklung

der Bauaufsicht bei allen überprüften Baumaßnahmen

zumindest in Frage gestellt werden. Es wurden nämlich

von der örtlichen Bauaufsicht in vielen Fällen Ausfüh-

rungsmassen bei den Abschlagsrechnungen anerkannt,

die überhaupt nicht geliefert bzw. ausgeführt wurden.

Als Beispiel sei der Jahressammelauftrag für Dach-

deckerarbeiten angeführt, für den die erste Abschlags-
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(

l

rechnung am 12. März 1986 gelegt wurde. Vor diesem
Datum wurden laut firmeneigenen Stundenzetteln ins-

gesamt

27 Dachdecker- und 36 Helferstunden

an Regiearbeiten geleistet. Abgerechnet, anerkannt
und ausbezahlt wurden jedoch

300 Dachdecker- und 400 Helferstunden

zu einem Gesamtpreis von S 163. 600, --!

Auch bei den Materialbeistellungen mußten bei der

gleichen Abschlagsrechnung Überzahlungen festgestellt
werden. Wie aus den angeschlossenen Lieferscheinen

hervorgeht, wurden bis einschließlich 1. 7. März 1986

1. 800 Stk. Ziegel sowie 40 Schaff Mörtel

angeliefert. In der am 12. März 1986 ausgestellten
ersten Abschlagsrechnung wurden jedoch

10. 000 Stk. Ziegel und 200 Schaff Mörtel

verrechnet und von der Abteilung für Liegenschafts-

Verwaltung über die Landesbuchhaltung zur Anweisung

gebracht.

* Die Feststellung, daß die Bauaufsicht in der Abtei-
lang für Liegenschaftsverwaltung nur äußerst mangel-
haft wahrgenommen worden ist, wurde auch durch die
Überprüfung der Regiestundenzettel erhärtet. Dabei
stellte sich nämlich heraus, daß die mit der örtlichen

Bauaufsicht betrauten Bediensteten an mehreren Tagen

Regiestunden anerkannt und mit Unterschrift abgezeich-
net haben, an denen sie sich jedoch laut Aufzeichnun-
gen der Urlaubskarteien auf Urlaub befunden hatten!

* Bei der stichprobenweisen Überprüfung der einzelnen
Endabrechnungen mußte festgestellt werden, daß neben



145 -

auch vielfach Positionen anerkannt

wurden, die in der ursprünglichen Ausschreibung
überhaupt nicht vorgesehen waren.

So wurde Z. B. bei der Baumeisterschlußrechnung der
Fassadenrenovierung Burggasse 11 und 13 ein Drittel
der gesamten Abrechnungssumme mit Positionen abgerech-
net, die im Anbot überhaupt nicht vorhanden waren.

Dadurch war es möglich, daß ohne Konkurrenzdruck
Einheitspreise angeboten wurden, die teilweise wesent-
lich überhöht waren. Diese Preise wurden ohne Korrek-
tur anerkannt und bezahlt.

Das Fehlen von Preisvereinbarungen vor der Ausführung

und vor allem das Fehlen von Preisherleitungen auf

Preisbasis der ursprünglichen Anbote in prüffähiger
Form wird nochmals bemängelt. Für Arbeiten, die

nicht im Anbot angeführt sind, sind Nachtragsanbote

vorzulegen, deren Preisangemessenheit vor Durchführung
der Leistungen zu bestätigen ist.

Es mußte jedoch festgestellt werden, daß die Preis-

angeaessenheit nicht vor, sondern nach der Arbeits-
durchfOhrung bzw. erst bei der Vorlage der Schlußrech-
nung bestätigt wurde.

Weiters stellte sich heraus, daß zum Teil auch Lei-

stungen, die in keinem Zusannenhang nit der Aus-
Schreibung standen, verrechnet wurden. So war Z. B.
bei den Fensterabdichtungsarbeiten der Fassadenreno-

vierung Burggasse 11 und 13 unter Position 2 das
Abdichten von Fugen zwischen Stock- und Mauerwerk
mit dauerelastischem Kitt in einer Länge von 200 lfm

ausgeschrieben. Abgerechnet hingegen wurde unter
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dieser Position eine Pauschalsumme von 7 % der Pos. l
mit der lapidaren Bezeichnung "Mehraufwand"!

Die Genehmigung zur Vergabe dieser Fensterabdichtungs-
arbeiten bezog sich lt. Beschluß der Steiermärkischen
Landesregierung auf die straßenseitige Fassadenreno-
vierung der Häuser Burggasse 11 und 13.

Wie vom Landesrechnungshof festgestellt wurde, wurden
mit diesem Auftrag jedoch auch Arbeiten in der Salz-
amtsgasse, in der Einspinnergasse, in der Burggasse 7
und Burggasse 9 sowie in der Neuen Burg verrech-
net. Hier drängt sich der Verdacht auf, daß gerade
soviele Abdichtungsarbeiten - in diesem Falle sogar
in ganz anderen Gebäuden - mündlich beauftragt wurden,
bis die ursprünglich zu hoch geschätzten Ausschrei-
bungsmassen und damit die Genehmigungssuimne ausge-
schöpft waren. Diese Vorgangsweise muß vom Landesrech-
nungshof kritisiert werden.

Bei der gleichen Schlußrechnung wurden Regiestunden
im Ausmaß von 20 Facharbeiterstunden und 20 Hilfs-
arbeiterstunden in der Schlußrechnung anerkannt.
Dies ist jenes Ausmaß, welches im Anbot enthalten
war, um Einheitspreise für allfällig notwendige
Regiearbeiten zu haben. Abgesehen davon, daß keinerlei
Auftrag für eine Regiearbeit existiert, wurde dieser
Betrag von der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung
ohne Hinweis auf die erbrachte Tätigkeit zur Aus-
Zahlung freigegeben. Auf Befragen des Landesrech-
nungshofes war ein Nachvollzug der Regierechnungen
in der vorliegenden Form selbst dem zuständigen
Sachbearbeiter nicht mehr möglich. Die Ordnungs-

mäßigkeit einer solchen Schlußrechnung muß daher vom
Landesrechnungshof in Zweifel gezogen werden.
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* In Analogie zum seinerzeitigen Bericht des Landesrech-

nungshofes mußte auch jetzt wieder festgestellt

werden, daß die Maler- und Restaurierungsarbeiten

im Landtagssitzungssaal nicht an den Bestbieter

vergeben, sondern zu wesentlich höheren Preisen

beauftragt und abgerechnet wurden. Der Anbotspreis
der beauftragten Firma betrug 271 % des Preises des

Bestbieters und war um S 139. 680, -- teurer.

* Wie bei mehreren Baumaßnahmen aufgezeigt, wurden

anstelle von Anbotspositionen, die im Zuge der Aus-

führung nicht erforderlich waren, andere nicht vorge-
sehene Leistungen und Regiearbeiten in einem solchen

Umfang abgerechnet worden, daß die genehmigte Auf -

tragssunune gerade noch ausgeschöpft worden war.

Als Beispiel dafür wird der Jahressammelauftrag
1986 für die Spenglerarbeiten angeführt:

Da viele Leistungen im Anbot nicht erfaßt wurden

und sich die Regiearbeiten um beinahe 44 % erhöhten,

erscheint es dem Landesrechnungshof mehr als verwun-

derlich, daß der ursprünglich geschätzte und von

der Steiermärkischen Landesregierung genehmigte
und gerundete Betrag von S 950. 000, - so exakt für

die Jahresabrechnung von S 949. 035, 60 ausgereicht
hat.

<

Aus den Vorbemerkungen aller überprüften Anbote
geht hervor, daß ein Haftrücklaß in der Höhe von

3 % der Schlußrechnungssumme auf drei Jahre einbe-
halten wird. Wie jedoch die Überprüfung aller Schluß-
rechnungen ergab, wurde weder ein Haftrücklaß einbe-

halten, noch ein Haftbrief gelegt.
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Dazu wird bemerkt, daß der Haftrücklaß als Sicherstel-
lung £ür den Fall, daß der Auftragnehmer die ihm
aus der Gewährleistung obliegenden Pflichten nicht
erfüllt, vorgesehen ist und daher von der Schlußrech-
nung in Abzug zu bringen ist. Erst nach Ablauf der
Gewährleistungsfrist wird dieser Betrag wieder frei-

gegeben.

Auf Befragen des zuständigen Sachbearbeiters wurde
dem Landesrechnungshof mitgeteilt, daß es trotz
der vorhin zitierten Vorbemerkungen in der Abteilung
für Liegenschaftsverwaltung bisher nicht üblich
war, einen Haftrflcklaß einzubehalten, da bei Repara-
turleistungen die Handhabung einer Gewährleistung
schwierig erscheint. Dieser Argumentation kann sich
der Landesrechnungshof nicht anschließen und empfiehlt
in Zukunft eine vertragsgemäße Vorgangsweise.

* Bei der stichprobenweisen Überprüfung der Haustechnik
muß vor allem das ungenügende Erfassen von Leistungen
vor der Ausschreibung (z. B. Elektroinstallationsarbei-
ten - Rahmenausschreibung), die ungenügenden bzw.

überhaupt nicht durchgeführten Aufmaßkontrollen
(Z. B. Heizungsinstallationsarbeiten), das Nichtein-
halten von vereinbarten Fertigstellungsterainen

(z. B. WasserversorgungBurgareal) sowie das "Verloren-
gehen* von Anbotsunterlagen (z. B. Elektroinstalla-
tionsarbeiten - Rahmenausschreibung) kritisiert

werden.

Kritik muß vor allem auch deshalb wiederholt geäußert

werden, da bereits im Jahr 1983 durch den Landes-
rechnungshof Mißstände dieser Art im Bereich der
Abteilung für Liegenschaftsverwaltung aufgezeigt
wurden.
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Ganz besonders kraß fielen bei der Überprüfung die

unsinnigen Elektromaterialeinkäufe - die in dieser

Form auch nicht ausgeschrieben waren - auf. Die

finanziell am meisten ins Gewicht fallenden Materia-

lien waren rd. 8. 000 m Kabel und 8. 000 m Leitungs-

drahte. Diese Materialien wurden im Lagerraum des

Betriebselektrikers auf Lager gelegt. Obwohl diese

Lieferungen bereits im Jahre 1985 erfolgten, liegen

derzeit noch ca. 95 % unverbraucht auf Lager. Ein

Verbrauch des gesamten Materials ist laut Aussage

der betriebseigenen Elektriker in den nächsten 25 Jah-

ren kaum möglich ! Der Landesrechnungshof findet

es unsinnig, derartige Mengen von Installationsmate-

rial, die noch dazu kaum benötigt werden, auf Lager

zu legen.

Der Landesrechnungshof muß im Bericht neuerlich

die Mißachtung von Vorschriften (z. B. Nichteinhal-

tung der KuGO - betr. Protokollführung), die Nicht-

einhaltung der Vergebungsrichtlinien und die Mißach-

tung von Weisungen aufzeigen und auf die fehlende

DienstaufSicht hinweisen.

Der Landesrechnungshof empfiehlt weiters eine Umstruk-

turierung in der Organisation des technischen Dien-

stes. Es muß sichergestellt werden, daß in Zukunft

eine Koordination und Komunikation der technischen

Referenten untereinander gewährleistet ist (z. B.

Zusammenfassen von Leistungen in Rahmenausschreibun-

gen; gemeinsamer Einkauf von häufig benötigten Mate-

rialien etc. ).

Bei der Überprüfung der Kleinrechnungen stellte
sich heraus, daß wiederum - wie schon im Bericht

1983 festgestellt und kritisiert wurde - durch Teilung
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und Stückelung der Rechniingen die Ennächtigungs-

grenzen umgangen worden sind.

Dazu werden nochmals die Ermächtigungsgrenzen auf-

gezeigt:

** Bei Arbeiten bis zu S 10. 000, -- ist der Abteilungs-

vorstand vergebungsbefugt.

** Bei Rechnungsbeträgen von S 10. 000, -- bis

S 50. 000, - muß die Genehmigung des zuständigen

Regierungsmitgliedes eingeholt werden (Verfügung).

** Bei Beträgen, die voraussichtlich die Summe von

S 50. 000, -- übersteigen, ist ein Regierungssit-

zungsbeschluß erforderlich.

Zusätzlich zu diesen Ermächtigungsgrenzen wird in

den Vergebungsvorschriften für das Land Steier-

mark verlangt, bei Aufträgen über S 40. 000, -- eine

Ausschreibung durchzuführen.

l

So wurde Z. B. an die Fa. Geier eine Gesamtsumme

von S 42. 467, 64 für Tapeziererarbeiten im gleichen

Gebäude angewiesen. Diese Summe wurde in 5 Einzel-

rechnungen, von denen 4 jeweils knapp unter

S 10. 000, - lagen, und die innerhalb von 4 Tagen

ausgestellt wurden, ausbezahlt. Damit wurde nicht

nur die Ennächtigüngsgrenze der Abteilung für Liegen-

schaftsverwaltung umgangen, sondern auch die Verge-

bungsvorschrift für das Land Steiermark, weil der

Auftrag nicht mehr frei vergeben, sondern zumin-

dest beschränkt ausgeschrieben hätte werden müssen.

Noch klarer wird die bewußte Absicht einer Stücke-

lung bei der Rechnung der Fa. Jurtschitsch vom 9. Juli

1984 vom Landesrechnungshof aufgezeigt. Die dcunalige
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Rechnungssumme von S 15. 048, 78 wurde von der Abteilung

für Liegenschaftsverwaltung storniert und an die

Firma retourniert. Ca. 2 Wochen danach scheint in

der Karteikarte wieder die Fa. Jurtschitsch, diesmal

jedoch mit 2 getrennten Rechnungen vom 26. Juli

1984 und vom 6. August 1984, auf. Diese beiden Rech-

nungsbeträge ergaben

gesamt

S 9. 868, 68 und

S 5. 180, 10
S 15. 048, 78

Zusammen ergab sich also auf den Groschen genau der

ursprünglich von der Abteilung für Liegenschaftsverwal-

tung stornierte Betrag der Rechnung vom 9. Juli 1984.

Im Zuge der Überprüfung der Kleinrechnungen untersuchte

der Landesrechnungshof auch, welcher Jahressummenbetrag

für die Anschaffung von diversem Werkzeug im Jahre

1986 verbraucht wurde. Dabei ergab sich - wie im Bericht

nachvollziehbar - ein Gesamtjahresbetrag von

S 633. 787, 76. Dazu wird nochmals festgestellt, daß

dabei keine einzige Rechnung über S 10. 000, -- lag!

Weiters fiel auf, daß im Jahre 1986 allein für Schlüs-

sei und Schlüsselzylinder die beträchtliche Summe

von S 114. 684, 73 an diverse Firmen angewiesen wurde.

Da alljährlich weitgehend gleichartige Bestellungen

anfallen, regt der Landesrechnungshof wiederum - wie

schon im vorangegangenen Bericht - an, vermehrt jähr-

liche Rahmenausschreibungen durchzuführen, um auch

kleinere Mengen zu niedrigeren Preisen bestellen zu
können.

zusammenfassend muß nochmals aufgezeigt werden, daß

nur ein sehr geringer Teil der Anregungen, die der
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Landesrechnungshof im vorangegangenen Bericht gemacht
hat, aufgegriffen wurde. Da die meisten der bereits
^983 aufgezeigten Mängel auch noch heute - zum Teil
sogar im verstärkten Ausmaß - vom Landesrechnungshof
festgestellt werden müssen, ist ehestmöglich sicherzu-
stellen, daß die im Bericht aufgezeigten Praktiken
der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung endgültig
abgestellt werden.
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Am 25. Juni 1987 fand im Landesrechnungshof eine Schluß-
Besprechung statt, an der

vom Büro Landesrat Dr. Klauser: RR Dr. Ludwig Sik

von der Abteilung für
Liegenschaftsverwaltung: LRR Dr. Gerhard Sommer

vom Landesrechnungshof Landesrechnungshofdirekter
Wirkl. Hofrat Dr. Gerald Ortner

Landesrechnungshofdirektor-
Stellvertreter Wirkl. Hofrat
Dr. Hans Leikauf

Wirkl. Hofrat Dipl. -Ing.
Peter Pfeiler

BR Dipl. -Ing. Gerhard Rußheim

prov. BR Dipl. -Ing.
Dr. Michael Kollmann

AS Ing. Reinhard Just

teilgenommen haben.

Bei dieser Besprechung wurden die wesentlichsten Prü-
fungsergebnisse in ausführlicher Form behandelt.

Graz, am 14. Juli 1987

Der Landesrechnungshofdir^Ctor

^her)


